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Union will cool werden 

Nach unbefriedigenden Wahlergebnissen 
wollen die Christdemokraten endlich cool 
werden. 
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Weder Satan noch Heilsbringer 

Putins Russland wird zum Feindbild auf¬ 
gebaut - ist aber deswegen noch kein 
natürlicher Bündnispartner für Antiimpe¬ 
rialisten. 
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Der Militärpfarrer 

„Verantwortung“ heißt Sicherung der Rohstoffe und Absatzmärkte 



G ottesgaben sind - auch für 
evangelisch-lutherische Pasto¬ 
ren außer Dienst - besondere 
Fähigkeiten und Begabungen. Ge¬ 
nannt werden gutes Zuhören, schnel¬ 
les Begreifen, feiner Humor. Damit 
allerdings ist der elfte Bundespräsi¬ 
dent nicht gesegnet, jedenfalls fehlen 
ihm diese Gaben dann, wenn es dar¬ 
um geht, die christliche Friedensbot¬ 
schaft zu vermitteln. Manchen älteren 
Zeitzeugen mag der etwas selbstdar¬ 
stellerisch wirkende Alt-Rostocker 
an einen Vorläufer erinnern: den aus¬ 
drucksbemühten Sauerländer Hein¬ 
rich Lübke. 

Verantwortung, Frieden und Frei¬ 
heit sind die umgedeuteten Begriffe 
in der Litanei von Joachim Gauck. 
„Verantwortung in der Welt“ sagt er. 
Waffengänge der Bundeswehr meint 
er. Auslandseinsätze seien wieder ein 
probates Mittel der Politik. Da nimmt 
es nicht Wunder, wenn Dr. Jürgen To- 
denhöfer, wie Gauck Jahrgang 1940, 
den Pastor einen „überdrehten Got¬ 
teskrieger“ nennt. Gauck sei „ein Si¬ 
cherheitsrisiko für unser Land“. 

Die Kritik Todenhöfers hat getrof¬ 
fen, denn der Publizist und Friedens¬ 
aktivist war in den 80er Jahren ein 
zuverlässiger Vertreter der „Stahl¬ 
helmfraktion“ des rechten Flügels 
der CDU, der die Fronten wechselte, 
indem er friedenspolitische Forderun¬ 
gen erhob und insbesondere die Krie¬ 
ge kritisierte, die heute zum „Verant¬ 
wortungsrahmen“ Gauckscher Prä¬ 
gung zählen: Krieg unter dem Dach 
der NATO in Afghanistan, Irak, Liby¬ 
en, Syrien. 

Gauck ist auch auf Kritik in den 
Reihen anderer Theologen gestoßen. 
Ostdeutsche Pfarrer, so berichtet die 
Rheinische Post, sammeln Unter¬ 
schriften gegen den Bundespräsiden¬ 
ten. Sie werfen ihm vor, dass er sich 
mit seinem Plädoyer für Auslandsein¬ 
sätze der Bundeswehr von den Idea¬ 
len der christlichen DDR-Friedensbe- 
wegung abgewandt habe. 

Ost-Berliner Pfarrer erinnerten an 
das Abschlussdokument der Ökume¬ 
nischen Versammlung der Kirchen der 


DDR von 1989: „Umkehr zum Frie¬ 
den muss deshalb für uns heute die 
Mitwirkung an der Überwindung der 
Institution des Krieges einschließen. 
Im Verzicht auf militärische Gewalt 
als Mittel der Politik sehen wir einen 
notwendigen Schritt zur Schaffung ei¬ 
ner europäischen und weltweiten Frie¬ 
densordnung.“ Von diesen Forderun¬ 
gen habe Gauck sich verabschiedet. 

Gauck bekam inzwischen Schüt¬ 
zenhilfe, denn ein Dschihadist - wie 
in einer Karikatur gezeigt - sei er nun 
wirklich nicht. Das wusste für die FAZ 
wohl niemand besser als Verteidi¬ 
gungsministerin Ursula von der Leyen. 
Sie steht für den Bundeswehreinsatz 
von 4 600 Soldaten in Afghanistan 
(ISAF), im Kosovo (KFOR), am Horn 
von Afrika (Atalanta), an der Küste 
des Libanon (UNIFIL), im Mittelmeer 
(MEM OPCW), in der Türkei, Mali, 
Senegal, der Zentralafrikanischer Re¬ 
publik, Somalia, Sudan, Südsudan, DR 
Kongo, Westsahara. Allein in Afgha¬ 
nistan gab es bisher mehr als 50 tote 


Bundeswehrsoldaten und drei tote 
deutsche Polizisten. Am 4. September 
2009 wurden 142 afghanische Zivilis¬ 
ten durch US-Bomber getötet, - ange¬ 
fordert von Bundeswehr-Oberst Klein. 
Die Gesamtzahl der Ziviltoten liegt 
bei mehreren Tausend. Todenhöfer in 
der Berliner Zeitung: „Auch humani¬ 
täre Kriege, für die er (Gauck) offen¬ 
bar plädiert, haben zur Folge, dass 90 
Prozent der Opfer Zivilisten, Frauen 
und Kinder sind. Darauf will ich hin- 
weisen.“ 

Publizist Jakob Augstein: „Jeder 
Präsident hat sein Thema. Am An¬ 
fang dachte man, Gaucks Thema sei 
die Freiheit. Aber das war ein Irrtum. 
Langsam wird deutlich: Es ist der 
Krieg.“ Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier (SPD) pflichtete Gauck 
bei: „Deutschland ist eigentlich zu 
groß, um Weltpolitik nur von der Au¬ 
ßenlinie zu kommentieren.“ 

Die DKP wird sich nicht in inner¬ 
theologische Auseinandersetzungen 
einmischen. Aber der Hinweis auf Jor¬ 


ge Mario Bergoglio, jetzt Papst Fran¬ 
ziskus, sei erlaubt: „Damit das Sys¬ 
tem fortbestehen kann, müssen Krie¬ 
ge geführt werden, wie es die großen 
Imperien immer getan haben. Einen 
dritten Weltkrieg kann man jedoch 
nicht führen, und so greift man eben 
zu regionalen Kriegen“. Diese Aussage 
des Papstes war als scharfe Kritik am 
System des Kapitalismus gemeint. Bei 
Gauck wäre dieses Zitat eine Forde¬ 
rung, endlich mehr „Verantwortung“ 
zu übernehmen. 

Die Süddeutsche Zeitung kommt 
zur Bewertung der Papst-Aussage: 
„Das ist im Kern eine ähnliche Grund¬ 
these wie in den Imperialismustheo¬ 
rien von Rosa Luxemburg und Wla¬ 
dimir Iljitsch Lenin Anfang des ver¬ 
gangenen Jahrhunderts oder von 
radikalen Linksintellektuellen heut¬ 
zutage.“ Wo Rosa Luxemburg und 
Wladimir Iljitsch Lenin Recht haben, 
bedarf es keiner Gegenreformation 
durch den Rostocker Ex-Pastor Joa¬ 
chim Gauck. Uwe Koopmann 


DKP und SDAJ erwarten an diesem 
Wochenende tausende Besucherin¬ 
nen auf dem 18. UZ-Pressefest in 
Dortmund, dem größten linken Fest 
in unserem Land. Damit wir auch 
nach dem Fest mit unseren Gästen 
in Verbindung bleiben, möchten wir 
möglichst viele Menschen für ein UZ- 
Abonnement begeistern und haben 
uns einiges einfallen lassen: 

Für nur 10,00 Euro bieten wir die 
UZ drei Monate (13 Ausgaben) zum 
besseren Kennenlernen an. 

Alle neuen Leserinnen erhalten 
ein von Künstlerinnen und Künstlern 
des Pressefestes gestiftetes Geschenk. 
Die Verlosung findet am 29.6.2014 um 
14.00 Uhr auf dem Festgelände im 
UZ-Zelt statt. Alle gewinnen! 


UZ in Aktion 


Leserinnen werben Leserinnen 


Nicht nur die neuen Abonnentin¬ 
nen gewinnen. Auch alle Werberin¬ 
nen nehmen an der Verlosung mit Ge¬ 
winngarantie teil. Zusätzlich verlosen 
wir ein Konzert mit der Kölner Band 
Microphone Mafia! Dieses Konzert 
kann von DKP- und SDAJ-Gruppen 
veranstaltet werden, die sich erfolg¬ 
reich an der UZ-Werbeaktion betei¬ 
ligen. Ganz gleich, ob Antifa-Aktion 
oder große Kulturveranstaltung: 

Mit Microphone Mafia ist der Er¬ 
folg garantiert! 

Und: Das beste Argument für ein 
UZ-Abo ist natürlich die Zeitung 
selbst! Die UZ wird immer besser und 
ist als roter Farbklecks in unserer trü¬ 
ben Medienlandschaft unersetzlich. In 
der UZ schreiben wir Woche für Wo¬ 



che über Kämpfe in Betrieben, über 
die Gegenwehr der Kolleginnen 
und ihrer Gewerkschaften, über 
Aktionen der außerparlamen¬ 
tarischen Bewegungen, über 
internationale Themen, 
Antifaschistinnen und 
ihre Aktivitäten, über 
das, was junge Men¬ 
schen interessiert, über 
Kultur, Bildung und vie¬ 
les mehr. Kurz, die UZ ist 
eine Stimme derer, die Wi¬ 
derstand leisten, den Kapita¬ 
lismus überwinden möchten 
und sich für eine Welt ohne Aus¬ 
beutung, Unterdrückung, Faschis¬ 
mus und Krieg einsetzen. 

Verlag und Redaktion 


Thema der Woche 


„Lasst euch einfach 
überraschen“ 

Im Interview spricht Esther Bejara- 
no, eine der letzten Überlebenden des 
Mädchenorchesters von Auschwitz, 
über ihren Kampf gegen das Verges¬ 
sen, die Rechtsentwicklung in Euro¬ 
pa, die Aufmerksamkeit und Neugier 
der Jugend und über ihren Mut, das 
Elend der Flüchtlinge und warum sie 
gern fröhliche Lieder singt. 

Vom UZ-Pressefest erwartet sie viel. 
Für ihre Auftritte verspricht sie Über¬ 
raschungen. 

Wir freuen uns auf Esther Bejarano 
mit der Microphone Mafia und auf 
Konstantin Wecker. 
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Liebe Gäste unseres 
UZ-Pressefests, 


wir freuen uns , dass wir 2 Vi Tage mit 
Ihnen/Euch feiern, singen, diskutieren 
und tanzen dürfen. Wir wünschen uns 
eine schöne, spannende Zeit in Dort¬ 
mund. Dafür haben hunderte von Hel¬ 
ferinnen und Helfern monatelang gear¬ 
beitet, herzlichen Dank. 

Wir hoffen, dass unser Fest uns al¬ 
len Kraft gibt. Kraft für anstehende 
Kämpfe, deren es mehr als genug gibt. 
Denn, wenn ein Pfarrer und Bundes¬ 
präsident zu den Waffen ruft, wenn 
der Faschismus in der Ukraine, bei 
den EU- und Kommunalwahlen sein 
Gesicht erhebt, wenn Millionen Men¬ 
schen in unserem Fand in Armut ge¬ 
trieben und andere mit einem löchrigen 
„ Mindestlohn “ eingeseift werden, dann 
brauchen wir Kraft für Gegenwehr. 

Wir, die Deutsche Kommunistische 
Partei (DKP), sind stolz darauf, dass 
es uns gelingt, das größte Volksfest der 
Finken in diesem Fand auf die Beine 
zu stellen. Wir wissen selbst, dass wir 
klein sind, wir wissen selbst, dass wir 
vor allem mehr junge Mitglieder brau¬ 
chen. Und manchmal wundern wir uns 
selbst, wie wir trotzdem dieses Fest und 
Anderes stemmen. Vielleicht liegt es ja 
gerade an diesem „K“ in unserem Na¬ 
men. Und natürlich soll deshalb dieses 
Fest auch eine Werbung für uns und 
unsere Zeitung UZ sein, oder, wie es 
in einem Fied heißt „es soll der Anfang 
sein, dich höflich aufzufordern, sich bei 
uns mit einzureihen.“ Warum nicht? 
Ihr 

Patrik Köbele 
Vorsitzender der DKP 


UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 

27.-29.Juni 2014 • Dortmund 
Revierpark Wischlingen 
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Frauen in der Türkei 


Eren Keskin - türkisch/kurdische 
Menschenrechtsaktivistin - wird auf 
dem Pressefest am 28. Juni um 17.00 
im PV-Zelt eine Gesprächsrunde zur 
Situation der Frauen in der Türkei 
und Kurdistan durchführen. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Mit neuem Mandat 

Betriebsratswahlen: Hohe Wahlbeteiligung und gute Ergebnisse für Gewerkschaftslisten 



N eben den Euro¬ 
pawahlen haben 
bis Ende Mai in 
Deutschland turnusgemäß 
die Betriebsratswahlen in 
rund 27 000 Betrieben statt¬ 
gefunden. Nach Aussagen 
des DGB gibt es in Deutsch¬ 
land etwa 190 000 Betriebs¬ 
räte, also Beschäftigte, die 
mit einem Mandat ihrer Be¬ 
legschaft ausgestattet sind. 

Das sind mehr Mandate als 
in allen deutschen Kommu¬ 
nalparlamenten zusammen. 

Die Wahlbeteiligung lag 
bei etwa 80 Prozent, eine 
Beteiligung von der Parla¬ 
mentarier auf allen Ebenen 
nur träumen können. Auf 
die Mitgliedsgewerkschaf¬ 
ten des Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes entfielen zwi¬ 
schen 75 und 85 Prozent der 
Stimmen, die Anzahl der 
Mandate liegt z.T. noch hö¬ 
her. Das sind Ergebnisse, die 
nicht einmal die CSU zu ih¬ 
ren besten Zeiten in Bayern 
erreichen konnte. Selbst die 
FAZ als meinungsbildendes 
Flaggschiff des deutschen 
Kapitals kommt nicht um¬ 
hin, diese Wahlen als „Gro¬ 
ßereignis der Meinungsbil¬ 
dung“ zu betrachten, um sich dann 
über die vermeintlich schädlichen Fol¬ 
gen für die deutsche Wirtschaft auszu¬ 
lassen. Hierzu gehören die zu große 
Mandatszahl und die finanziellen Be¬ 
lastungen für die Unternehmen. Über¬ 
haupt: „Die Gewerkschaften kämpfen 
gegen Bedeutungsverlust“ konstatiert 
die Zeitung, da die Mandate der Ge¬ 
werkschaftsmitglieder auf dem ab¬ 
steigenden Ast seien. Die Mitglieds¬ 
gewerkschaften des DGB vermelden 
den gegenteiligen Trend: Allein im IG 
Metall-Bereich sind über 500 Gremien 
erstmalig gewählt worden, insgesamt 


ist die Zahl der Betriebe mit Betriebs¬ 
räten gestiegen. 

Gestiegen sind nach Angaben der 
Gewerkschaften aber auch die Ver¬ 
suche seitens der Unternehmen, Be¬ 
triebsräte zu verhindern. So gerieten 
Internetversandhäuser oder auch Fast¬ 
food-Ketten in die Schlagzeilen der 
letzten Monate. Umfragen bescheini¬ 
gen, dass die Konflikte in den Betrie¬ 
ben zugenommen haben. Hintergrund 
ist die zunehmende Veränderung der 
betrieblichen Strukturen sowohl in 
der Unternehmensorganisation (durch 
Ausgründungen) als auch in der Be¬ 


legschaft. Der zunehmende Einsatz 
von Subunternehmen, Werkverträge, 
Freiberuflern bzw. Scheinselbstständi¬ 
gen hebelt die Zuständigkeit von Be¬ 
triebsräten gezielt aus oder erschwert 
sie massiv. Immer mehr Betriebsräte - 
insbesondere in kleineren Betrieben - 
müssen ihre Rechte vor den Arbeitsge¬ 
richten einklagen. 

Die hohe Beteiligung bei den BR- 
Wahlen ist für die Gewerkschaften ein 
Stimmungsbarometer, denn Betriebs¬ 
räte werden oft als gewerkschaftlich 
orientierte Gremien wahrgenom¬ 
men - gerade in Großbetrieben. Bei 


der Deutschen Bahn AG wurden die 
Betriebsräte erstmalig unter der Flag¬ 
ge der 2010 gegründeten Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft (EVG) ge¬ 
wählt. Neu war auch, dass die Regie 
dieser Wahlen in den nach der Bildung 
der EVG gegründeten EVG-Betriebs- 
gruppen durchgeführt wurde. Das hat 
vielerorts althergebrachte Rituale ver¬ 
ändert. So gibt es keine übergeordne¬ 
ten Gremien mehr, die die Aufstellung 
von Gewerkschaftslisten beschließen. 
Auch führten EVG-Betriebsgruppen 
Mitgliederabstimmungen zur Aufstel¬ 
lung der Listenrangfolge durch. Die 


Folge war, dass hier und 
da freigestellte Betriebs¬ 
räte sich nicht mehr in ent¬ 
sprechender Position auf 
den Listen wiederfanden, 
die Listen verjüngt wurden 
bzw. ganz andere Kandida¬ 
ten zum Zuge kamen. Zu¬ 
mindest in Berlin führte 
diese Veränderung zu einer 
Zunahme von sogenannten 
„Freien“ Listen, mit denen 
von Mitgliedern nicht ge¬ 
wählte Kandidaten eige¬ 
nen Listen aufstellten. Das 
Ergebnis der Wahlen kann 
die EVG dennoch als Er¬ 
folg verbuchen. Mit 76 Pro¬ 
zent der Stimmen (Berlin: 79 
Prozent) hat die EVG zwar 
insgesamt gut vier Prozent 
der Mandate verloren, aber 
durch einen von den Be¬ 
triebsgruppen stärker inhalt¬ 
lich geführten Wahlkampf 
an Profil gewonnen. Ernüch¬ 
ternd waren die Wahlen für 
die GDL, trotz der Erfolge 
in einzelnen Betrieben. Kon¬ 
zernweit erreichte die GDL 
einen Zuwachs von lediglich 
0,3 Prozent. 

Die Betriebsratswahlen 
2014 haben den betriebli¬ 
chen Einfluss der DGB-Mit¬ 
gliedsgewerkschaften gestärkt. Sie sind 
weiter die bestimmende betriebliche 
Kraft der Werktätigen in Deutschland 
mit einem im europäischen Vergleich 
hohen und derzeit steigenden Organi¬ 
sationsgrad. Trotz vielerorts positiver 
Entwicklungen der betrieblichen Inte¬ 
ressensvertretungen ist aber nur knapp 
die Hälfte der Werktätigen in diesen 
Betrieben (meist größere Unterneh¬ 
men) beschäftigt. Hier liegt das größ¬ 
te Steigerungspotential der Gewerk¬ 
schaften, welches letztlich auch für die 
Kampfkraft entscheidend sein wird. 

Rainer Perschewski 


Gisela Kessler ist tot 

Erinnerung an den Kampf der „Heinze-Frauen“ 


Noch mehr Daumenschrauben für Arbeitslose? 

Arbeitslosengeld II soll reformiert werden 


Gisela Kessler, die Gewerkschafte¬ 
rin, Kommunistin, Frauenrechtlerin, 
Freundin, lebt nicht mehr. Sie wurde 
78 Jahre alt. Gisela war eine politisch 
denkende, aktiv handelnde Frau. Ihr 
Motto war: „Ich will arbeiten und da 
kämpfen, wo das Leben ist.“ 

Detlef Hensche, bis 2001 Vorsitzen¬ 
der der IG Medien, schreibt in seinem 
Nachruf: „Gisela war im Betrieb Ju¬ 
gendvertreterin, später Personalrätin, 
hat die Sozialakademie und danach die 
Akademie für Arbeit absolviert, brach¬ 
te also alle Voraussetzungen für eine 
hauptamtliche Karriere mit, folgerich¬ 
tig wurde sie ja auch Rechtsschutzse¬ 
kretärin im DGB Wiesbaden.“ 

Sie sollte Frauenarbeit machen - 
für die Kollegen war das damals nicht 
nachvollziehbar! 

„Kaum hatte Gisela ihre Arbeit 
aufgenommen, wartete der nächste 
Kulturschock: Sie war Mitglied der 
DKP, was damals für einen Gewerk¬ 
schaftsfunktionär durchaus Courage 
und Standfestigkeit verlangte. Ob¬ 
wohl sie aus ihrer Parteizugehörigkeit 
nie ein Geheimnis gemacht hatte, war 
dies offenbar nicht bis zur Zentrale der 
IG Medien in Stuttgart vorgedrungen.“ 
Mit großer Mehrheit wurde sie in der 
Folge von Kongress zu Kongress wie¬ 
dergewählt. Sie war in den Betrieben, 
besuchte Betriebsversammlungen, 
um die Organisation, vor allem die 
Arbeitsbedingungen, die Sorgen und 
Hoffnungen der Kolleginnen und Kol¬ 
legen kennen zu lernen. 

Unvergessen ist ihre führende Rol¬ 
le in der Solidaritätsbewegung mit den 
„Heinze-Frauen“ und der Frauenbe¬ 
wegung in Gelsenkirchen. Die „Hein¬ 
ze-Frauen“ haben 1979 bundesweites 
Aufsehen erregt. 29 Kolleginnen der 



Abteilung Filmentwicklung der Gel- 
senkirchener Firma „Foto Heinze“ 
klagten auf gleichen Lohn für gleiche 
Arbeit - mit viel Solidarität der Kolle¬ 
gen und der Menschen der Stadt. Die 
Fahrt nach Kassel zum Aufsehen erre¬ 
genden Arbeitsgerichtsprozess in letz¬ 
ter Instanz, die im Jahr 1981 stattfand, 
war lehrreich für alle. Gisela machte 
darauf aufmerksam, dass es um Frau¬ 
enrechte geht, die zwar auch gericht¬ 
lich eingefordert werden - der Kampf 
aber fände im Betrieb statt. 

Johanna Klages und Prof. Ursu¬ 
la Schumm-Garling schreiben: „Die 
schon über ein Jahrhundert alte For¬ 
derung nach gerechter Bezahlung wur¬ 
de von Gisela und der Gewerkschaft 
Druck und Papier aufgegriffen und 
führte zu vielfältigen Aktivitäten. Die 
Heinze-Frauen siegten am 9. Septem¬ 
ber 1981 vor dem Bundesarbeitsge¬ 
richt. Mit Fasia sangen alle das Lied 
,Wir wollen gleiche Löhne, keiner 
schiebt uns weg!“ 4 

Marianne Konze 


Die allermeisten Arbeitslosen gehen 
zum Jobcenter und beantragen staatli¬ 
che Hilfe, weil sie anders einfach nicht 
über die Runden kommen. Sie machen 
es sich nicht einfach, denn der Gang 
dorthin kostet Überwindung und nicht 
selten auch ein Stück Würde. Hartz- 
IV-Empfänger sein, das bedeutet ge¬ 
sellschaftlich als Versager stigmatisiert 
zu werden: Deshalb müssen sie sich 
ständig beim Jobcenter melden, Be¬ 
werbungstrainings absolvieren - und 
praktisch jeden Job annehmen, der ih¬ 
nen angeboten wird. 

Wer nicht kuscht und macht, was 
von ihm verlangt wird, wird „sanktio¬ 
niert“. Arbeitsämter haben die Mög¬ 
lichkeit, Hartz-IV-Empfänger abzu¬ 
strafen: sobald sie Termine versäumen, 
Schulungen „schwänzen“ oder die 
Aufnahme einer „zumutbaren“ Arbeit 
verweigern. Wer einmal nicht zum ver¬ 
einbarten Termin erscheint, bekommt 
gleich zehn Prozent weniger Geld. 
Wer zum Beispiel eine schlecht bezahl¬ 
te Leiharbeiter-Stelle nicht annimmt, 
wird mit noch drastischeren Kürzungen 
drangsaliert. 

Seit 2007 sprachen die Ämter mehr 
als sechs Millionen dieser Strafen aus. 
In den allermeisten Fällen aber wa¬ 
ren Meldeversäumnisse der „Grund 44 . 
In den Jahren 2012 und 2013 kürzten 
Jobcenter Erwerbslosen und „Aufsto- 
ckern“ jeweils über eine Million Mal 
die existenzsichernden Leistungen. 
Die Sozialgesetzbücher (SGB) II und 
XII ermöglichen Sanktionen bis zu 100 
Prozent, wenn Betroffene gegen amtli¬ 
che Auflagen verstoßen. 

Besonders schnell, besonders oft 
und besonders hart werden junge Ar¬ 
beitslose unter 24 Jahren bestraft - so 
schreiben es die Hartz-Gesetze vor. 


Mehr als elf Prozent dieser Menschen 
wurden im vorigen Jahr sanktioniert, 
bei den älteren waren es „nur 44 4,5 
Prozent. So werden junge Menschen 
grundgesetzwidrig gezwungen, irgend¬ 
einen miesen Job anzunehmen, zum 
Beispiel als Leiharbeiter. 

Allzu oft wird rechtswidrig sanktio¬ 
niert, das belegen die gerade vom Bun¬ 
desministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) vorgelegten Zahlen: In über 
43 Prozent aller bearbeiteten Klagen 
entschieden Sozialgerichte 2013 zu¬ 
gunsten der klagenden Betroffenen. 
In 2767 von 6367 Fällen mussten die 
Jobcenter verhängte Sanktionen ganz 
oder teilweise zurücknehmen. Rund 
36,5 Prozent aller Widersprüche ende¬ 
ten mit einem vollständigen Sieg für 
die sanktionierten Kläger. So gaben 
die Jobcenterjuristen laut BMAS 21 
128 von 61 498 Widersprüchen kom¬ 
plett und weiteren 1286 zum Teil statt. 
35 349 Eingaben wiesen die Behörden 
zurück. 

Harz-IV-Empfänger stehen also 
zu Unrecht am Pranger. Doch die 
Hatz auf sie geht weiter. Jüngst titelte 
die „Blöd“-Zeitung „Jetzt geht 4 s den 
Schluffis an den Kragen“, und meldete 
damit die geplante Verschärfung von 
Sanktionen für Hartz-IV-Empfänger. 
In Zukunft solle schon der erste Re¬ 
gelverstoß mit einer Leistungskürzung 
beantwortet werden. Es werde nicht 
mehr unterschieden zwischen dem 
Versäumnis eines Meldetermins bei der 
Arbeitsagentur und dem Nichtantreten 
einer Arbeitsstelle. „Viele komplizier¬ 
te Berechnungen der Einzelansprüche 
sollten durch die Möglichkeit der Pau¬ 
schalierung vereinfacht werden.“ Die 
parlamentarische Opposition reagier¬ 
te empört und Regierung und Bundes¬ 


anstalt für Arbeit dementierten eifrig. 
Das Arbeitsministerium gab kund, Ziel 
der anstehenden Reform der Hartz-IV- 
Gesetzgebung sei es nicht, den Leis¬ 
tungsbezug restriktiver zu gestalten. Im 
Gegenteil, man wolle die Bürokratie 
reduzieren, damit die Sachbearbeiter 
in den Arbeitsagenturen wieder mehr 
Zeit hätten, um den Langzeitarbeitslo¬ 
sen zu helfen. „Festlegungen oder Be¬ 
schlüsse liegen noch nicht vor, Ergeb¬ 
nisse werden im Herbst erwartet“. 

Längst hat man sich in diesem unse¬ 
rem Lande daran gewöhnt, dass Refor¬ 
men keinen Fort- sondern Rückschritt 
bedeuten und ein Dementi - je heftiger 
vorgetragen, desto sicherer - eine re¬ 
gierungsamtliche Bestätigung ersetzen. 
Fakt ist: Schon seit November 2012 bas¬ 
telt eine Arbeitsgruppe von Bund und 
Ländern, zusammen mit der Bundes¬ 
agentur für Arbeit und den Kommunen 
lautlos an einer „Reform des Arbeits¬ 
losengeldes II“, so der verharmlosende 
Titel. Im Herbst will Bundesarbeitsmi¬ 
nisterin Andrea Nahles dann entschei¬ 
den, welche vorgeschlagenen Maßnah¬ 
men umgesetzt werden. Das Gesetzge¬ 
bungsverfahren dazu werde noch 2014 
beginnen, so das Ministerium. Dabei 
wird, soviel lehrt uns die Erfahrung, 
nichts Positives herauskommen. 

Diese Art von „Reformen“ gefällt 
allenfalls reaktionären, selbstgefälligen 
Stammtisch-Brüdern. Arbeitslosigkeit 
aber bekämpft man so nicht. Die Sank¬ 
tionen sind die Knute, mit denen man 
Arbeitslose hierzulande schikaniert 
und Beschäftigten droht, um sie dahin 
zu bringen, dass sie sich mit den prekä¬ 
ren Verhältnissen im realexistierenden 
Kapitalismus abfinden. Den Gefallen 
dürfen wir den Herrschenden nicht tun. 

Manfred Dietenberger 
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Den deutschen Banken geht es blendend 

Beschäftigte fordern Teilhabe und „pusten auf Samstagsarbeit“ 



Foto: ver.di 


I n der seit 5. Mai laufenden Tarif¬ 
runde für 210 000 Beschäftigte öf¬ 
fentlicher und privater Banken folg¬ 
ten letzte Woche ver.di-Mitglieder in 
mehreren Bundesländern den Aufru¬ 
fen ihrer Gewerkschaft zu Warnstreiks. 
Während zweier Verhandlungsrunden 
legten die Unternehmer kein Angebot 
auf den Tisch, forderten aber ihrer¬ 
seits die Einführung des Samstags als 
Regelarbeitstag. Die Vereinte Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft ver.di fordert 
für ihre Mitglieder analog zu den For¬ 
derungen in der jüngsten Tarifrunde 
des Öffentlichen Dienstes des Bundes 
und der Kommunen die Erhöhung der 
Monatsgehälter um einen Sockelbetrag 
von 100 Euro, 30 Euro für Auszubilden¬ 
de und weitere 3,5 Prozent für alle. 

Den Banken selbst geht es durch¬ 
weg blendend. Sie sind mit die Gewin¬ 
ner der Finanzkrise, sie fuhren über 
lange Jahre hohe Profite ein. Unver¬ 
gessen jener Herr Ackermann, dem 
als Vorstandsvorsitzenden der Deut¬ 
schen Bank 25 Prozent Rendite nicht 
ausreichend erschienen. Und als sich 
dann viele kräftig verspekuliert hatten, 
sprangen die Staaten mit Rettungs¬ 
schirmen etc. ein. Aus privaten Schul¬ 
den der Spekulanten wurden fast über 
Nacht Staatsschulden, für die nun die 
Masse der Lohn- und Mehrwertsteu¬ 
erzahler haften sollen, in Ländern wie 
Spanien und Griechenland um den 
Preis der Verelendung größerer Be¬ 
völkerungsteile. 

Dass die eine oder andere Bank 
dennoch über die Klinge springen 
musste, ändert daran nichts Wesentli¬ 
ches. Das hat die Konzentrationspro¬ 
zesse noch beschleunigt und Arbeits¬ 
plätze gekostet. Alte Gewissheiten wie 
die, dass ein Job bei einer Bank eine 
Sicherheit bis ins Alter bedeutete, lös¬ 
ten sich für viele Angestellte in Luft 
auf, nicht aber die Vermögen der Spit¬ 
zenmanager, die allenfalls etwas lang¬ 
samer wachsen werden als zuvor. 

Die Situation der Masse der Be¬ 
schäftigten hinter Bankschaltern und 
Schreibtischen sieht etwas anders aus. 


Der ver.di-Fachbereich 3 (Finanz¬ 
dienstleistungen) weist in einem Tarif¬ 
info darauf hin, dass die Gehaltsent¬ 
wicklung der letzten Jahre hinter der 
gesamtwirtschaftlichen zurück blieb. 
Geld sei genug da, argumentiert ver. 
di, nur sei es falsch verteilt und zeigt 
dabei auf Boni, Gehaltsexzesse, Ge¬ 
richtskosten und Verluste im Invest¬ 
mentbanking. Es komme hinzu, dass 
die Beschäftigten immer stärkerem 
Leistungsdruck ausgesetzt seien. 

Deshalb fordert die Gewerkschaft 
auch die Verlängerung von Vorru¬ 
hestands- und Altersteilzeitregelun¬ 
gen einerseits und andererseits eine 
„Klarstellung zur betrieblichen Praxis 
bei der Übernahme“ Auszubildender 
nach dem Abschluss ihrer Ausbildung. 

Nachdem in der zweiten Verhand¬ 
lungsrunde am 27. Mai kein Angebot 
auf dem Tisch lag, kam es in Nordrhein- 


Westfalen bereits am 5. und 12. Juni zu 
Aktionen der Beschäftigten. Seit dem 
17. Juni folgten Warnstreiks und Flash¬ 
mobs mit einigen Tausend Beteiligten 
bundesweit in Baden-Württemberg, 
Berlin, Brandenburg, Niedersachsen 
und im Saarland. In der aktuellen Aus¬ 
gabe zeigt ver.di-Publik ein Foto von 
300 Bankbeschäftigten in Stuttgart, die 
ein Meer von Seifenblasen gen Him¬ 
mel schicken und damit den Bankbos¬ 
sen sagen: „auf Samstagsarbeit pusten 
wir“. 

ver.di-Verhandlungsführer Uwe 
Spitzbarth führte aus: „Die starre Hal¬ 
tung der Arbeitgeber, ein Gehaltsan¬ 
gebot nur in einem Gesamtpaket mit 
der Möglichkeit zu Samstagarbeit ab¬ 
zugeben, verärgert die Beschäftigten 
und verschärft die Situation immer 
mehr.“ Die „Arbeitgeber“ wollen in 
den ungekündigten Manteltarifver¬ 


trag eingreifen. Wenn Gewerkschaf¬ 
ten in einem Streikaufruf Forderungen 
bezüglich ungekündigter Tarifverträge 
einfließen ließen, wären sie mit Angrif¬ 
fen wegen angeblicher Rechtswidrig¬ 
keit des Streiks oder gar Schadenser¬ 
satzforderungen konfrontiert. 

Zum weiteren Verlauf der Tarifrun¬ 
de, am 30. Juni wird weiter verhandelt 
werden, sagte die ver.di-Landesbe- 
zirksleiterin in Baden-Württemberg, 
Leni Breymaier, bei einer Kundgebung 
vor gut 400 Streikenden vor der Lan¬ 
desbank in Stuttgart: „Wir lassen uns 
von starrsinnigen Arbeitgebern nicht 
erpressen. Anständige Bezahlung und 
Arbeitsbedingungen fallen nirgends 
mehr vom Himmel, auch nicht bei den 
Banken. Sie müssen erkämpft werden, 
dazu sind die Bankbeschäftigten bereit 
wie nie.“ 

Volker Metzroth 


„Wir müssen uns hier noch öfter treffen!“ 

Vivantes-Kolleginnen verstehen die Zeichen der Zeit 



Vivantes wäre kein kapitalistischer 
Konzern, würde er nicht mit allen 
Tricks versuchen, Kosten zu spa¬ 
ren - zu Lasten der Belegschaft, ver¬ 
steht sich. Die Aufsichtsrats-Sitzung 
des Gesundheits-Giganten mit über 
14000 Beschäftigten in 90 Berliner 
Krankenhäusern hatte am 18. Juni nur 
einen einzigen Tagesordnungspunkt: 
Finanzen! 

Die sehen eigentlich gut aus, na¬ 
hezu acht Millionen Euro plus stehen 
für 2013 zu Buche. Aber die Vivantes- 
Chefs haben Blut geleckt - die „Töch¬ 
ter ohne Tarifbindung“ sparen viel 
Geld, sind damit dem Profit zuträglich. 
Ihnen sollen weitere folgen: Therapeu¬ 
tische Dienste, Patientenbegleitservice, 
das sogenannte Facility Management, 
sowie Einkauf und Logistik stehen auf 
der Abschussliste. 

Ihr Auslagern in Tochtergesell¬ 
schaften mit all den negativen Folgen 
für über 700 Kolleginnen, darüber 
wollten die hohen Herren am 18. Juni 
beraten, ver.di wurde von diesem Plan 
„völlig überrascht“, wie die für Vivan¬ 
tes zuständige Gewerkschaftssekre¬ 
tärin Janine Balder erklärte. Die Ge¬ 
werkschaft tat das Richtige und das 
Einzige, das die Bosse verstehen: Sie 
rief zum Protest vor der Konzernzen¬ 
trale in der Aroser Allee auf. Dort hat¬ 
te Janine Balder schon vor 8.00 Uhr 
morgens alle Hände voll zu tun. Be¬ 
reits zwei Stunden vor Beginn der Auf¬ 
sichtsratssitzung war der Platz vor dem 
Vivantes-Hauptquartier gefüllt, muss¬ 
ten Fahnen ausgegeben werden. Die 
Betriebsräte unterbrachen ihre Klau¬ 
surtagung und schlossen sich dem Pro¬ 
test an, die Ergotherapeuten kamen 
„en bloc“ mit ihrer neugegründeten 


ver.di-Betriebsgruppe, auch die Ärzte 
waren stark vertreten. Die Standesor¬ 
ganisation „Marburger Bund“, sicher 
nicht eng mit ver.di befreundet und 
derzeit im Streik um sechs Prozent 
höhere Bezüge für die Ärzte an zwei 
Vivantes-Kliniken, schickte Vertreter, 
die herzlich begrüßt wurden. 

Janine Balder: „Wenn hier früh¬ 
morgens so viele Kolleginnen und Kol¬ 
legen herkommen, in ihrer Freizeit und 
ohne Streikgeld, zeigt das sehr deut¬ 
lich, dass es uns reicht. Wir werden 
nicht nur dafür kämpfen, dass keine 
weiteren Ausgliederungen stattfinden, 
sondern auch dafür, dass die bereits un¬ 
ter schlechteren Bedingungen und für 
miesen Lohn in ausgegliederten Be¬ 
reichen arbeitenden Kolleginnen und 
Kollegen in den Mutterkonzern zu¬ 
rückgeführt werden“. Ins gleiche Horn 
blies die Arbeitnehmervertreterin im 
Aufsichtsrat, ver.di Landesbezirkslei¬ 
terin Susanne Stumpenhuse: „Wer gute 
Arbeit leistet, muss gutes Geld verdie¬ 
nen und nicht in nicht-tarifgebundenen 
Firmen für miese Groschen schuften.“ 

Die alte Gewerkschaftsforderung 
„Von Arbeit muss man leben können“ 
findet den Weg zurück in mehr und 
mehr Köpfe - wichtiger denn je, ange¬ 
sichts der immer prekärer werdenden 
Lebens- und Arbeitsbedingungen für 
immer mehr Menschen. 

Immer wenn einer der fetten Wa¬ 
gen der Aufsichtsratsmitglieder die 
Tiefgarage ansteuerte, wurde es laut. 
Neben den bekannten ver.di-Triller¬ 
pfeifen fanden wohl erstmals WM- 
Plastikfanfaren in schwarz-rot-gold 
eine wirklich kreative Nutzung. 

Als der Obereinpeitscher des 
„Sparkurses“ bei Vivantes, Finanz-Se¬ 


nator Ulrich Nußbaum, vor den Ein¬ 
gang chauffiert wurde, schwoll der 
Lärmpegel bis an die Schmerzgren¬ 
ze. Arrogant lehnte er Janine Balders 
Bitte ab, doch zu den Versammelten zu 
sprechen. Daraufhin fragte sie ihn, ob 
er ihr denn eine Botschaft übergeben 
könne. Diese lautete etwa so: Er und 
der Aufsichtsrat habe viel für Vivantes 
getan und er werde sein Augenmerk 
weiterhin auf nichts als die Finanzen 
richten. An diesem Punkt war für alle 
in der mittlerweile auf mehrere Hun¬ 
dert angewachsenen Menge das, was 
wir Klassenbarriere nennen, fast phy¬ 
sisch spürbar. 

Die Aufsichtsratssitzung konnte an 
diesem Tag keine weiteren Ausgliede¬ 
rungen beschließen. Vom Betriebsrat 
am Vortag angerufen, hatte das Ber¬ 
liner Arbeitsgericht eine einstweilige 
Verfügung erlassen, die besagt, dass 


solche Entscheidungen nicht ohne 
vorherige Konsultation der Arbeit¬ 
nehmervertreter getroffen werden 
dürfen. Dies vom Betriebsrats vor sit¬ 
zenden Giovanni Ammirabile mitge¬ 
teilt, erzeugte große Freude und die 
Versammlung hätte beendet werden 
können. Es ging - das ist das interes¬ 
santeste Ergebnis - jedoch niemand. 
Janine Balder: „Wir wissen, dass die 
Konzernleitung ihre Pläne nicht auf¬ 
geben wird. Wir können sie nur ver¬ 
hindern, wenn wir zusammenstehen, 
wenn wir mehr werden in der Gewerk¬ 
schaft und wenn wir weiterkämpfen. 
Wir werden uns hier noch öfter tref¬ 
fen müssen.“ 

Das „müssen“ und das „kämpfen“ 
wurde von den Kollegen verstanden - 
eine gute Basis für den weiteren Ver¬ 
lauf der Auseinandersetzung. 

Hermann Glaser-Baur 


Hartz-Gesetze auf 
den Prüfstand 

Zur aktuellen Hartz-IV-Debatte erklärt 
der Präsident des Sozialverband Deutsch¬ 
land (SoVD) Adolf Bauer: „Anstatt die 
Strafmaßnahmen immer weiter zu ver¬ 
stärken, gehören die Hartz-Regelungen 
grundsätzlich auf den Prüfstand. Wenn 
schon heute ein Großteil der Sanktionen 
rechtswidrig ist, dann muss die Politik 
zunächst eine Antwort darauf geben, wie 
eine rechtskonforme Verwaltungspraxis 
sichergestellt werden kann. Dies gilt ins¬ 
besondere vor dem Hintergrund, dass die 
aktuellen Zahlen nur die Spitze des Eis¬ 
bergs sein dürften. Denn zu Bedenken ist, 
dass nicht jeder einen Widerspruch oder 
eine Klage gegen eine Sanktion führt.“ 

Fracking verbieten 

Die Pläne von Bundeswirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel, die Gewinnung von Erd¬ 
gas mittels Fracking demnächst gesetz¬ 
lich zu ermöglichen, lehnt Claus-Harald 
Güster, stellvertretender NGG-Vorsit¬ 
zender ab und fordert ein Verbot dieser 
Technologie in Deutschland: „Wasser ist 
das wichtigste Grundnahrungsmittel der 
Menschen. Ohne sauberes und qualitativ 
hochwertiges Wasser können in der deut¬ 
schen Nahrungsmittel- und Getränkein¬ 
dustrie keine Lebensmittel und Getränke 
hergestellt werden. Insbesondere die Mi¬ 
neralbrunnenindustrie und die Brauwirt¬ 
schaft sind auf eine hervorragende Quali¬ 
tät des Brunnenwassers angewiesen.“ Die 
Risiken dieser Fördermethode seien nach 
wie vor unkalkulierbar. 

Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und die Ausweisung von Trinkwasser¬ 
schutzgebieten reichten nicht aus. „Die 
Fließbewegungen des Wassers halten 
sich nicht an regionale Schutzgebiete.“ 
Völlig ungeklärt sei es auch, wie der 
eingesetzte Chemikaliencocktail für 
Mensch und Natur unbedenklich ent¬ 
sorgt werden könne. „Die beste und 
sicherste Lösung zum vorbehaltlosen 
Schutz der wichtigsten menschlichen Le¬ 
bensgrundlage - des Grund- und Trink¬ 
wassers - für heute und für kommende 
Generationen ist: Fracking verbieten“. 

Rentenhöhe muss stimmen 

Hans-Jürgen Urban, geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der IG Metall, wies 
vergangene Woche auf weiteren Hand¬ 
lungsbedarf im Bereich der Alterssiche¬ 
rung hin. Zentrale Probleme der Alters¬ 
sicherung seien nach wie vor ungelöst. 
„Renten, die den Lebensstandard im Al¬ 
ter sichern und vor Armut schützen, wird 
es für kommende Generationen nur ge¬ 
ben, wenn weitergehende Reformschrit¬ 
te endlich angepackt werden“, betonte 
der Sozialexperte der IGM. „Das be¬ 
stehende Rentenniveau muss verteidigt 
und ausgebaut werden. Statt der starren 
Einheitsrente mit 67 brauchen die Men¬ 
schen mehr flexible Wahlmöglichkeiten. 
Gleichzeitig muss die betriebliche Al¬ 
tersversorgung verbessert werden.“ 

Die IG Metall werde sich an der an¬ 
stehenden Debatte um den flexiblen 
Ausstieg offensiv beteiligen. „Für viele 
wird ein flexibler Ausstieg nur möglich 
sein, wenn die Rentenhöhe stimmt“, sag¬ 
te Urban. Die Auseinandersetzung um 
das Rentenniveau sei ein Kernthema ge¬ 
werkschaftlicher Rentenpolitik. 

Schulden bei 
Energieversorgern 

Das Statistische Bundesamt teilt mit: 
Menschen, die sich von Schuldnerbera¬ 
tungsstellen beraten lassen und Energie¬ 
schulden aufweisen, hatten im Jahr 2013 
im Durchschnitt rund 1 300 Euro Ver¬ 
bindlichkeiten bei Energieunternehmen. 
Bei jedem zehnten Überschuldeten be¬ 
liefen sich die offenen Forderungen bei 
Strom-, Heizöl- und Gasversorgern auf 
mehr als 2 900 Euro. 

MdBs zahlungsunwillig 

Im Laufe der vergangenen Wochen wur¬ 
den weitere steuersäumige Bundestags¬ 
abgeordnete überprüft. Ein Anfangsver¬ 
dacht für eine Steuerstraftat bestehe in 
zwei Fällen. Dies sei dem Bundestagsprä¬ 
sidenten schon mitgeteilt worden. Na¬ 
men nannte aber die Staatsanwaltschaft 
Berlin noch nicht. 

Schon im Mai war bekanntgewor¬ 
den, dass mehrere Abgeordnete für ihre 
Zweitwohnung in Berlin über Jahre kei¬ 
ne Steuern gezahlt hatten. Die Steuer be¬ 
trägt fünf Prozent der jährlichen Netto- 
Kaltmiete. 
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Neonazis unter Erfolgsdruck 

NPD steckt weiter in der Krise 


Wer hilft ISIS? 

„Bundesaußenminister Steinmeier muss 
in Istanbul klar aussprechen, wer ISIS 
aufgerüstet hat, ISIS-Operationen von 
seinem Territorium zugelassen hat und 
dann endlich die richtigen Konsequen¬ 
zen ziehen“, erklärt Sevim Dagdelen, 
Sprecherin für Internationale Beziehun¬ 
gen der Faktion „Die Linke“, anlässlich 
des Besuchs von Außenminister Stein¬ 
meier in der Türkei. Dagdelen weiter: 

„Mit seinem Besuch in Istanbul sollte 
Außenminister Steinmeier die Gelegen¬ 
heit nutzen, Ross und Reiter beim Vor¬ 
marsch der islamistischen Terrormiliz 
ISIS in Syrien und im Irak zu benennen. 
Der NATO-Partner Türkei hat - neben 
den Golfdiktaturen Katar und Saudi- 
Arabien - entscheidend dabei geholfen, 
die ISIS aufzurüsten und diese islamis¬ 
tischen Terroristen immer wieder von 
ihrem Territorium Militäroperationen 
nach Syrien hinein starten lassen. Vor al¬ 
lem kurdisch und armenisch besiedelte 
Enklaven im Norden Syriens, wie Kessab, 
hatten darunter zu leiden. 

Die Bundesregierung muss umge¬ 
hend humanitäre Hilfe für die Bevölke¬ 
rung im Irak und in Syrien leisten, vor 
allem für die auch von ISIS-Einheiten 
eingeschlossene Stadt Deir ez-Zor in 
Ostsyrien. Außerdem muss die Bun¬ 
desregierung endlich Rüstungsexpor¬ 
te in die Golfregion und in die Türkei 
verbieten. Gerade in der Region des 
Nahen und Mittleren Ostens erweisen 
sich die deutschen Waffenlieferungen 
immer wieder als äußerst verheerend. 
Es kann nicht sein, dass einerseits der 
Vormarsch der ISIS wortreich beklagt 
wird, während man andererseits die Un¬ 
terstützer der Terroristen zu den besten 
deutschen Waffenkunden gehören. Die 
Fraktion ,Die Linke 4 fordert auch in die¬ 
sem Zusammenhang die Einstellung der 
militärischen, polizeilichen und geheim¬ 
dienstlichen Zusammenarbeit mit dem 
Erdogan-Regime und den Abzug der 
Patriot-Raketen. Ich fordere darüber hi¬ 
naus die Einsetzung einer internationa¬ 
len Untersuchungskommission, die klärt, 
inwieweit NATO-Staaten wie die Türkei, 
aber auch die Golfdiktaturen Katar und 
Saudi-Arabien zum Erstarken der ISIS- 
Banden beigetragen haben.“ 

Aktionstag gegen die 
„Deutsche Stimme“ 

Getroffene Hunde bellen heißt es im 
Volksmund. So auch in Riesa. Der „Deut- 
sche-Stimme”-Geschäftsführer Peter 
Schreiber hat den Bundesgeschäftsfüh¬ 
rer der VVN-BdA e.V. Thomas Willms 
wegen „übler Nachrede” angezeigt. 

Vorwand ist das Flugblatt mit dem 
für den Aktionstag vom 21.6. gegen den 
„Deutsche Stimme Verlag” in Riesa 
mobilisiert wurde. Schreiber will einen 
Stapel davon im Rathaus von Streh- 
la entdeckt haben. Er zitiert daraus: 
„Neonazi-Zeitungen an Kiosken sind 
eine Art Körperverletzung. Ihr Ziel ist 
die Verletzung der Würde, Freiheit und 
körperlichen Unversehrtheit anderer 
Menschen. Die „Deutsche Stimme“, die 
Parteizeitung der NPD, ist eines dieser 
Produkte 44 . 

Erinnert sei an dieser Stelle auch an 
das Plakat „Gas geben!” mit dem die 
NPD u. a. vor dem Jüdischen Museum 
in Berlin für sich geworben hat. Die Ver¬ 
einigung der Verfolgten des Naziregimes 
- Bund der Antifaschistinnen und Anti¬ 
faschisten (VVN-BdA) e.V. blickt den 
Dingen, die da kommen, gelassen entge¬ 
gen. Schließlich fordert die Vereinigung 
seit Gründung der NPD 1964 das Verbot 
der Partei. Ihr Name bleibt Programm: 
NPD -Verbot jetzt - Deutsche Stimme 
abschalten! 

Kein Uranmüll-Dauerlager 
in Gronau 

In den letzten Jahren wurde neben der 
Gronauer Urananreicherungsanla¬ 
ge eine Halle gebaut, in der dauerhaft 
60 000 Tonnen Atommüll in Form von 
Uranoxid eingelagert werden sollen. Der 
Bau ist weitgehend abgeschlossen. Es ist 
zu befürchten, dass noch in diesem Jahr 
mit der Einlagerung begonnen werden 
soll. Das Uran, das in Gronau eingela¬ 
gert werden soll, befindet sich derzeit in 
Frankreich. Zahlreiche hochgefährliche 
Transporte quer durch Frankreich und 
das Bundesgebiet wären erforderlich, 
um das radioaktive Material nach Gro¬ 
nau zu bringen. 


D ie neofaschistische NPD steht un¬ 
ter Erfolgsdruck. Sieht sie sich 
doch zunehmender Konkurrenz 
am rechten Rand des Parteienspek¬ 
trums ausgesetzt. Vor allem in Sachsen, 
dürfte die Kandidatur der sozialchau¬ 
vinistischen Alternative für Deutsch¬ 
land (AfD) die extrem rechte Partei vor 
deutliche Probleme stellen. Schließlich 
wird die AfD aktuell in Umfragen bei 8 
Prozent gehandelt, währenddessen der 
NPD nur 3 Prozent der Wählerinnen und 
Wähler in Sachsen, wo am 31. August ein 
neuer Landtag gewählt wird, ihre Stim¬ 
me geben wollen. 

Schon bei der EU-Wahl hatte die 
NPD unter dem AfD-Wahlantritt zu lei¬ 
den. „Es ist bedauerlich, dass sich bei 
ihrer Stimmabgabe so viele Menschen 
für eine Partei wie die , Alternative für 
Deutschland“ 4 entschieden haben, die 
in ihrer Programmatik sowohl die sozi¬ 
ale Frage, als auch das drängende Prob¬ 
lem der Überfremdung außen vor gelas¬ 
sen hat, beschwerte sich etwa der Udo 
Voigt, ehemaliger Bundesvorsitzender 
der neofaschistischen Partei, der bei der 


A n diesem Wochenende lässt sich 
der CSU-Landesvorstand er¬ 
klären, warum es bei den Eu¬ 
ropa-Wahlen das Wahldesaster für die 
bayerische Volkspartei gegeben hat. 
Einer der eingeladenen Politologen 
wird Karl-Rudolf Körte, Professor an 
der Universität Duisburg/Essen sein. 
Er ist Erfinder des Begriffs „Jamaika- 
Koalition“ und zu einem CDU-Kritiker 
geworden. Ob er und die anderen ge¬ 
ladenen Meinungsforscher die CSU- 
Landesvorstandsmitglieder aufklären 
können, bleibt offen. Sicher scheint je¬ 
doch zu sein, dass CSU-Vize Gauwei¬ 
ler gehörige Kritik wegen seiner euro¬ 
pakritischen und russlandfreundlichen 
Äußerungen erhalten wird. Und auch 
Parteichef Seehofer wird den Vorwurf 
von verschiedenen CSU-Politikern er¬ 
tragen müssen, die meinen, die Wäh¬ 
ler hätten nicht erkennen können, ob 
die CSU europafreundlich oder doch 
eher europafeindlich gesinnt sei. „Wir 
dürfen unsere europäischen Nachbarn 
und unsere NATO-Partner nicht verun¬ 
sichern und müssen deutlich machen, 
dass die Haltung Gauweilers eben 
nicht die Haltung der CSU ist“ fordert 
kategorisch Bayerns Innenminister 
Herrmann. Viele Fragen gibt es also in 
München zu klären. 

Auch die große Schwesterpartei, 
die CDU, hat nach den Wahlergebnis¬ 
sen der letzten Monate viele Fragen 
intern zu klären. Einerseits steht sie 
in der Wählergunst ganz gut da. Sie re¬ 
giert mit sicherer Mehrheit aus Berlin 
Deutschland. Sie ist in den Kommunal¬ 
wahlen in den Ländern, trotz herber 
Verluste, meistens als stärkste Kraft vor 
der SPD hervorgegangen. Aber irgend¬ 
etwas stimmt nicht: Da ist zum einen 
die Tatsache festzuhalten, dass eine die 
Regierung führende Partei in den letz¬ 
ten vier Jahren rund 57 000 Mitglieder 
verloren hat, der Altersdurchschnitt in¬ 
zwischen bei etwa 60 Jahren liegt und 
drei Viertel der Mitglieder männlich 
sind. Zum anderen aber erwachsen vor 
allem die teils eklatanten Niederlagen 
in den Großstädten zu einem großen 
Problem für die Merkel-Partei. 

Ein Blick auf die Großstadt-Macht¬ 
verhältnisse verschaffen einige Klar¬ 
heit: 13 Landeshauptstädte werden, 
nach dem dramatischen CDU-Verlust 
in Düsseldorf, inzwischen von Sozial¬ 
demokraten regiert. Nur noch in Dres¬ 
den hat eine CDU-Oberbürgermeiste- 
rin das Sagen. In Stuttgart gibt es einen 
grünen und in Schwerin einen Ober¬ 
bürgermeister von „Die Linke“. Noch 
schlimmer: Von den 30 einwohner¬ 
stärksten Städten der Republik werden 
aktuell 23 von Sozialdemokraten ge¬ 
führt - nur in Aachen, Augsburg, Dres- 


Wahl Ende Mai als einziger NPD-Kan- 
didat ein Mandat im EU-Parlament er¬ 
rungen hatte. 

Zwar dürften die Einflussmöglich¬ 
keiten des rechten Überzeugungstäters 
aufgrund seines Erfolges gestiegen sein, 
eben dies dürfte die skandalträchtige 
Partei jedoch gleichsam vor neue Prob¬ 
leme stellen. Schließlich gilt das Verhält¬ 
nis zwischen Voigt und dem amtierenden 
NPD-Bundesvorsitzenden Udo Pastors, 
der zugleich NPD-FraktionsVorsitzen¬ 
der in Mecklenburg-Vorpommern ist, 
als nachhaltig gestört. 

Es ist daher durchaus damit zu rech¬ 
nen, dass der Partei auch in den kommen¬ 
den Monaten eine Fortsetzung der bishe¬ 
rigen Flügelkämpfe droht. Zwar stehen 
sowohl Voigt als auch Pastors für eine 
Radikalisierung der NPD und gelten als 
Befürworter einer Zusammenarbeit mit 
militanten Neofaschisten aus den Reihen 
der sogenannten „Autonomen Nationa¬ 
listen“ und der „Freien Kameradschaf¬ 
ten“. Unklar ist jedoch bisher, wie sich 
die Parteimitglieder zukünftig verhalten 
werden, die den Kurs der „seriösen Radi- 


den, Mönchengladbach, Münster und 
Wuppertal gibt es noch einen Ober¬ 
bürgermeister mit CDU-Parteibuch. 
Vor allem aber die Wahlbeteiligungen 
in allen Städten, in denen unlängst ge¬ 
wählt wurde, sind kein Ruhmesblatt für 
die Demokratie. Aber das erschüttert 
die Volksparteien nicht - Mehrheit ist 
Mehrheit, scheint die Devise zu sein, 
egal mit wie viel Stimmen. 

Beim Auf spüren der Gründe, die 
zu dieser Gemengelage führten, gibt 
es bei der CDU - da sich diese Ten¬ 
denz seit Jahren angedeutet hat - um¬ 
fassende Ana¬ 
lysen und Ex¬ 
pertisen. Dies 
ahnend und 
angesichts der 
Tatsache, dass rund jeder dritte Deut¬ 
sche in einer Großstadt mit mehr als 
100 000 Einwohnern lebt, entwarf der 
damalige CDU-LandesVorsitzende von 
Nordrhein-Westfalen ein „Großstadt- 
Konzept“. Darin verwies er auf die zu¬ 
nehmende Bedeutung der Grünen für 
bürgerliche Wähler und forderte von 
der CDU mehr Weltoffenheit, auch 
bezüglich der Homosexualität. 

Schon 2012 hatten übrigens meh¬ 
rere CDU-Bundestagsabgeordnete ein 
Diskussionspapier parteiintern veröf¬ 
fentlicht. Dort wurde analysiert, dass 
die CDU „den Anschluss an gemein¬ 
wohlorientierte Interessengruppen 
wie Communitys in der Jugendhilfe, 
dem Umwelt- oder Sozialbereich weit¬ 
gehend verloren“ habe. In Großstäd¬ 
ten werde die CDU zu häufig „exklu¬ 
siv mit den Themenfeldern Sicherheit 
und Ordnung und einer konservativen 


kalität“ des früheren NPD-Vorsitzenden 
Holger Apfel unterstützt hatten, der die 
NPD auch für rechtskonservative und so¬ 
genannte nationalliberale Kreise öffnen 
wollte. Während der aus der Partei aus¬ 
getretene Apfel sein Leben mittlerweile 
als Wirt auf Mallorca fristet, hatte die in 
der Partei keineswegs einflusslose säch¬ 
sische NPD-Landtagsfraktion mehrfach 
bekräftigt, am eingeschlagenen Weg Ap¬ 
fels festhalten zu wollen. 

Hingegen ist es für die NPD dringend 
erforderlich, politische Erfolge zu erzie¬ 
len. Vor allem, um die eigene Mitglied¬ 
schaft bei Laune zu halten. Sollte den 
Neofaschisten etwa der Wiedereinzug 
in den sächsischen Landtag misslingen, 
wäre mit weiteren Parteiaustritten zu 
rechnen. Zudem würde ein Ausscheiden 
aus dem Landesparlament die finanzielle 
Situation der Partei nachdrücklich ver¬ 
schlimmern. 

In Brandenburg und Thüringen, wo 
die Wählerinnen und Wähler für den 
14. September an die Wahlurnen geru¬ 
fen werden, um einen neuen Landtag zu 
wählen, will die NPD indes auch erfolg- 


Grundausrichtung verbunden“. Auf an¬ 
dere Stadt-Phänomene wie Individua¬ 
lisierung, Fluktuation und kulturelle 
Vielfalt gebe die CDU vielerorts keine 
Antwort. 

Der Frankfurter CDU-Bundes- 
tagsabgeordnete, Matthias Zimmer, 
der diese Analyse initiiert hat, sagte 
seinerzeit der Zeitschrift „Die Zeit“: 
„Wir sind sicher noch zu uncool für ei¬ 
nen Teil der potenziellen Wähler in den 
Großstädten 44 In seinem Papier sei von 
einer „größeren Offenheit für die zent¬ 
ralen Anliegen der Grünen“ die Rede. 

Die CDU müsse 
der „Lifestyle- 
Partei der bür¬ 
gerlichen Mit¬ 
te“ Konkurrenz 
machen. Er wünsche sich, dass CDU- 
Ortsvereine auch „weiche Themen“ 
wie Kultur, Bildung und Freizeit beset¬ 
zen. Auch Vorbehalte zu den Themen 
wie Umgang mit Drogen, die bessere 
Integration von Bürgern mit Migrati¬ 
onshintergrund oder die eingetragene 
Lebensgemeinschaft müssten zu Dis¬ 
kussionsthemen in der CDU werden. 
Vor allem müssten Bürgerinnen und 
Bürger in politischen Arbeitskreisen 
mitwirken können, ohne Parteimitglied 
zu sein. Gerade im urbanen Raum wür¬ 
den sich Menschen bekanntlich weni¬ 
ger in Kirchen und Parteien engagie¬ 
ren. 

Die zögerliche Umsetzung dieser 
Ideen will der neue CDU-Generalse- 
kretär, Peter Tauber, nun beenden. Sei¬ 
ne Maxime: Die CDU soll moderner, 
jünger, bunter und weiblicher werden. 
Inhalte seiner Parteireform: Stärkung 


reich antreten. Ob dies gelingt, ist jedoch 
zweifelhaft. Zwar stellte die nicht mehr 
existente „Deutsche Volksunion“ (DVU) 
über mehrere Legislaturperioden eine 
Fraktion im Brandenburger Landtag. 
Dass dies der NPD auch gelingen kann, 
ist jedoch eher fraglich. Derzeit werden 
die Neofaschisten auch in Brandenburg 
bei deutlich unter 5 Prozent der Wähler¬ 
stimmen gehandelt. 

Fernab der anstehenden Wahlen 
ist die NPD zudem noch immer durch 
das Verbotsverfahren bedroht, welches 
schon im Dezember des letzten Jahres 
aufgrund eines Verbotsantrages vom 
Bundesrat und den Innenministern der 
Länder beim Bundesverfassungsgericht 
eingeleitet wurde. Ob es am Ende ein 
mögliches Verbot oder die parteiinter¬ 
nen Querelen und Finanzskandale sein 
werden, die die NPD von der Bildfläche 
verschwinden lassen, ist derzeit noch 
fraglich. Dass die NPD in einer ihre Exis¬ 
tenz bedrohenden Phase steckt, ist nicht 
zu leugnen. Ungefährlicher macht sie das 
jedoch trotzdem nicht. 

Markus Bernhardt 


werden 


der Mitgliederrechte, einen Familien¬ 
beitrag für Mitglieder, Aufbau einer 
Parteiakademie. Er befürwortet einen 
Mitgliederentscheid zur Bestimmung 
des Kanzlerkandidaten der CDU. Vor 
allem aber soll es jetzt einen Großstadt¬ 
beauftragten geben, der sich „nun auf 
die Suche nach einem Lebensgefühl in 
der Großstadt machen soll. Für diesen 
Posten wurde Kai Wegner bestimmt, 
der auch schon Schwachstellen ausge¬ 
macht haben will. Er will die CDU zur 
„Kiez-Partei“ machen. Wohnen, Mobi¬ 
lität, Ökologie - das sollen CDU-The- 
men werden. Angebote für Migranten, 
für gleichgeschlechtliche Lebenspart¬ 
nerschaften, für Alleinerziehende soll 
es zukünftig geben. Das sei - so Weg¬ 
ner - städtisches Lebensgefühl. 

Der Landesvorsitzende der CDU 
Nordrhein-Westfalens, Armin Laschet, 
scheint nicht befriedigt von diesen An¬ 
kündigungen zu sein. Er setzt auf all¬ 
gemein bekannte Mittel. „Natürlich 
braucht Deutschland eine fortschritt¬ 
liche CDU ... Bei OB-Wahlen wollen 
die Bürger Kümmerer, die das Lebens¬ 
gefühl der Stadt treffen und nicht ab¬ 
gehoben sind ... Die CDU muss wie¬ 
der stärker in Vereinen, Verbänden und 
Organisationen der Großstädte präsent 
sein.“ Ein ähnliches Konzept empfahl 
kürzlich die ehemalige Oberbürger¬ 
meisterin der Stadt Frankfurt/Main, 
Roth: Wir sollten es vor Ort wie Ange¬ 
la Merkel machen - lächelnd die Pro¬ 
bleme lösen oder auch nicht. 

„Cool sein - Kanzlerin Merkel wäh¬ 
len“ - hieß die Wahlparole der Jungen 
Union zur Bundestagswahl. Das reicht 
wohl vor Ort nicht. Rolf Priemer 


Unionsparteien wollen cool 

Riesenverluste in den Großstädten Deutschlands 



Cool sein - Merkel wählen. 
Das reicht wohl nicht. 
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Freitag, 27. Juni 2014 


NRW-Innenminister will ablenken 


D ie Vereinigung der Verfolgten des Nazire¬ 
gimes - Bund der Antifaschistinnen und Anti¬ 
faschisten (VVN-BdA) als die älteste und eine 
der bedeutendsten Organisationen des Widerstandes 
und des Antifaschismus in Deutschland verurteilt die 
Erklärung des Innenministeriums von NRW zu den 
Tumulten - ausgelöst durch Nazis am Wahlabend 
25. Mai am und im Dortmunder Rathaus. Sie haben 
versucht, das Rathaus zu stürmen, was von der Po¬ 
lizei unzureichend verhindert wurde. Dafür macht 
der Innenminister nun „linksextreme“ 
aber auch „demokratische Kräfte“ mit¬ 
verantwortlich. Der Innenminister ver¬ 
sucht, von seiner Verantwortung für die 
Entwicklung in Dortmund abzulenken. 

Wir erinnern: 

Ein mehrfach vorbestrafter Neona¬ 
zi und Gewalttäter, der noch am Wahl¬ 
abend zusammen mit Kumpanen das 
Rathaus zu stürmen versuchte, darf im 
Dortmunder Rathaus als gewähltes 
Ratsmitglied Platz nehmen. Er hat im¬ 
mer wieder verbotenen faschistischen 
Organisationen angehört und sich mit 


Nachfolgeorganisationen ein Betätigungsfeld be¬ 
schafft. Die Partei „Die Rechte“ wurde zur Wahl zu¬ 
gelassen, obgleich ihr Nachfolgecharakter und ihre 
Nähe zum NSU-Terror jedem klar sein musste, auch 
dem Innenminister. 

Wir fragen: Verbote der ganz Rechten - wann 
werden die wirklich durchgesetzt? Nachfolgeorga¬ 
nisationen von verbotenen Organisationen waren 
in diesem Land immer nur dann illegal - wenn es 
gegen die Linken ging. Die Dortmunder VVN-Mit- 


glieder Heinz Junge und Max Heitland (früheres 
Ratsmitglied), die wegen Widerstands gegen das 
NS-Regime ins KZ gesperrt wurden und sich nach 
1945 wieder gegen Krieg und Nazis zur Wehr setz¬ 
ten, sie wurden - wie zahlreiche weitere VVN-Mit- 
glieder - wegen Kandidaturen zu Gefängnis verur¬ 
teilt. Die Justiz hatte auf Fortsetzung der verbote¬ 
nen KPD erkannt. Würden sie noch leben, könnten 
sie als „Linksextremisten“ des Rathauses verwiesen 
werden, wie der Ältestenrat in seiner skandalösen 
Rechts-Links-Gleichsetzung auf Anra¬ 
ten der Polizei beschloss. 

Wir fordern das Verbot der Partei 
„Die Rechte“. Wir fordern die Rücknah¬ 
me der Schrift andi3, die der Innenmi¬ 
nister an die Schulen verschickt, um Na¬ 
zis und Linke auf eine Stufe zu stellen. 
Das Transparent „Faschismus ist keine 
Meinung, Faschismus ist ein Verbre¬ 
chen“ sei, so der Innenminister in der 
Schrift, verfassungsfeindlich, weil es die 
Meinungsfreiheit von Nazis als Mitbür¬ 
ger verletze. 

Ulrich Sander, Bundessprecher der VVN-BdA 


Gewalt vor dem Dortmunder Rathaus 

Am Abend der Kommunalwahl [25. Mai 2014] hatte es zwischen Aktivisten der rechtsradi¬ 
kalen Partei „Die Rechte“ und Politikern des linken und bürgerlichen Spektrums erst verbale 
und später körperliche Auseinandersetzungen gegeben. Flaschen flogen und Pfefferspray 
wurde eingesetzt. Bei den Auseinandersetzungen wurden insgesamt neun Personen verletzt, 
darunter auch einige Politiker. Die grüne OB-Kandidatin Daniela Schneckenburger etwa traf 
ein Faustschlag ins Gesicht. 

Auf Antrag der grünen Ratsfraktion hatte NRW-Innenminister Ralf Jäger den vorliegenden 
Bericht anfertigen lassen. Mit dem Fazit zeigen sich die Politiker alles andere als einver¬ 
standen. Schneckenburger sagte dem WDR, dass dieser „pauschalisierende und und damit 
diffamierende Einschätzungen über Politiker vor Ort“ enthalte. 

(nach WAZ vom 24 . Juni) 


„Erinnern für die Zukunft“ 



Am 20. Juni dieses Jahres wurde aus 
Anlass des 100. Jahrestages des Welt¬ 
flüchtlings- und Migrationstages im 
Zentrum von Elmshorn vor der Ni¬ 
colaikirche die Tafel „Erinnern für 
die Zukunft“ enthüllt. Sie stellt ver¬ 
schiedene Elemente antifaschistischen 
Kampfes dar. Rudi Arndt eröffnete 
als Vertreter der Arbeitsgemeinschaft 
„Stolpersteine für Elmshorn“ die Ent¬ 
hüllung und führte in die Geschichte 
und das Konzept der Tafel ein. In sei¬ 
nem Beitrag zeichnete er die antifa¬ 
schistische Tätigkeit in Elmshorn nach. 
Er hat vieles mitgeprägt und gestaltet, 
was in 25 Jahren geleistet wurde, um ein 
antifaschistisches Klima zu schaffen. 
Herr Moritz, Stadtrat, Herr Seiler, Ver¬ 
treter des Sponsors Sparkasse und Al- 
legra Tekleab, Leiterin der Koordinie¬ 
rungsstelle Migration begrüßten die 
zahlreich Anwesenden und setzten in 
kurzen Ansprachen eigene Schwer¬ 
punkte. Gemeinsam wurde die Tafel 
enthüllt. Im Mittelpunkt stehen die 24 
Opfer des Faschismus, für die in den 
letzten Jahren Stolpersteine verlegt 
worden waren. Ihrer wird in kurzen 
Biografien gedacht. 

Neben der Chronik des Widerstandes 
und der Selbstbefreiung werden wichti¬ 
ge antifaschistische Aktionen in Elms¬ 
horn seit 1990 genannt, die erfolgreich 
verhinderten, dass Faschisten den öf¬ 
fentlichen Raum der Stadt nutzen kön¬ 
nen. Aus dem breiten antifaschistischen 
Bürgerbündnis entstand die Losung 
„Faschismus ist keine Meinung, son¬ 
dern ein Verbrechen“. 

Viele dieser Aktionen wurden von 
CDU-Politikern und rechten Partei¬ 
gängern abgelehnt. Den Vorwurf, mit 
solchen Aktivitäten die Nazis auf Elms¬ 
horn zu orientieren, beantwortete die 
damalige SPD-Bürgermeisterin Dr. 
Brigitte Fronzek mit dem Hinweis „Wir 
haben die Nazis erst sichtbar gemacht!“ 
Sie selbst und der IG-Metall-Sekretär 
Uwe Zabel wurden von Nazis bedroht 
und attackiert. 

Frau Tekleab sieht die Initiative als 
Zeichen gegen Verfolgung von Men¬ 
schen wegen ihrer Zugehörigkeit zu ei¬ 
ner fremd erscheinenden Gruppe, die 
z.B. wegen ihrer Nationalität, Religion 
oder politischen Überzeugung als be¬ 
drohlich erlebt wird. Bei der Enthül¬ 
lung der Tafel verwies sie auf die ak¬ 
tuellen und zukünftigen Herausforde¬ 
rungen: 

★ 50 Millionen Menschen mussten flie¬ 
hen, im Jahr 2013 alle 4 Sekunden ei¬ 
ner. 

★ Krieg ist die Hauptursache. 

★ Jeder zweite der Flüchtlinge ist jün¬ 
ger als 18 Jahre. 

★ Erzwungene Vertreibung hat schwer¬ 
wiegende wirtschaftliche, soziale und 
manchmal politische Folgen für die Ge¬ 
meinschaft, die Flüchtlinge aufnimmt. 

★ Die große Mehrzahl der Flüchtlin¬ 
ge findet in armen Staaten vorläufigen 
Schutz. 


Die gelungene Aufstellung dieser zirka 
3x2 Meter großen Tafel ist eine Heraus¬ 
forderung für die weitere antifaschisti¬ 
sche Tätigkeit vor Ort. Erste Planungen 
und Absprachen bereiten jetzt den 70. 
Jahrestag der Befreiung vom Faschis¬ 
mus vor. 2015 soll aus Anlass dieses 
Datums erneut eine Großveranstal¬ 
tung der Elmshorner Schulen zum Tag 
der Befreiung des KZs Auschwitz, die¬ 
ses Mal landesweit, stattfinden. Zum 
8. Mai ist ein erneuter Antifaschisti¬ 
scher Stadtrundgang geplant. 

In den Wochen um den 8. Mai wird 
die neu gestaltete Ausstellung „Neo¬ 
faschismus in Deutschland“ der VVN- 
BdA gezeigt werden. Weitere Vorschlä¬ 
ge sind in der Diskussion. 

Elmshorn ist, auch was faschistisches 
Gedankengut und Ausländerfeindlich¬ 
keit anbelangt, keine Insel der Glück¬ 
seligkeit! Das zeigen Beispiele von 
neofaschistischen Schmierereien in 
der Stadt, ausländerfeindlichem Ver¬ 
halten und aktuell die Wahlergebnisse 
zu den EU-Parlamentswahlen. Es gilt 
für die breite antifaschistische Bewe¬ 
gung vor Ort, Konzepte zu entwickeln, 
solidarisch zu diskutieren und gemein¬ 
sam umzusetzen. Dazu gehört politi¬ 
sche Aufklärung zur Mitgestaltung der 
öffentlichen Meinung ebenso wie kon¬ 
krete Aktionen. 

Eine Voraussetzung dafür ist die Ak¬ 
zeptanz eines breiten politischen An¬ 
satzes und die Einbeziehung mög¬ 
lichst großer Teile der Bevölkerung. 
Ansprechpartner bleiben die die städ¬ 
tischen Strukturen, die Parteien, Ge¬ 
werkschaften, Kirchen, Verbände und 
Vereine, Jugendorganisationen, Initi¬ 
ativen und Bewegungen sowie einzel¬ 
ne Bürgerinnen und Bürger. Der po¬ 
litische Konsens ist antifaschistisches 
Denken und Handeln. 

Es bleibt wichtig, die Geschichte anti¬ 
faschistisch aufzuarbeiten, auch durch 


entsprechende Interpretationen histo¬ 
rischer Ereignisse. Zugleich muss die¬ 
ser Aspekt antifaschistischer Tätigkeit 
auch mit den aktuellen Herausforde¬ 
rungen verbunden werden. Die solida¬ 
rische, oft auch vertrauensvolle Zusam¬ 
menarbeit verhindert auch die mögli¬ 
che Spaltung der antifaschistischen 
Kräfte. Als die CDU einen Angriff 
gegen die DKP und deren Mitglieder 
in der Stolperstein-Initiative startete, 
wurde dies einhellig von allen Bünd¬ 
nispartnern zurückgewiesen. 

Aus dieser Zusammenarbeit entwickel¬ 
te sich in Elmshorn ein bemerkenswer¬ 
tes Klima der Toleranz, gegenseitigen 
Respekts und Zusammengehörigkeits¬ 
gefühls zwischen ansonsten politisch 
und weltanschaulich durchaus sehr un¬ 
terschiedlich ausgerichteten Menschen. 
Motivation und Ausstrahlung für an¬ 
tifaschistisches Denken und Handeln 


wurde auch durch vielseitige kultu¬ 
relle Tätigkeit geschaffen. Ein beson¬ 
derer Höhepunkt sind die jährlichen 
Veranstaltungen zum 27. Januar, dem 
Jahrestag der Befreiung des KZ Ausch¬ 
witz durch die Rote Armee. Diese von 
mehreren Elmshorner Schulen in Zu¬ 
sammenarbeit mit Künstlerinnen wie 
Anna Haetjens vorbereitete Großver¬ 
anstaltungen haben jährlich etwa tau¬ 
send vorwiegend auch junge Besuche¬ 
rinnen und Besucher 
Alle Partnerinnen im Bündnis gestal¬ 
ten über gemeinsame Aktivitäten hin¬ 
aus auch eigenständige Beiträge zum 
Antifaschismus. VVN-BdA, Parteien 
wie „Die Linke“, DKP oder SPD, die 
Gewerkschaften, der Einwanderer¬ 
bund und die Friedensinitiative ent¬ 
wickeln dazu entsprechend des politi¬ 
schen Selbstverständnisses eigene Ini¬ 
tiativen. Heinz Stehr, Wittigo Stubbe 


Antifaschistische Tradition in Elmshorn 

Elmshorn hat eine besondere antifaschistische Geschichte. In den letzten Maitagen 1945 
befreiten Kommunisten und Sozialdemokraten in einer bewaffneten Aktion die Stadt von 
der örtlichen Nazimacht. 

Am 2. Mai wurde ein illegaler „Antifaschistischer Ausschuss“ durch gemeinsame Initiative 
von Sozialdemokraten und Kommunisten gegründet, die schon während des Faschismus 
Widerstand geleistet hatten. Der Ausschuss - etwa 150 Arbeiter aus Elmshorn - wurde be¬ 
waffnet und erhielt Polizeifunktion. Der Sozialdemokrat Erich Arp war als neuer Bürgermeister 
vorgesehen, für die Sicherheit war der Kommunist Arthur Geißler verantwortlich. 

Der Nazi-Bürgermeister Dr. Küster wurde verhaftet. Weiße Betttücher signalisierten den Frie¬ 
denswillen und sollten die Stadt vor weiteren Luftangriffen der Alliierten schützen. Auch das 
Ziel dieser mutigen Aktion, die Bildung einer von den Nazis geplanten Frontlinie vor den Toren 
der Stadt zu verhindern, wurde erreicht. Denn als am 5. Mai englische Truppen einrückten, 
kam es zu keinen Kriegshandlungen. 

Als aber am 10. Mai die Engländer auch in Elmshorn die Besatzung organisierten, wurden 
Arp, Geißler und der gesamte antifaschistische Ausschuss ihrer Ämter enthoben und teilweise 
wegen „Amtsmissbrauchs“ eingesperrt. Als Bürgermeister wurde ausgerechnet Karl Coors, 
der ehemalige NS-Bürgermeister von Pinneberg eingesetzt. Der heiße Krieg ging direkt in 
den kalten über, das neue Feindbild waren die Sowjetunion und die Rote Armee. 

Diese Ereignisse wurden in vielen Antifaschistischen Stadtrundgängen und bei Veranstaltun¬ 
gen öffentlich dargestellt. In Elmshorn erinnern Informationstafeln an Brennpunkte dieser Zeit. 


Friedensbewegung 
kontra Gauck 

Am 21. Juni eröffnete Bundespräsident 
Gauck offiziell die Kieler Woche 2014. 
Aktivisten der Friedensbewegung unter 
den Eröffnungsgästen vor der Rathaus¬ 
bühne machten mit einem Sarg, Plaka¬ 
ten, Infoblättern und Sprechchören 
(„Kriegstreiber, Kriegstreiber“) auf den 
„anderen Gauck“ aufmerksam. Hatte er 
doch in einem Interview wenige Tage 
vorher seinen Kriegsreden seit der Mün¬ 
chener Sicherheitskonferenz eine weite¬ 
re Nuance hinzugefügt: „Und in diesem 
Kampf für Menschenrechte oder für das 
Überleben unschuldiger Menschen ist 
es manchmal erforderlich, auch zu den 
Waffen zu greifen.“ Doch offensichtlich 
nicht nur von den Friedensaktivisten er¬ 
hielt Gauck Pfiffe. Viele waren wohl auch 
enttäuscht, dass die Ausladung der russi¬ 
schen Fregatte „Boiky“ durch die Bun¬ 
desregierung weder von Gauck noch von 
Ministerpräsident Albig (SPD) in ihren 
Eröffnungsreden thematisiert wurde. 

Unterschriftenaktion 
für Fracking-Verbot 

Den Plänen von Wirtschaftsminister Ga¬ 
briel, Fracking in Deutschland zu legali¬ 
sieren, hat die Anti-Fracking-Bewegung 
eine Internet-Unterschriftenaktion ent¬ 
gegensetzt. Die Aktion hat am 19. Juni 
begonnen. In dem Appell an die Bun¬ 
desregierung, den bis Montagmorgen, 
23. 6., bereits 255 000 Personen auf der 
campact-Aktionsseite unterzeichnet ha¬ 
ben, wird ein Fracking-Verbot gefordert. 

Die Unterschriftenaktion wurde von 
der Organisation campact mit Koopera¬ 
tionspartnern gestartet. Der damit ver¬ 
bundene Appell an die Bundesregie¬ 
rung hat folgenden Text: „Fracking ist 
hoch riskant: Die Gasförderung unter 
Hochdruck - ob mit oder ohne Che¬ 
mie - gefährdet Wasser, Mensch und 
Umwelt. Und auch, um den Klimawan¬ 
del einzudämmen, muss das Erdgas im 
Boden bleiben. Doch die Regierung will 
bundesweit Fracking per Gesetz ermög¬ 
lichen. Ich fordere Sie auf: Sorgen Sie da¬ 
für, dass jegliche Form des Fracking in 
Deutschland gesetzlich verboten wird.“ 

Novelle des EEG verhindern 

Über 30 Bürgerinitiativen und Organi¬ 
sationen gegen fossile und für regenera¬ 
tive Energiegewinnung haben sich in ei¬ 
nem Offenen Brief an die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestags gewandt. Mit 
Hinweis auf die verheerenden Folgen des 
Klimawandels appellieren sie an die Ab¬ 
geordneten, der geplanten Novelle des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
nicht zuzustimmen und ein Abwürgen 
der Energiewende zu verhindern. 

In dem Offenen Brief wird die Fehl¬ 
entwicklung aufgezeigt, die die Energie¬ 
politik der Bundesrepublik Deutschland 
zu nehmen droht. Zu dem Brems- und 
Abwürgmanöver gehören die radikale 
Kürzung der Einspeisevergütung 2012, 
der signifikante Anstieg des Braunkoh¬ 
leanteils im Strommix, die Beschlussfas¬ 
sung über neue Tagebaue und die Plä¬ 
ne zur verstärkten Gasförderung mittels 
Fracking. Statt immer neue Kohlendi¬ 
oxid-Quellen zu eröffnen und somit den 
Klimawandel zu forcieren, fordern die 
Umweltorganisationen, auf neue Inves¬ 
titionen für Tagebaue und Fracking zu 
verzichten und die „Reform“ des EEG 
fallen zu lassen. Stattdessen muss in die 
Errichtung von Speicheranlagen wie Po¬ 
wer to Gas investiert werden. Dem Drän¬ 
gen der Energiekonzerne, der Energie¬ 
wende ein Ende zu bereiten, darf nicht 
nachgegeben werden. 

Die Abgeordneten werden in dem 
Offenen Brief aufgefordert, für das Ge¬ 
meinwohl zu stimmen. So heißt es: „Sehr 
geehrte Abgeordnete, ob durch die Neu¬ 
fassung des EEG die Energiewende ge¬ 
bremst oder beschleunigt wird, ist eine 
entscheidende Weichenstellung für un¬ 
ser aller Zukunft. Wenn Sie den Regie¬ 
rungsentwurf zum Ausbremsen der E- 
Wende ablehnen und statt dessen ein 
Gesetz verabschieden, das den Wechsel 
beschleunigt, leisten Sie einen histori¬ 
schen Beitrag zum Erhalt einer lebens¬ 
werten Umwelt und zur Verhinderung 
des Klimawandels über den point-of-no- 
return hinaus. Dafür wurden Sie gewählt, 
wie die zahlreichen Umfragen, in denen 
sich - trotz massiver Gegenkampagnen - 
stets eine deutliche Mehrheit für die E- 
Wende ausgesprochen hat, zeigen!“ 
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Iraks Nachbarn 
gegen Intervention 

Die Forderung der irakischen Regie¬ 
rung nach einem Eingreifen der USA 
im Konflikt mit der Gruppe „Islami¬ 
scher Staat im Irak und in der Levante 
(ISIL bzw. ISIS) stößt in den Nachbar¬ 
ländern auf Widerstand. Die Türkei, die 
ihre Unterstützung der Islamistenmiliz 
im Syrienkrieg verschleiert, warnt vor 
zahlreichen Todesopfern unter der Zi¬ 
vilbevölkerung, sollte die US-Luftwaf- 
fe eingreifen. Saudi-Arabien, Finanzier 
der ISIS und Heimat vieler ihrer Kämp¬ 
fe, wendet ein, nötig sei ein politischer 
Wechsel und nicht eine Intervention 
von außen. 

Wikileaks mit 
TISA-Enthüllungen 

Pünktlich am zweiten Jahrestag der 
Zuflucht von Wikileaks-Gründer Ju¬ 
lian Assange in der ecuadorianischen 
Botschaft in London hat die Enthül¬ 
lungsplattform heute den als „vertrau¬ 
lich“ eingestuften Entwurf des Anhangs 
über Finanzdienstleistungen des „Ab¬ 
kommens zum Handel mit Dienstleis¬ 
tungen“ (TISA) veröffentlicht. TISA 
ist - ähnlich wie TTIP und ähnliche 
Verträge - zwischen der EU, den USA 
und 21 weiteren Staaten gedacht zur 
Beseitigung von Handelshemmnissen 
im öffentlichen Dienstleistungssektor. 
Nach Angaben von Wikileaks betreffen 
die in dem geheimen Anhang festgeleg¬ 
ten Bestimmungen, bei denen es unter 
anderem um den grenzüberschreiten¬ 
den Austausch von Daten geht, insge¬ 
samt 50 Länder und 68,2 Prozent des 
Welthandels mit Dienstleistungen. Das 
Papier sollte bis fünf Jahre nach der 
Unterzeichnung des Abkommens oder 
Einstellung der Verhandlungen vor der 
Öffentlichkeit geheim gehalten werden. 

„Trotz des während der globalen Fi¬ 
nanzkrise 2007/2008 offensichtlich ge¬ 
wordenen Scheiterns der Finanzregu¬ 
lation und Aufrufen zur Verschärfung 
der entsprechenden Regeln, verfolgen 
die Verfechter des TISA das Ziel, die 
globalen Finanzdienstleistungsmärk¬ 
te sogar noch weiter zu deregulieren“, 
schreibt Wikileaks in einer Pressemit¬ 
teilung. So werde das Abkommen die 
noch weitere Ausdehnung der Finanz¬ 
multis auf Länder befördern, die sich 
dagegen nicht mehr juristisch würden 
wehren könnten. Vor allem die USA 
verlangen in diesem Zusammenhang 
einen uneingeschränkten grenzüber¬ 
schreitenden Austausch von Personen- 
und Finanzdaten. 

Wie Wikileaks informiert, wird über 
TISA derzeit außerhalb des Rahmens 
des Dienstleistungsabkommens GATS 
und der Welthandelsorganisation WTO 
verhandelt, allerdings werde Kompati¬ 
bilität mit GATS angestrebt. Dadurch 
könnten die Unterzeichner von TISA 
Druck auf die verbleibenden Mitglieder 
der Handelsorganisationen ausüben, 
sich ebenfalls dem Abkommen anzu¬ 
schließen. So wichtige Länder wie Bra¬ 
silien, Russland, Indien und China sind 
bislang nicht an den Verhandlungen 
beteiligt. Der EU-Abgeordnete Sven 
Giegold (Grüne) warnt bereits, TISA 
sei „ein Angriff auf den europäischen 
Datenschutz“. 

Das Dokument ist bei Wikileaks abruf¬ 
bar: https://wikileaks.org/tisa-financial/ 

redglobe 

Wegen Inthronisierung 
gesperrt 

Trotz eines Demonstrationsverbotes 
haben mehrere hundert Menschen am 
19. Juni in Madrid mit republikanischen 
Fahnen gegen die Monarchie protes¬ 
tiert. Wie das Internetportal eldiario.es 
berichtete, versammelten sich allein ge¬ 
gen 12 Uhr mittags rund 500 Menschen 
in der Calle Montera im Zentrum der 
spanischen Hauptstadt. Die Kundge¬ 
bung wurde „spontan“ organisiert, nach¬ 
dem der Oberste Gerichtshof am Vor¬ 
abend das von der Regierung verhängte 
Verbot von vier Demonstrationen be¬ 
stätigt hatte. Offiziellen Angaben zu¬ 
folge waren 7000 Polizisten im Einsatz, 
um die Inthronisierung des Juan-Car- 
los-Nachfolgers Felipe VI. abzusichern. 
Proteste waren verboten, der Luftraum 
über Madrid gesperrt worden. Die Par¬ 
lamentsabgeordneten der Vereinigten 
Linken sowie mehrerer Regionalpar¬ 
teien hatten die Zeremonie boykottiert. 


Starke internationale Beteiligung beim Pressefest der DKP 

Dortmund erlebt den Internationalismus hautnah 


Der Parteivorstand der DKP und seine In¬ 
ternationale Kommission freuen sich über 
eine starke internationale Beteiligung beim 
18. UZ-Pressefest an diesem Wochenende 
in Dortmund. Wir begrüßen gut 30 Parteien, 
die an diesem UZ-Pressefest teilnehmen. 
Wir haben dabei Gäste von Kommunisti¬ 
schen und Arbeiterparteien sowie von Be¬ 
freiungsbewegungen aus vier Kontinenten, 
die mit uns feiern und diskutieren und dabei 
die DKP und die politische Linke in Deutsch¬ 
land erleben - und ihre Erfahrungen nach 
Hause mitnehmen werden. Einige sind mit 
Informationsständen präsent. Aus Deutsch¬ 
land werden zudem diverse migrantische Or¬ 
ganisationen in der „Internationalen Straße“ 
Infostände aufbauen und dem Volksfest der 
DKP jenes internationale Flair geben, das es 
immer schon ausgezeichnet hat. 


Am Samstagnachmittag wird die Genos¬ 
sin der KP der Ukraine auf der Hauptbühne 
um internationale Solidarität werben. Und 
in der Casa Cuba werden am Sonntagmit¬ 
tag einige unserer Bruderparteien über ihre 
Kuba-Solidaritätsarbeit berichten, bevor sich 
dann am Sonntagnachmittag - ebenfalls in 
der Casa Cuba - alle noch einmal mit ein 
paar Worten an die Pressefestbesucherinnen 
wenden. 

Partei der Arbeit Belgiens 
KP Brüssel/Wallonien 
Brasilianische KP 
KP Britanniens 
KP Chiles 
KP Dänemarks 
KP in Dänemark 
Europäische Linkspartei 


KP Griechenlands 
Irakische KP 
Tudeh-Partei des Iran 
Kolumbianische KP 
Marcha Patriötica (Kolumbien) 
KP Kubas 
Libanesische KP 
KP Luxemburgs 
FSLN (Nicaragua) 

Neue KP der Niederlande 

KP Österreichs 

DFLP (Palästina) 

Portugiesische KP 

Peruanische KP 

Partei der Arbeit der Schweiz 

KP der Völker Spaniens 

KP der Türkei 

KP der Türkei 

KP der Türkei 1920 


KP der Ukraine 
KP der USA 
Polisario (Westsahara) 
AKEL (Zypern) 



Netanjahus Staatsterror auf neuer Stufe 

Kollektive Bestrafung eines ganzen Volkes durch die israelische Armee 



So friedlich wie auf diesem Propagandafoto der israelischen Armee gehen die 
Durchsuchungsaktionen in der Realität nicht vonstatten. 


D ie israelische Armee benimmt 
sich im noch immer widerrecht¬ 
lich besetzten Westjordanland 
seit dem 14. Juni wieder wie im Krieg. 
In Reaktion auf die vermutete Entfüh¬ 
rung von drei israelischen Jugendlichen 
in der Nähe der Stadt Hebron hat die 
Rechtsregierung unter Netanjahu nicht 
weniger als 3 000 Soldaten in den Ein¬ 
satz geschickt - die größte israelische 
Militäroperation im Westjordanland 
seit der zweiten Intifada im Jahr 2000. 

Unter dem Vorwand der Suche 
nach den Verschwundenen wurden 
massenweise Razzien in palästinensi¬ 
schen Städten und Dörfern durchge¬ 
führt. Mehr als tausend palästinensische 
Häuser dürften mittlerweile durchsucht 
worden sein, vorwiegend nachts und 
mit brutaler Gewalt. Im israelischen 
Fernsehen waren Bilder zu sehen, wie 
Soldaten die Haustüren aufsprengten 
und mit vorgehaltenen Waffen in die 
Wohnungen eindrangen. Die Bewoh¬ 
ner wurden aus dem Schlaf gerissen, 
die Einrichtungen zerschlagen und das 
Eigentum der Bewohner zerstört. 

Mindestens drei Palästinenser sind 
durch das Vorgehen des israelischen 
Militärs bisher getötet worden. Darun¬ 
ter ein 14-jähriger Junge im Dorf Dura 
nahe Hebron und ein 20-Jähriger im 
Flüchtlingslager Qalandiya zwischen 
Ramallah und Jerusalem. Beide wur¬ 
den durch direkte Schüsse israelischer 
Soldaten umgebracht. 

Rund 370 Palästinenser wurden 
bereits in den ersten Tagen festgenom¬ 
men, weil sie angeblich Mitglieder oder 
Unterstützer der „radikal-islamisti- 
schen“ Hamas im Westjordanland sind. 
Unter den Festgenommenen auch 52 
Palästinenser, die erst im Oktober 2011 
nach langjähriger Einkerkerung in isra¬ 
elischen Gefängnissen im Rahmen ei¬ 
nes Gefangenenaustauschs freigelassen 
worden waren. Zu den Inhaftierten ge¬ 
hören elf Abgeordnete des palästinen¬ 
sischen Parlaments, darunter der Parla¬ 
mentspräsident Aziz Dweik. 


Der Distrikt Hebron mit seinen 
750 000 Einwohnern war tagelang völ¬ 
lig abgeriegelt worden. Selbst Palästi¬ 
nensern, die eine Erlaubnis zum Betre¬ 
ten des Staatsgebiets Israels vorweisen 
konnten, weil sie dort arbeiten, wurde 
der Durchgang verweigert, obwohl sie 
für den Erhalt der Arbeitserlaubnis be¬ 
reits einer individuellen „Sicherheits¬ 
überprüfung“ durch den israelischen 
Geheimdienst unterzogen worden wa¬ 
ren. In der Ortschaft Kafr Tel wurden 
die rund 30 Bewohner nachts nach der 
Durchsuchung ihrer Häuser mit mili¬ 
tärischer Gewalt in die Dorfschule zu¬ 
sammengetrieben und dort stunden¬ 
lang Einzelverhören unterworfen. 

Die KP Israels bezeichnete das Vor¬ 
gehen der Armee in einer Veröffentli¬ 
chung auf ihrer Internetseite und in 
Erklärungen ihrer Parlamentsabgeord¬ 
neten als eine völlig gesetz- und völker¬ 
rechtswidrige „kollektive Bestrafung“ 
der Palästinenser. 

Von den drei israelischen Jugendli¬ 
chen fehlte trotz der massiven „Such¬ 
aktion“ des Militärs bis zum letzten 
Wochenende jede Spur. Selbst in israe¬ 
lischen Medien wurde mittlerweile die 


Frage aufgeworfen, wieso sich die Ar¬ 
mee trotz des riesigen Aufwandes bisher 
als unfähig erwies, auch nur den gerings¬ 
ten Anhaltspunkt über den Aufenthalt 
der „Entführten“ zu entdecken. Es han¬ 
delt sich dabei um drei Jugendliche aus 
einer illegal im Westjordanland errich¬ 
teten israelischen Siedlerkolonie, die am 
12. Juni eine Talmud-Schule in Hebron 
besucht hatten und anschließend an ei¬ 
ner Straßenkreuzung außerhalb von 
Hebron offenbar per Autostopp nach 
Hause zurücktrampen wollten. Und 
dies, obwohl israelische Besatzungsbe¬ 
hörden wiederholt davor gewarnt ha¬ 
ben. Wie und warum und in welchem 
Zusammenhang die Jugendlichen ver¬ 
schwunden sind, blieb bisher völlig un¬ 
aufgeklärt. Die These von einer „Ent¬ 
führung“ stützt sich lediglich auf An¬ 
gaben der israelischen Polizei, wonach 
einer der Jugendlichen per Handy bei 
der Polizei angerufen und mitgeteilt ha¬ 
ben soll, sie seien entführt worden. 

Obwohl er nicht den Schatten eines 
Beweises anführen könnte, behauptete 
Israels rechter Regierungschef Netan¬ 
jahu aber vom ersten Tag an, dass die 
Hamas für die „Entführung“ verant¬ 


wortlich sei. Die Hamas-Führung hat 
dies offiziell zurückgewiesen. 

Inzwischen wird allerdings auch in 
den Medien offen zugegeben, dass es 
bei der Armee-Operation nicht nur um 
„Vermisstensuche“, sondern vor allem 
um eine breit angelegte neue „Straf¬ 
aktion“ gegen die Palästinenser im 
Westjordanland und speziell gegen die 
Hamas handelt, um damit die kürzlich 
gebildete palästinensische Einheitsre¬ 
gierung von PLO und Hamas zu tref¬ 
fen. Die Palästinenser im Westjordan¬ 
land sollen damit massiv eingeschüch¬ 
tert und gegen die Hamas und die 
gemeinsame Regierung mit der PLO 
in Front gebracht werden. Das poli¬ 
tische Hauptziel der Operation ist es, 
eine neuerliche Spaltung der Paläs¬ 
tinenser in sich gegenseitig bekämp¬ 
fende Gruppen voranzutreiben. Jeder 
Palästinenser müsse wissen, dass „die 
Zugehörigkeit zur Hamas eine Ein¬ 
trittskarte direkt in die Hölle ist“, hatte 
der Radiosender der israelischen Ar¬ 
mee verkündet. 

Die mit der dieser Militäroperation 
erreichte neue Stufe des israelischen 
Staatsterrors ist absolut völkerrechts¬ 
widrig und in ihrer massenhaften Bru¬ 
talität durch nichts zu rechtfertigen. Es 
kann deshalb nicht länger hingenom¬ 
men werden, dass westliche Regierun¬ 
gen, insbesondere die der USA und 
die deutsche Bundesregierung, wei¬ 
terhin die schützende Hand über die¬ 
sen rechtswidrigen Staatsterror halten. 
Mehr deutsche „Verantwortung“ und 
Engagement für die Menschenrech¬ 
te - hier wären sie am Platz. Und ganz 
ohne Auslandseinsätze der Bundeswehr 
möglich. Es müssten nur endlich alle 
verfügbaren politischen und diploma¬ 
tischen Mittel einschließlich wirtschaft¬ 
licher Sanktionen eingesetzt werden, 
um das völkerrechtswidrige Vorgehen 
des israelischen Militärs zu stoppen und 
die israelische Rechtsregierung in die 
Schranken zu verweisen. Dafür ist aber 
mehr Druck von unten nötig! Dirk Grobe 


Jeder zweite Flüchtling ist ein Kind 

Weltweit sind über 5 Millionen Menschen auf der Flucht 


Anlässlich des Weltflüchtlingstages 
veröffentlichte das Hochkommissariat 
der UNO für Flüchtlinge (UNHCR) 
am 20. Juni aktuelle Zahlen. Demnach 
waren im vergangenen Jahr 51,2 Milli¬ 
onen Menschen auf der Flucht - zum 
ersten Mal über 50 Millionen, etwa so 
viele wie während des Zweiten Welt¬ 
kriegs. Fast die Hälfte aller Flüchtlin¬ 
ge, Asylbewerber und Binnenvertrie¬ 
benen sind Kinder. 

Vor allem in Syrien sei die Lage 
katastrophal, erklärte Hans ten Feld, 
Vertreter des UNHCR in Deutsch¬ 
land. So hätten 2,5 Millionen Syrer in 
Nachbarländern Schutz gesucht, 6,5 
Millionen seien innerhalb der Lan¬ 
desgrenzen auf der Flucht. Bis zum 
Jahresende rechnet das UNHCR mit 
vier Millionen weiteren Flüchtlingen. 
Auch in den Industrieländern steige 


die Zahl der Schutzsuchenden. So 
wurden in Europa letztes Jahr 484 600 
Asylanträge gestellt, 28 Prozent mehr 
als im Vorjahr. Die größten Migra¬ 
tionsbewegungen finden jedoch in¬ 
nerhalb von Landesgrenzen statt. So 
waren im vergangenen Jahr 33,3 Mil¬ 
lionen Binnenvertriebene ohne Zu¬ 
hause. 

„Ein humanitäres Problem kann 
nur von der Politik gelöst werden“, 
erklärt Hans ten Feld. Er fordert des¬ 
halb ein einheitliches Asylverfahren in 
der EU und eine gezielte Umsetzung 
der bisherigen Asylrechtsregelungen. 
Grundsätzlich müsse Menschen ge¬ 
holfen werden, die vor Verfolgung und 
Krieg fliehen: „Die Grenzen müssen 
offen bleiben“, betont ten Feld. Das 
UNHCR sieht auch die internationa¬ 
le Gemeinschaft in der Pflicht, nach 


politischen Lösungen zu suchen, um 
Krieg und Vertreibung nicht erst ent¬ 
stehen zu lassen. 

In Moskau teilte die russische Ein- 
wanderungsbehörte (FMS) mit, seit 
Jahresbeginn seien mehr als 400 000 
Ukrainer in Russland zu einem „Dau¬ 
eraufenthalt“ eingetroffen. Das Gros 
der Ukrainer sei seit März angekom¬ 
men, erklärte Wladimir Rutschejkow, 
beim FMS Ressortleiter für Fragen der 
Staatsbürgerschaft. Am 19. Juni hatte 
der russische Zivilschutz mitgeteilt, 
dass sich rund 19.000 behördlich er¬ 
fasste Flüchtlinge aus der Ukraine in 
Russland aufhalten. 

Die trotz der Beteiligung von Fa¬ 
schisten vom Westen unterstützte uk¬ 
rainische Opposition stürzte im Feb¬ 
ruar Staatspräsident Viktor Januko- 
witsch und bildete eine sogenannte 


Übergangsregierung, die im April 
Truppen in die östlichen Kohleberg¬ 
bauregionen Donezk und Lugansk 
schickte, weil diese die Putschregie¬ 
rung in Kiew nicht anerkennt und 
„Volksrepubliken“ ausgerufen hat. 
Bei Gefechten zwischen Regierungs¬ 
truppen und Milizen gibt es auf beiden 
Seiten viele Tote und Verletzte. Trotz 
der vom ukrainischen Präsidenten Pjo- 
tr Poroschenko angekündigten Feuer¬ 
pause gehen die Gefechte weiter. 

Russland fordert seit Tagen dip¬ 
lomatische Schritte, um das Blutver¬ 
gießen in der Ostukraine zu beenden. 
Versuche, in der UNO entsprechende 
Resolutionen durchzubringen, wer¬ 
den nach Angaben des Moskauer Au¬ 
ßenministeriums aber regelmäßig von 
den westlichen Vetomächten zu Fall 
gebracht. 
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Der „Friedensplan“ - eine Mogelpackung 

Vor Poroschenkos Gesprächen mit den Volksmilizen ein Ultimatum 



Die Kommunistische Partei im Visier der Putschisten: Im Parlament werden KPU-Abgeordnete verprügelt. 


W ährend eines Besuchs bei 
den Truppen der sogenann¬ 
ten „Anti-Terror-Operation“ 
verkündete Präsident Poroschenko sei¬ 
ne in den westlichen Medien als „Frie¬ 
densplan“ gefeierten Vorschläge zur 
Beendigung der bewaffneten Kämpfe 
in der Südostukraine. Von den Unab¬ 
hängigkeitskämpfern wurde der Plan 
postwendend als unannehmbar abge¬ 
lehnt und die Reaktionen in Moskau 
sind skeptisch. 

Ausgangspunkt des Plans ist die Ver¬ 
kündigung einer einseitigen Waffenru¬ 
he bis zum 27. Juni. Dies hört sich zu¬ 
nächst gut an und hätte auch zu Hoff¬ 
nungen Anlass geben können, wenn 
das Ziel der Feuerpause die Aufnah¬ 
me eines Dialogs zwischen Kiew und 
den Vertretern der Volksrepubliken 
Donezk und Lugansk wäre. Genau 
das lehnen aber Poroschenko und die 
Putschisten-Junta in Kiew nach wie vor 
strikt ab. So kann es nicht verwundern, 
dass die Volksmilizen in der begrenzten 
Waffenruhe nur einen propagandisti¬ 
schen Rauchvorhang sehen, hinter dem 
das finale Abschlachten der Unabhän¬ 
gigkeitskämpfer durch die an Zahl und 
Bewaffnung weit überlegenen Junta- 
Truppen nach Ablauf der Frist vorbe¬ 
reitet wird. 

Daran ändert auch der neueste Hüt¬ 
chenspielertrick des Oligarchen-Präsi- 
denten nichts, der in einer Fernsehan¬ 
sprache am Sontag erklärte, er sei 
bereit, „mit jenen zu diskutieren, die 
irrtümlich separatistische Positionen 
eingenommen haben“. Er fügte aber 
sofort hinzu, ausgenommen davon sei¬ 
en jedoch Separatisten, die Terrorakte 
begangen hätten. An Dreistigkeit lässt 
sich dieser Versuch, den Ukrainern und 
der Weltöffentlichkeit Sand in die Au¬ 
gen zu streuen, nun wirklich nicht mehr 
übertreffen. 

In der fehlenden Bereitschaft zum Di¬ 
alog sieht auch Moskau den größten 
Pferdefuß des Poroschenko-Plans. So 
erklärte das Pressezentrum des russi¬ 
schen Präsidenten schon unmittelbar 
nach dessen Bekanntwerden: „Die ers¬ 
te Analyse zeigt leider, dass dies keine 
Einladung zum Frieden und zu Gesprä¬ 
chen ist, sondern ein Ultimatum an die 
Volksmilizen des Südostens der Ukra¬ 
ine, die Waffen niederzulegen. Vorläu¬ 
fig fehlt das Hauptelement - der Vor¬ 
schlag, Verhandlungen zu beginnen.“ 
Inzwischen hat sich auch Präsident Pu¬ 
tin selbst geäußert. Er betonte: „Ohne 
praktische Taten, die auf den Beginn 
eines Verhandlungsprozesses gerichtet 
sind, wird der Plan unrealistisch und 
nicht lebensfähig sein.“ 

Übrigens wird dies schon dadurch be¬ 
stätigt, dass sich selbst das Ausgangs¬ 
element des Poroschenko-Plans, die 
„einseitige Waffenruhe“, von Anfang 
an als noch löchriger wie ein Schwei¬ 
zer Käse erwiesen hat und es immer 
wieder zu Artilleriebeschuss und Ge¬ 
fechten gekommen ist. Ob dies von 


der Armee oder von Einheiten der 
mit Neonazis durchsetzten National¬ 
garde bzw. von den aus Ultrarechten 
und Kriminellen bestehenden und von 
Oligarchen finanzierten Privatarmeen 
geschehen ist, können wir nicht nach¬ 
prüfen. Fest steht allerdings, dass der 
Oligarch und Gebiets-Gouverneur von 
Dnepropetrowsk, Igor Kolomoiski, un¬ 
missverständlich erklärt hat, er werde 
keinen Befehl Poroschenkos befolgen, 
und seine Söldner würden darum das 
Feuer nicht einstellen, sondern „den 
Separatisten den Rest geben“. 

Zum Poroschenko-Plan gehören weiter 
„Sicherheitsgarantien für alle Teilneh¬ 
mer von Verhandlungen, Befreiung von 
Strafverfolgung für diejenigen, die die 


Waffen niederlegen und keine schwe¬ 
ren Verbrechen begangen haben“. Die 
Pferdefüße: Zu „Verhandlungen“ sol¬ 
len auch weiterhin nur von der Kiewer 
Junta ausgesuchte Leute eingeladen 
werden. Gespräche mit den als „Terro¬ 
risten“ bezeichneten Unabhängigkeits¬ 
kämpfern werden, wie bereits gesagt, 
strikt abgelehnt. Was sollen da Sicher¬ 


heitsgarantien für Verhandlungsteil¬ 
nehmer? Auch die angebotene Befrei¬ 
ung von Strafverfolgung für diejenigen, 
die keine schweren Verbrechen began¬ 
gen haben, ist offensichtlich ein Trick. 
Werden doch alle Unabhängigkeits¬ 
kämpfer als „Terroristen“ bezeichnet. 
„Terrorismus“ wird aber überall in der 
Welt als schweres Verbrechen verfolgt. 
Zum Plan Poroschenkos gehört weiter: 
„Einrichtung eines garantierten Korri¬ 
dors für den Abzug russischer und uk¬ 
rainischer Söldner und deren Entwaff¬ 
nung“. Die Pferdefüße: Angesichts des 
blutigen Rachefeldzugs der Junta, der 
Integration von Neonazis der Swo- 
boda und des Rechten Sektors in die 
Nationalgarde, der gerade erwähnten 


Erklärung des Gouverneurs von Dn- 
jepropetrowsk, können wohl nur Geis¬ 
tesgestörte oder Selbstmörder die An¬ 
kündigungen Poroschenkos ernst neh¬ 
men. Zudem dürfte natürlich auch den 
Volksmilizen bekannt sein, dass der 
kommissarische Verteidigungsminis¬ 
ter der Junta selbst alle erwachsenen 
Zivilisten aus den Gebieten Donezk 


und Lugansk durch „Filtrationslager“ 
schleusen will. 

Weiter verspricht Poroschenko Schrit¬ 
te zur „Dezentralisierung der Macht 
auf dem Weg von Wahlen der Verwal¬ 
tungsorgane“, die „Verteidigung der 
russischen Sprache“, eine „Verände¬ 
rung der Verfassung“ und „die Abstim¬ 
mung mit den Vertretern des Donbass 
über die Kandidaturen der Leiter der 
staatlichen Gebietsadministrationen“. 
Da kann man nur sagen: „Der Berg hat 
gekreißt und ein Mäuslein geboren“. 
Ein Konzept zu wirklicher Machtver¬ 
lagerung von der Zentrale nach unten 
ist darin jedenfalls nicht zu erkennen, 
und noch weniger ein Ersatz für die Fö- 
deralisierung der Ukraine. 

Schließlich sieht Poroschenkos Plan 
„die Durchführung vorfristiger Kom¬ 
munal- und Parlamentswahlen“ vor. 
Auch darin steckt ein Pferdefuß. Offen¬ 
bar geht es vor allem darum, die durch 
den Februar-Putsch und den Bürger¬ 
krieg nationalistisch aufgeheizte Stim¬ 
mung sowie die durch Verfolgung und 
Halblegalität äußerst eingeschränkten 
Wirkungsmöglichkeiten der KPU - die 
bei den letzten Wahlen zur Obersten 
Rada gut 13 Prozent der abgegebenen 
Stimmen erhalten hatte - zu nutzen, 
um die kommunistischen Abgeordne¬ 
ten aus dem Parlament zu vertreiben. 
So soll ein von wirklicher Opposition 
„gereinigtes“, lupenreines Oligarchen- 
und Nationalisten-Parlament geschaf¬ 
fen werden. 

Dass die Unabhängigkeitskämpfer 
nach alledem Poroschenko nicht trau¬ 
en und Moskau äußerst skeptisch ist, 
kann nicht verwundern. Dirk Grobe 


Verhandlungen über die Umsetzung des von Präsident Pjotr Poroschenko vorgelegten Plans 
zur friedlichen Beendigung des Konflikts in der Ostukraine haben am Montag in Donezk 
begonnen, meldet die russische NachrichtenagenturRIA-Novosti. Zu den Krisengesprächen 
trafen der russische Botschafter in der Ukraine, Michail Surabow, der ukrainische Ex-Präsi- 
dent Leonid Kutschma, der Leiter der gesellschaftlichen Organisation „Ukrainische Wahl“, 
Viktor Medwedtschuk, der Regierungschef der „Volksrepublik Donezk“, Alexander Borodaj, 
und der Chef der Bewegung „Süd-Ost“, Oleg Zarjow, ein. 

Zuvor hatten Vertreter der Donezker Republik ein Treffen von Medwedtschuk und einer Mis¬ 
sion der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) zur Anbahnung 
eines Dialogs zwischen Kiew und der Südostukraine akzeptiert. Kremlsprecher Dmitri Peskow 
erklärte, Präsident Wladimir Putin begrüße die Aufnahme von Medwedtschuks Kontakten mit 
Donezk und Lugansk. 


Gesundheit als Ware 

In Griechenland steigen die Säuglingssterblichkeit und die Suizidrate an 


Als die EU 2007 ihr Weißbuch zum 
Thema beschloss, hieß es darin, Ge¬ 
sundheit sei „eine persönliche Angele¬ 
genheit jedes einzelnen“. Sieben Jahre 
später kann man in Griechenland be¬ 
wundern, was EU-Kommission, Euro¬ 
päische Zentralbank und Internationa¬ 
ler Währungsfonds unter dem Schlag¬ 
wort verstehen: 

Ein Drittel der griechischen Bevölke¬ 
rung ist heute nicht krankenversichert 
und besitzt de facto keinen Zugang zu 
regulärer medizinischer Versorgung. 
Tausenden Kindern werden Impfun¬ 
gen verweigert. Weil im ganzen Land 
Krankenhäuser geschlossen wurden, 
sterben mittlerweile Menschen, die von 
den übrig gebliebenen Spitälern nicht 
oder nur nach einer unverantwortli¬ 
chen Wartezeit aufgenommen werden 
konnten. 

Andere verlassen Gesundheitseinrich¬ 
tungen vorzeitig, weil sie die hohen Un- 


tersuchungs- und Behandlungskosten 
nicht aus eigener Tasche bezahlen kön¬ 
nen oder verzichten auf verordnete Me¬ 
dikamente, weil sie nicht wissen, woher 
sie das Geld für die Zuzahlung nehmen 
sollen. Vorgeburtliche Untersuchun¬ 
gen von Schwangeren, Mammographi¬ 
en und sogar Ultraschallanwendungen 
gehören nicht mehr zu den vom Staat 
übernommenen Gesundheitsleistungen. 
Der in Brüssel, Frankfurt/Main und 
Washington aufgestellte griechische 
Staatshaushalt für das laufende Jahr 
sieht neuerliche Kürzungen der Sozi¬ 
alausgaben um ein Achtel, der Mittel 
für das öffentliche Gesundheitswesen 
sogar um ein Fünftel vor. Das Bud¬ 
get für Krankenhäuser wurde von den 
„Regierungsparteien“ Nea Dimokra- 
tia (Konservative) und PAS OK (rech¬ 
te Sozialdemokraten) abermals um fast 
ein Drittel oder fünf Milliarden Euro 
gekürzt. 


Dabei fordert der durch Entlassungen 
bewusst herbeigeführte Personalman¬ 
gel die meisten Opfer an Leib und Le¬ 
ben. So verfügt das auf die Behand¬ 
lung von Krebspatienten spezialisierte 
Metaxa-Hospital nur über die Hälfte 
der im Stellenplan vorgesehenen Mit¬ 
arbeiter. 8 000 hochqualifizierte Ge¬ 
sundheitsarbeiter flogen auf die Stra¬ 
ße, als das Ministerium in Umsetzung 
des Troika-Diktats alle 250 staatlichen 
Polikliniken der Einheitskrankenkasse 
EOPYY dichtmachte. 

Die griechischen Kommunisten, die 
die Völker Europas im Mai 2010 mit 
einem riesigen Transparent am Athe¬ 
ner Akropolis-Felsen spektakulär auf¬ 
gefordert hatten, sich zu erheben, hal¬ 
ten Gesundheit aus grundsätzlichen 
Erwägungen heraus für alles andere als 
eine „persönliche Angelegenheit jedes 
einzelnen“. Sie verweisen hingegen da¬ 
rauf, dass die physische Verfasstheit der 


Menschen ganz entscheidend mit den 
Produktionsverhältnissen, dem sozia¬ 
len Umfeld und den Arbeitsbedingun¬ 
gen, dem Zugang zu Bildung, gesunden 
Nahrungsmitteln und einer wohnlichen 
Behausung zusammenhängt. 
Entsprechen diese Voraussetzungen 
nicht den Erfordernissen, verschlech¬ 
tert sich die Gesundheit, so dass Thera¬ 
pien, Krankenhausaufenthalte, Opera¬ 
tionen, Medikamente usw. erforderlich 
werden. 

Und wer keine adäquate medizinische 
Versorgung erhält, wird noch kränker 
oder stirbt schlimmstenfalls. Von 2008 
bis 2010 ist die Säuglingssterblichkeit 
in Griechenland um 43 Prozent gestie¬ 
gen. Mittlerweile ist fast ein Drittel der 
nicht altersbedingten Todesfälle in Hel¬ 
las auf die anhaltende kapitalistische 
Krise zurückzuführen. Zwischen 2007 
und 2011 nahm die Zahl der Suizide 
um 45 Prozent zu. Oliver Wagner 


BRD rüstet 
Algerien auf 

Rheinmetall lässt Panzer in 
dem nordafrikanischen Land 
fertigen 

Die deutschen Rüstungskonzerne 
Rheinmetall und Ferrostaal werden 
Radpanzer des Typs „Fuchs 2“ an Al¬ 
gerien liefern. Der Deal beläuft sich 
laut Angaben des „Handelsblatts“ auf 
2,7 Milliarden Euro. Bereits vor drei 
Jahren hatte der zuständige Bundessi¬ 
cherheitsrat das Projekt sowie weite¬ 
re Waffenexporte in Gesamthöhe von 
zehn Milliarden Euro in das nordafri¬ 
kanische Land genehmigt. 

Die BRD ist einer der größten Waf¬ 
fenlieferanten in der Region. Neben 
Rheinmetall engagieren sich auch an¬ 
dere deutsche Rüstungsunternehmen 
verstärkt in Algerien. So soll Daimler 
einen Vertrag für 10 000 Transport¬ 
fahrzeuge abgeschlossen haben. Auch 
ThyssenKrupp ist dort engagiert. Der 
Konzern liefert zwei Fregatten für 2,13 
Milliarden Euro. Außerdem soll die al¬ 
gerische Marine ausgebildet werden. 

In dem Vertrag zwischen Algerien 
und Rheinmetall soll man sich auf eine 
komplette Panzerfabrik geeinigt haben. 
Neben den deutschen seien auch zwei 
algerische Firmen sowie die arabischen 
Staatsfonds Aabar und IPIC aus Abu 
Dhabi an dem Joint-venture beteiligt. 
Jährlich sollen in Ain Smara 120 amphi¬ 
bische Transportpanzer für das algeri¬ 
sche Militär gefertigt werden - insge¬ 
samt 980 Stück. Die Radpanzer sollen 
für den Wüsteneinsatz besonders geeig¬ 
net sein. Algerien sei vertraglich ver¬ 
pflichtet, diese nicht weiterzuveräußern. 

Algerien ist der größte Abnehmer 
deutscher Rüstungsgüter - vor Katar 
und den USA. 2013 wurden laut „Han¬ 
delsblatt“ Waffen im Gesamtwert von 
826 Millionen Euro an das Land gelie¬ 
fert. Mit dem vorgesehenen Deal soll 
die „Terrorbekämpfung“ unterstützt 
werden. Außerdem erhofft sich Berlin 
eine bessere Abwehr von Flüchtlingen 
auf ihrem Weg nach Europa. Die Vor¬ 
kommen von Erdgas und Erdöl dürften 
ebenfalls eine Rolle spielen. Deutsch¬ 
land hat im vergangenen Jahr seine 
Rüstungsexporte deutlich gesteigert. 
Dem offiziellen Exportbericht 2013 
zufolge wurde militärisches Gerät im 
Wert von über 5,8 Milliarden Euro aus¬ 
geführt - fast ein Viertel mehr gegen¬ 
über dem Vorjahr. ZLV 

Richtiger Moment 

China investiert in 
Griechenland 

Chinesische Firmen wollen groß in Grie¬ 
chenland investieren. Das kündigte der 
chinesische Premierminister Li Keqiang 
am Vortag eines zweitägigen Besuchs in 
Athen an. „Wir werden zusammen mit 
Griechenland den Hafen von Piräus zum 
besten Hafen im Mittelmeer verwan¬ 
deln“, sagte Keqiang am 18. Juni der Zei¬ 
tung „Kathimerinia“. Für Athen kom¬ 
men die Pläne im „richtigen Moment“, 
wie es aus Regierungskreisen hieß. Das 
Land brauche dringend Investitionen. Li 
kündigte weiter an, chinesische Firmen 
hätten Interesse am Kauf griechischer 
Flughäfen und Eisenbahnen. 

Die griechische Finanzpresse berichte¬ 
te, Peking plane, beim Athener Großflug¬ 
hafen „Eleftherios Venizelos“ einzustei¬ 
gen. Vertreter chinesischer Firmen hätten 
für diesen Fall den Griechen versprochen, 
Athen zum wichtigsten Knotenpunkt für 
Reisen chinesischer Touristen nach Eu¬ 
ropa zu machen. Nach dem möglichen 
Einstieg der chinesischen Unternehmen 
FPAM und Shenzen Airport Group solle 
die Zahl der Reisenden binnen weniger 
Jahre von etwa zwölf Millionen (2013) auf 
mehr als 50 Millionen steigen. 

Am Frachthafen Piräus kontrolliert 
der chinesische Transportriese Cosco 
bereits seit 2008 etwa 70 Prozent der 
Anteile. Cosco wolle nun auch den Rest 
übernehmen, hieß es übereinstimmend. 
Chinesische Unternehmen wie Huawei 
und ZTE benutzen Piräus bereits als 
Drehscheibe für ihre Transporte nach 
Ost- und Südosteuropa. Auch andere 
Unternehmen wie Hewlett Packard und 
Sony nutzen den Hafen von Piräus für 
die Einfuhr nach Europa. 
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unsere zeit m 


Gastkolumne von Ulla Jelpke* 

Rechter Terror und linke 
Schreckgespenster 


Von Neonazis geht weiterhin eine 
hohe Gefahr für Leib und Leben aus. 
Das macht der Mitte Juni vorgelegte 
Verfassungsschutzbericht des Bundes 
für das Jahr 2013 deutlich. Der Ge¬ 
heimdienstbericht spricht von einem 
unverändert hohen Niveau rechtsex¬ 
tremistischer Gewalttaten, insbeson¬ 
dere einer Verdoppelung der Angrif¬ 
fe auf Flüchtlingsheime. Die Gewalt 
geht nicht nur von einer Minder¬ 
heit der Neonazis aus, vielmehr ist 
laut Verfassungsschutz jeder zweite 
Rechtsextremist grundsätzlich ge¬ 
waltbereit. Dennoch will der Inlands¬ 
geheimdienst „keine Anhaltspunkte“ 
für Rechtsterrorismus erkennen, re¬ 
gelmäßige Waffenfunde bei Neonazis 
werden mit deren „Waffenaffinität“ 
verharmlost. 

Waffenfunde bei Linken gab es 
laut Verfassungsschutzbericht keine. 
Doch im Sinne des unwissenschaft¬ 
lichen Extremismuskonstruktes der 
Bundesregierung wird der „erneu¬ 
te Anstieg fremdenfeindlicher Ge¬ 
walttaten“ durch einen vom Verfas¬ 
sungsschutz behaupteten „enormen 
Anstieg linksextremistischer Gewalt¬ 
taten“ relativiert. Für diese These 
scheut der Geheimdienst auch Ma¬ 
nipulationen nicht. So zählt er einen 
Anschlag auf Bundeswehrfahrzeuge 
in einer Kaserne im sachsen-anhal- 
tinischen Havelberg allein aufgrund 
zeitlicher Nähe zu einem antimili¬ 
taristischen Camp unter die Rubrik 
linksextremer Gewalttaten. Doch 
auf eine frühere parlamentarische 
Anfrage konnte mir die Bundesre¬ 
gierung keine Belege für eine linke 
Täterschaft benennen. Weder gibt es 
Täter oder Tatverdächtige noch ein 
Bekennerschreiben. Die übergro¬ 
ße Mehrzahl linksmotivierter Ge¬ 
walttaten richtete sich nach Anga¬ 
ben des Verfassungsschutzberichtes 
gegen die Polizei und Neonazis. So 
werden Teilnehmer an antifaschis¬ 
tischen Protesten pauschal als linke 
Gewalttäter verunglimpft, wenn sie 
bei Anti-Nazi-Blockaden von der 



Polizei gewaltsam von der Straße ge¬ 
räumt wurden. Wer sich gegen will¬ 
kürliche Polizeigewalt juristisch zur 
Wehr setzen will, sieht sich schnell 
einer Gegenanzeige der Uniformier¬ 
ten wegen angeblicher Gewalt- und 
Widerstandshandlungen ausgesetzt 
und landet so in der Statistik. Die 
vom Verfassungsschutz als schwers¬ 
te Krawalle seit den 1980ern her¬ 
vorgehobenen Auseinandersetzun¬ 
gen um die Rote Flora in Hamburg 
im Dezember letzten Jahres wurden 
durch die willkürliche gewaltsame 
Auflösung der Demonstration von 
der Polizei provoziert. Selbst die Po¬ 
lizei musste später eingestehen, dass 
ein nachfolgender Angriff dutzender 
Vermummter auf eine Polizeiwache, 
der zur Begründung eines tagelan¬ 
gen polizeilichen Ausnahmezustan¬ 
des über Teile der Hamburger Innen¬ 
stadt diente, in der behaupteten Form 
gar nicht stattgefunden hatte. Das 
von der Bundesregierung beschwo¬ 
rene Schreckgespenst linksextremer 
Gewalt hält einer Überprüfung nicht 
stand. Dagegen bleibt der Terror der 
Neonazis bittere Realität. Davon will 
der mit seinen V-Leuten tief in den 
Nazisumpf verwickelte Verfassungs¬ 
schutz ablenken. 

TJIIa Jelpke ist Obfrau des Innenausschus¬ 
ses im Bundestag 


Zeitbomben in der Luft 


Der absichtliche Zusammenprall zweier 
Eurofighter-Kamfjets mit einem soge¬ 
nannten Learjet der bundeseigenen Ge¬ 
sellschaft für Flugzieldarstellung (GFD) 
über Olsberg im Sauerland, über den ge¬ 
nauer als andere Medien am 23. 6. 14 
der WDR (Aktuelle Stunde für NRW) 
berichtete, muss im Zusammenhang mit 
der gegenwärtigen Ukraine-Krise gese¬ 
hen werden. Unter den Email-Kommen¬ 
taren zur Aktuellen Stunde des WDR 
finden sich solche von Bundeswehran¬ 
gehörigen, die auf dieselbe Praxis, wie 
diese jetzt offenbar wurde, über den 
baltischen Staaten an der Grenze zu 
Russland hinweisen. Der WDR berich¬ 
tete, dass der Unfall vom Montag mit 
zwei Todesopfern aus den Reihen der 
GFD im Zusammenhang mit dem NA- 
TO-Luftkommando in Kalkar steht. Von 
dort gingen die Anweisungen aus. Die¬ 
ses Luftkommando hat ständig in einem 
Radius bis nach St. Petersburg und Mos¬ 
kau die Luftüberwachung inne und dies 
im Fall der NATO-Staaten nördlich der 
Alpen mittels Eurofightern. Bisher ge¬ 
lang es immer, die Machenschaften von 
Kalkar zu verbergen. Dürfte es damit 
nun vorbei sein? 

Die UZ berichtete am 13. Juni da¬ 
rüber und ergänzte mit Hinweisen 
zum Aufbau des sogenannten Ra¬ 
ketenschirms: „Der Schirm entsteht 
in Ramstein - von wo aus die USA 
ihren Kampfdrohnenkrieg führen - 
und in Kalkar/Uedem, wo die Nato 
und die BRD den Drohnenkrieg vor¬ 
bereiten. Die Kriegsvorbereitungen 
dort, müssen auch im Zusammen¬ 
hang mit der gefährlichen Entwick¬ 
lung in der Ukraine gesehen werden. 

Andere skandalöse Meldungen: 
Der Absturz eines Tornadoflug¬ 
zeugs vom 16. Januar 2014 ganz nahe 
beim Atomwaffenstützpunkt Bü¬ 


chel (Rheinzeitung, Koblenz, 17. und 
23. Januar 2014,29. März 2014). Oder 
der Beinahe-Atomunfall mit Muni- 
tions- und Uran-Containern ganz in 
der Nähe von Tausenden Kirchen¬ 
tagsgästen am Hamburger Hafen im 
Mai 2013 (Altona-Info,Lokalzeitung 
für Hamburg-Altona, 21. Mai 2013). 

Die Ostermarschbewegung 
Rhein-Ruhr macht seit zwei Jahren 
die Kriegsvorbereitungen, ja Krieg¬ 
führung durch das exorbitante Luft¬ 
waffenkommando von Kalkar und - 
ganz in der Nähe am Niederrhein - 
Uedem öffentlich. Nur Provinzblätter 
haben bisher mit Überschriften wie 
„Wenn die NATO Krieg spielt“ und 
„Der Luftwaffenstandort wächst“ 
berichtet. Die Rheinische Post aus 
Kleve am 6. März 2014 über Kalkar: 
„,Der Zuständigkeitsbereich reicht 
vom Baltikum bis nach Großbritan¬ 
nien und von den Alpen bis nach Is¬ 
land 4 , sagte Brigadegeneral Nolte. 
Rund 350 zusätzliche Soldaten sind 
in den vergangenen Monaten nach 
Kalkar und Uedem versetzt worden. 
In den kommenden Monaten und 
Jahren sollen noch 50 mehr kommen, 
so dass im Jahr 2017 voraussichtlich 
rund 1 600 Soldaten in Kalkar bezie¬ 
hungsweise Uedem dienen werden.“ 

Diese Bundeswehr-Mannschaf¬ 
ten dirigieren tickende Luftzeitbom¬ 
ben - die leicht außer Kontrolle gera¬ 
ten können, wie die Katastrophe über 
dem Sauerland zeigte. 

Die Friedensbewegung, sowohl 
Ostermarsch Rhein-Ruhr und VVN- 
BdA NRW als auch „Kooperation für 
den Frieden“ und „Friedensratschlag 
Kassel“ kündigte neue Aktionen ge¬ 
gen das Luftkommando Kalkar an. 

Ulrich Sander ; 

Bundessprecher der VVN-BdA 



„Lasst euch einfach überraschen“ 

Esther Bejaranos lebenslanger Kampf gegen den Faschismus 


UZ: Im Herbst letzten Jahres sind dei¬ 
ne „Erinnerungen“ im Laika Verlag 
als Buch erschienen. Gibt es irgendei¬ 
ne Gefährdung der Menschen und der 
Menschlichkeit, die weniger akut gewor¬ 
den ist, seit du deinen Kampf gegen das 
Vergessen aufgenommen hast? 

Esther Bejarano: Das ist eine schwie¬ 
rige Frage. Die Gefahr des europawei¬ 
ten Rechtsrucks ist eine sehr schlimme 
Sache, und ich befürchte, dass es sogar 
noch schlimmer kommen kann und 
dass die Menschen immer roher und 
gewalttätiger werden. In all den Län¬ 
dern, in denen sich eine bislang noch 
gute wirtschaftliche Lage verschlech¬ 
tert, wird der Rechtsruck schlimmer. 
Dass z.B. Le Pen in Frankreich so stark 
werden konnte, erscheint zunächst un¬ 
verständlich; die Gründe liegen jedoch 
in der wirtschaftlichen Entwicklung in 
Frankreich. 

Die Gefahren sind nicht weniger 
geworden, aber: Die Jugendlichen, 
denen ich meine Geschichte erzähle, 
haben ein größeres Interesse daran 
bekommen und wollen genau wissen, 
was damals geschah - das ist ein großer 
Fortschritt! 

Der zeitliche Abstand der heutigen 
Jugendlichen zu den Ereignissen wäh¬ 
rend der Zeit des Hitlerfaschismus ist 
größer geworden. Dies mag ein Grund 
dafür sein, dass die Jugendlichen mir 
bei meinen Vorträgen so gut zuhören. 
Meine Arbeit trägt dazu bei, den Ju¬ 
gendlichen nahezubringen, was damals 
geschah. 

Es haben eigentlich immer viel zu 
wenige Menschen gegen die Nazis pro¬ 
testiert, damals wie heute. Meine Auf¬ 
gabe besteht darin, dies zu ändern. In 
Belgien wurde bereits vor Jahren die 
Initiative „Schulen mit Courage gegen 
Rassismus“ ins Leben gerufen, und 
diese Initiative wurde von deutschen 
Schulen übernommen. Ich bin Patin 
einer Schule in Lüneburg, die dieses 
Motto für sich übernommen hat. Die 
Schülerinnen und Schüler dort sind 
heute ganz real aktiv gegen die Nazis. 
Vor allem die ausländischen Schüler 
sind ganz besonders an dem Thema in¬ 
teressiert; ich vermute, dies liegt an ih¬ 
ren ganz persönlichen Erfahrungen mit 
Diskriminierung. 

UZ: Das Schicksal der Lampedusa- 
Flüchtlinge, die Gefährdung des Frie¬ 
dens in Osteuropa, die Erfolge rech¬ 
ter Parteien bei der EU-Wahl - woher 
nimmst du die Kraft und den Mut, im¬ 
mer weiter zu kämpfen? 

Esther Bejarano: Ich bin halt eine mu¬ 
tige Frau - ansonsten hätte ich das KZ 
nicht überleben können. Zu den Lam- 
pedusa-Flüchtlingen möchte ich fol¬ 
gendes sagen: Es ist schlimm, dass sich 
der Hamburger Senat und die Polizei 
den Migranten gegenüber so verhal¬ 
ten - das ist eine Schande! 

Meine Schwester musste während 
der NS-Zeit mit ihrem Ehemann vor 



Esther Bejarano ist eine der letzten Überlebenden des Mädchenorchesters 
von Auschwitz. Auf dem UZ-Pressefest tritt sie mit der Microphone Mafia und 
Konstantin Wecker auf. 


den Nazis flüchten und wollte in die 
Schweiz emigrieren. Sie hatten es 
sogar bis nach Basel geschafft; die 
Schweizer Polizei hat sie aber umge¬ 
hend wieder nach Deutschland abge¬ 
schoben, woraufhin sie von den deut¬ 
schen Grenzsoldaten erschossen wur¬ 
den. 

Aus diesen Erlebnissen habe ich 
für mich die Schlussfolgerung gezo¬ 
gen: Die Flüchtlinge müssen aufge¬ 
nommen, ihnen Asyl gewährt und 
Arbeit gegeben werden! Ein ganz 
schlimmes Beispiel ist das Schicksal 
der Bootsflüchtlinge, denen man kein 
Asyl gewährt und die man vor der ita¬ 
lienischen Küste ertrinken lässt - das 
ist Mord! 

UZ: Wie können Kunst und die Künstler 
Position beziehen, in die heutigen Aus¬ 
einandersetzungen eingreifen? 

Esther Bejarano: Diese Frage ist ganz 
einfach zu beantworten: Man muss die 
richtige politische Einstellung haben 
und den Menschen überzeugendes Ma¬ 
terial vermitteln. 

Die Juden haben sich damals von 
dem NS-Regime nicht ohne Gegen¬ 
wehr zur Schlachtbank führen lassen - 
dieses lässt sich durch die Lieder des 
jüdischen Widerstands aufzeigen, die 
ich seit Jahrzehnten auf der Bühne sin¬ 
ge. Wenn mir dann die Menschen nach 
meinen Konzerten sagen: „Du hast mir 
mit Deinen Liedern Mut gemacht; ich 
möchte mich nun ebenfalls gegen Un¬ 
gerechtigkeiten und gegen die Faschis¬ 
ten engagieren!“, dann ist das sehr er¬ 
mutigend für mich. 

Häufig mache ich das so, dass ich 
zuerst eine Lesung aus meinem Buch 
durchführe und danach die Lieder aus 
dem jüdischen Widerstand vortrage, 
wobei ich darauf achte, dass darunter 
auch fröhliche Lieder sind, denn ich 
möchte die Menschen mit meiner Ge¬ 
schichte und meinen Liedern aufbauen 
und ihnen Mut machen. Kunst und Mu¬ 
sik können aus meiner Erfahrung eine 
große Wirkung haben! 


UZ: Was erwartest du in diesem Sinne 
vom Pressefest? 

Esther Bejarano: Ich erwarte sehr 
viel vom UZ-Pressefest. Ich freue 
mich wahnsinnig, dass ich dort auftre- 
ten und dazu beitragen kann, dass es 
hoffentlich erneut ein großer Erfolg 
wird. Ich hoffe, dass durch den Be¬ 
such des UZ-Pressefests viele Men¬ 
schen bei uns „hängen bleiben“ und 
anfangen sich in unseren Reihen zu 
engagieren. 

Natürlich hoffe ich auch auf gutes 
und regenfreies Wetter, wenngleich 
sich nicht zuletzt auf dem UZ-Pres¬ 
sefest in Bottrop Anfang der 90er 
Jahre (vielen noch als die „Wasser¬ 
spiele von Bottrop“ in Erinnerung) 
die große Kraft der Solidarität ge¬ 
zeigt hat. 

Ich freue mich auch sehr darüber, 
dass ich auf dem UZ-Pressefest er¬ 
neut ein Lied gemeinsam mit Kon¬ 
stantin Wecker singen werde. Mehr 
möchte ich an dieser Stelle nicht 
verraten - lasst euch einfach überra¬ 
schen! 

Die Fragen stellte Dirk Wilke. 
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Ukraine: Poroschenkos Eskalation - 
Faschisten bleiben an der Macht 

Von Sevim Dagdelen, MdB 


Wer in diesen Wochen im Bundestag unterwegs war, der 
bekam außerhalb des Plenums von Abgeordneten der 
SPD und der Grünen eine ständig wechselnde Erzählung 
zur Regierungsbeteiligung der beiden faschistischen Par¬ 
teien Swoboda und Rechter Sektor in der Ukraine auf¬ 
getischt. Zuerst versuchte man den faschistischen Cha¬ 
rakter dieser beiden Formationen zu verniedlichen. Al¬ 
lerdings misslang dies offenbar, angesichts einschlägiger 
Zitate des Spitzenpersonals. Dann versuchte man die an¬ 
deren Kollegen damit zu überzeugen, indem man auf die 
Präsidentschaftswahl verwies. Nach der Präsidentschafts¬ 
wahl würden Swoboda und Rechter Sektor aus der Re¬ 
gierung fliegen. Doch dann wurde Poroschenko gewählt 
und nichts passierte. Hier verfiel man nun auf die neue 
Idee, die Kollegen zu vertrösten mit dem Argument, erst 
wenn Poroschenko im Amt sei, habe er die Möglichkeit 
die Swoboda-Minister, die Leute des Rechten Sektors im 
Sicherheitsapparat und den faschistischen Generalstaats¬ 
anwalt zu ersetzen. 

Und in der Tat, als der unter zweifelhaften Umständen ge¬ 
wählte Oligarch Poroschenko sein Amt antrat, handelte er 
umgehend. Alle faschistischen Minister verblieben in der 
Regierung, alle Verantwortlichen des Rechten Sektors im Si¬ 
cherheitsapparat. Allein den Generalstaatsanwaltschaft ließ 
er jetzt auswechseln, doch nur um ihm im gleichen Atemzug 
eine Stelle als Präsidentenberater anzubieten. Angesichts 
dieses klaren Sachverhalts ist meinen Kollegen von der SPD 
und den Grünen jetzt etwas Neues eingefallen. Poroschenko, 
so heißt es jetzt, wird bald neue Parlamentswahlen ansetzen 
und dann, ja dann, wür¬ 
de sich auch das Problem 
mit der Swoboda und 
dem Rechten Sektor er¬ 
ledigen. Denn ihre Kan¬ 
didaten hätten ja bei den 
Präsidentschaftswahlen sehr bescheidene Ergebnisse von 
etwa einem Prozent erzielt. Doch tragen diese Argumente 
angesichts der Tatsache, dass bei den Präsidentschaftswah¬ 
len ein anderer Kandidat der extremen Rechten, Ljaschko, 
auf über 8 Prozent kam und dass bei Umfragen die Swobo¬ 
da bei über 10 Prozent steht? Nein, die bittere Wahrheit ist, 
die USA, aber auch die Bundesregierung setzen auf eine 
Regierung in der Ukraine, an der Faschisten beteiligt sind. 
Denn die faschistische Regierungsbeteiligung ist die Garan¬ 
tie, dass die Ukraine sich zu einem geopolitischen Frontstaat 
der NATO gegen Russland entwickelt. Faschisten haben 
nicht zuletzt auch den Weg ins Präsidentenamt für den Oli¬ 
garchen Poroschenko gebahnt. Sie waren es, die konkurrie¬ 
rende Kandidaten bedroht haben und letztlich zur Aufgabe 


ihrer Kandidaturen zwangen. Und wer nicht aufgab, wurde 
unter Hausarrest gestellt, wie der Kandidat der Regionen. 

Kriegskurs 

Die USA und die Bundesregierung stehen denn auch voll 
hinter Poroschenkos Kriegskurs. Das Angebot für einen Waf¬ 
fenstillstand, das dieser jetzt unterbreitet hat, ist auch konse¬ 
quenterweise kein wirkliches Angebot. Es ist nichts als ein 
Angebot der Kapitulation für die Aufständischen im Südos¬ 
ten der Ukraine, das die Möglichkeit eines freien Geleits für 
einen Rückzug nach Russland mit einschließt. Wer sich dieses 
Angebot ernsthaft anschaut, muss zu dem Schluss kommen, 
dass Poroschenko und seine Helfershelfer in Brüssel, Berlin 
und Washington an einem Ende der Gewalt in der Ukraine 
nicht wirklich interessiert sind. Dazu kommt, dass sowohl 
die oligarchischen Privatmilizen, die auf Seiten Poroschen¬ 
kos agieren, wie auch die Milizionäre des Rechten Sektors 
weiterhin auch auf eigene Rechnung operieren und sich an 
Zusagen des Präsidenten offenbar nicht gebunden fühlen. 

Weitere Eskalation 

Bereits am 27. Juni soll auch der wirtschaftliche Teil des As¬ 
soziierungsabkommens EU-Ukraine unterzeichnet werden. 
Mit diesem Freihandelsabkommen werden neue Bereiche¬ 
rungsfelder für Oligarchen in der Ukraine eröffnet. Die Ze¬ 
che bezahlen Beschäftigte, Erwerbslose, Rentnerinnen und 
Rentner in der Ukraine, aber auch in der EU durch die wei¬ 
tere Absenkung sozialer und ökologischer Standards. Wie 
bereits bei den milliardenschweren IWF- und EU-Finanz- 

hilfen findet eine giganti¬ 
sche Umverteilungsakti¬ 
on von unten nach oben 
statt. So sind die Finanz¬ 
hilfen mit der Erhöhung 
der Energiepreise und 
rigidem weiteren Sozialabbau verknüpft. Aus der Ukrai¬ 
ne wird eine regelrechte Elendszone. Um die Leute bei der 
Stange zu halten, wird der Nationalismus geschürt und die 
Gewalt gerade auch gegen Andersdenkende, wie Mitglie¬ 
der der Kommunistischen Partei der Ukraine, aber auch ge¬ 
gen kleinere linke Gruppen wie Borotba intensiviert. Jede 
Keimzelle für einen sozialen Widerstand soll präventiv zer¬ 
schlagen werden. Solidarität mit den politisch Verfolgten in 
der Ukraine heißt denn für Antifaschisten in Deutschland 
in erster Linie den Kampf mit einer aggressiven deutschen 
Außenpolitik aufzunehmen, die sich den Tabubruch einer 
Unterstützung einer Regierung mit Faschisten zu eigen ge¬ 
macht hat und offenbar als Wegmarke zu neuen noch bluti¬ 
geren Kriegen betrachtet. 


„Die bittere Wahrheit ist, die USA, aber auch die 
Bundesregierung setzen auf eine Regierung in der 
Ukraine, an der Faschisten beteiligt sind“ 
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Skrupelloser Fremdenhasser und 
rücksichtsloser Herrenmensch 

Carl Peters wütete in Afrika • Von Frank Hildner 


C arl Peters, eine der schillerndsten 
Personen der deutschen Koloni¬ 
algeschichte, zählte zu den größ¬ 
ten Befürwortern eines deutschen Ko¬ 
lonialreiches. Das beneidet-bewunder- 
te Vorbild des britischen Empire sowie 
die Übernahme des Gedankengutes 
der radikaleren Strömungen der briti¬ 
schen Kolonialideologie gaben den An¬ 
stoß zu seinen Kolonialplänen. Peters 
untermauerte seine kolonialen Ambi¬ 
tionen dabei mit einem sozialdarwinis- 
tischen und rassistischen Weltbild: „Ich 
behaupte, dass wir die erste Rasse in 
der Welt sind und dass es umso besser 
für die menschliche Rasse ist, je mehr 
von der Welt wir bewohnen.“ Daraus 
leitete er auch die Legitimation für den 
Kolonialismus ab. „Ich werde durch 
diesen Coup nicht nur meine ganze 
Zukunft in großartige Bahnen bringen 
... ich tue auch eine große vaterländi¬ 
sche Tat und grabe meinen Namen ein 
für alle Mal in die deutsche Geschichte 
ein.“ Ziel jeglicher Kolonialunterneh¬ 
mungen war für Peters „die rücksichts¬ 
lose und entschlossene Bereicherung 
des eigenen Volkes auf anderer, schwä¬ 
cherer Völker Unkosten.“ Eine Ansicht, 
die er mit vielen deutschen und euro¬ 
päischen Zeitgenossen teilte, wie der 
Historiker und Afrikawissenschaftler 
Andreas Eckert betonte: „Ich glaube, 
Peters ist die radikale Version eines Ty¬ 
pus, der sehr zentral für den deutschen 
Kolonialismus ist. Diese Menschenver¬ 
achtung, die er exzessiv ausgelebt hat, 
exzessiver als andere, war ein Grund¬ 
bestandteil der kolonialen Ideologie.“ 
Während Adolf Lüderitz die Westküste 
Afrikas kolonisierte, trieb es Carl Pe¬ 
ters nach Ostafrika. Dieses ostafrika¬ 
nische Gebiet war keineswegs Terra 
incognita. Die lockere Regierungsge¬ 
walt über das Gebiet hatte der Sultan 
von Sansibar inne, während die Briten, 
vertreten durch ihren Konsul, eine Art 
indirekte Herrschaft ausübten. Dies 
störte Peters nicht. Innerhalb weni¬ 
ger Wochen schloss er gegen gering¬ 
fügige Geschenke und wertlose Ver¬ 
sprechungen mit den einheimischen 
Herrschern „Verträge“ und erwarb ein 
Gebiet von insgesamt 145 000 km 2 , so 
groß wie Süddeutschland. Der Grund¬ 
stein für Deutsch-Ostafrika war ge¬ 
legt. Nun gründete er nach dem Vor¬ 
bild der Ostindischen Kompanie 1885 
die „Deutsch-Ostafrikanische Gesell¬ 
schaft“ (DOAG). Mit welchen Prak¬ 
tiken Peters und seine Mitstreiter Dr. 
Karl Jühlke und Joachim Graf von Pfeil 
und Klein-Ellguth dabei vorgingen, 
schilderte er selbst: „Zogen wir in einen 
Kral ein, so begaben wir uns, Jühlke und 
ich, zu Seiner Hoheit... (wir) knüpften 
sofort ein recht kordiales Verhältnis an, 
indem wir den Sultan zwischen uns auf 
ein Lager nahmen, von beiden Seiten 
unsere Arme um ihn schlagend. Wir ta¬ 
ten dann einen Trunk guten Grogs und 
brachten Seine Hoheit von vornherein 
in die vergnüglichste Stimmung ... Als¬ 
bald begannen dann auch die diploma¬ 
tischen Verhandlungen, und auf Grund 
derselben wurde der Kontrakt abge¬ 
schlossen. War dies geschehen, so wur¬ 
den die Fahnen ... gehisst, der Vertrag 
im deutschen Text von Dr. Jühlke ver¬ 
lesen, ich hielt eine kurze Ansprache ... 
die mit einem Hoch auf Se. Majestät 
den deutschen Kaiser endete, und drei 
Salven, von uns und den Dienern abge¬ 
geben, demonstrierten den Schwarzen, 
was sie im Fall einer Kontraktbrüchig¬ 
keit zu erwarten hätten. Man wird sich 
leicht vorstellen können, welchen Ein¬ 
druck der ganze Vorgang auf die Neger 
zu machen pflegte.“ 

Während einer Audienz beim Kai¬ 
ser in Berlin erhielt Peters von die¬ 
sem den lang ersehnten „Schutzbrief“ 
für seine dubiosen Erwerbungen in 
Ostafrika. Und mit dem Segen des 
Kanzlers,wird Peters erneut auf Beu¬ 
tetour nach Afrika geschickt. In der 
Folgezeit schloss Peters auf mehreren 
Expeditionen „Schutzverträge“ mit 
weiteren Herrschern in Ostafrika und 


etablierte ein Handelsstützpunktsys¬ 
tem. Wegen Kapitalmangels mussten 
die „Gründungspioniere“ ihre DOAG 
in eine Kommanditgesellschaft um¬ 
wandeln. Nun hatten nicht mehr Carl 
Peters und seine Anhänger das Sagen, 
sondern die Bankiers der deutschen 
Hochfinanz übernahmen das Ruder. 
Selbst Wilhelm I. war mit 500 000 Mark 
beteiligt. Die Deutsch-Ostafrikanische 
Gesellschaft hatte sich in ein Gemein¬ 
schaftsunternehmen der monopolisti¬ 
schen Industrie- und Finanzoligarchie 
verwandelt, ein deutsches Musterbei¬ 
spiel einer kolonialmonopolistischen 
Interessengemeinschaft. Peters wur¬ 
de aus seiner führenden Position der 
D eutsch- O stafrikanischen Gesellschaft 
verdrängt. 

August Bebel gab 
am 26. Januar 1989 im 
Reichstag eine treffen¬ 
de Charakteristik, als 
er sagte: „Wer ist denn 
diese Ostafrikanische 
Gesellschaft? Ein klei¬ 
ner Kreis von Groß¬ 
kapitalisten, Bankiers, 

Kaufleuten und Fabri¬ 
kanten, d.h. ein kleiner 
Kreis von sehr reichen 
Leuten, deren Interes¬ 
sen mit den Interessen 
des deutschen Volkes 
gar nichts zu tun ha¬ 
ben, die bei ihrer Ko¬ 
lonialpolitik nichts als 
ihr eigenes persönli¬ 
ches Interesse im Auge 
haben ... Einer solchen 
Kolonialpolitik werden 
wir nie unsere Zustim¬ 
mung geben. Im Grun¬ 
de genommen ist das 
Wesen aller Kolonial¬ 
politik die Ausbeutung 
einer fremden Bevöl¬ 
kerung in höchster Po¬ 
tenz. Wo immer wir die Geschichte der 
Kolonialpolitik aufschlagen, überall be¬ 
gegnen wir Gewalttätigkeiten und Un¬ 
terdrückung der betreffenden Völker¬ 
schaften, die nicht selten schließlich mit 
deren vollständiger Ausrottung endet.“ 
Im späteren Feldzug gegen die Herero 
in Deutsch-Südwestafrika sollte sich 
Bebels Bemerkung bewahrheiten. 

Da das von Peters kolonisierte 
Hinterland keinen Zugang zur Küs¬ 
te hatte, erzwang die deutsche Dip¬ 
lomatie 1888 vom regierenden Sultan 
von Sansibar den Abschluss des so 
genannten Küstenvertrages. Als die 
Deutsch-Ostafrikanische Gesellschaft 
die Küstenverwaltung übernahm, kam 
es 1888/89 zu einem der ersten großen 
Aufstände („Araber-Aufstand“) in der 
Geschichte Ostafrikas. Ursache war 
das wirtschaftliche Vordringen des 
DOAG in Konkurrenz mit dem arabi¬ 
schen und arabisierten Zwischenhan¬ 
del, aber auch das brutale Vorgehen 
der Handelsagenten und Konquista¬ 
doren gegenüber der eingeborenen 
Bevölkerung. Unter dem Vorwand 
der Bekämpfung des Sklavenhandels 
erklärte Bismarck, Deutschland habe 
die „Ehrenpflicht, sich an der Zivilisie- 
rung des afrikanischen Kontinentes zu 
beteiligen“. Damit begann die militäri¬ 
sche Eroberung der Kolonie. Am 1. Ja¬ 
nuar 1891 wurde das ostafrikanische 
Schutzgebiet, das nach Plänen Carl 
Peters 4 einmal „ein Privatreich nach 
seinem Geschmack“ werden sollte, 
Kronkolonie des Deutschen Reiches. 
Zwangsläufig setzte damit auch der 
Wandel vom Schutzbriefsystem zur 
direkten Reichskolonialverwaltung 
ein - eine Entwicklung, die Bismarck 
immer zu verhindern gesucht hatte. 
Um den Reichstag zur Bereitstellung 
von Mitteln für die Aufstandsbekämp¬ 
fung zu bewegen, änderte der Kanzler, 
wie so oft, seine Meinung. In einer Ak¬ 
tennotiz schrieb er: „Kann man nicht 
schaurige Details über Menschenquä¬ 
lerei auftreiben?“ Der Reichstag be¬ 
willigte schließlich 4,5 Millionen zur 


Niederschlagung des Aufstandes. Die 
Leitung der militärischen Aktion wur¬ 
de dem ehemaligen Forschungsreisen¬ 
den, Hauptmann Hermann Wissmann 
übertragen. Er durchquerte übrigens 
1882 als Erster Afrika von West nach 
Ost. Bismarcks Anweisungen waren 
eindeutig: „Ich gebe Ihnen immer 
wieder nur einen Auftrag: Siegen Sie!“ 
Und Wissmann schlug den Aufstand 
nieder. Zahlreiche Afrikaner, die der 
Teilnahme am Widerstand verdächtigt 
wurden, brachte die Wissmann-Truppe 
ohne Verfahren um oder übergab sie 
nach der Verurteilung durch ein Feld¬ 
gericht dem Henker.“ Wissmann war 
bekannt dafür, nur „verbrannte Erde“ 
zu hinterlassen. Der Anführer der auf¬ 
ständischen Stämme, Abuschari bin 


Salim al-Harthi, wurde nach monate¬ 
langen Kämpfen festgenommen und 
in Ketten im Triumphmarsch durch die 
Stadt Pangani geführt und anschlie¬ 
ßend erhängt. Peters, mit Wissmann 
befreundet, übernahm als ein Getrie¬ 
bener, als Überzeugungstäter, 1888/89 
die Leitung der „Emin-Pascha-Ex- 
pedition“. Das Unternehmen war als 
Hilfsexpedition für den als verschollen 
geltenden Emin-Pascha gedacht, des¬ 
sen Schicksal während des Mahdisten- 
Aufstands weltweit Aufsehen erregte. 
Außerdem wollte Peters sein Image 
aufbessern, denn Emin-Pascha, eigent¬ 
lich Eduard Schnitzler (1840-1092), 
war als Arzt, Forscher und Kolonial¬ 
pionier eine bekannte Persönlichkeit. 
Für Wilhelm II. war er „der große 
Sohn seines Volkes“. Gerettet wurde 
er letztlich von dem Afrikareisenden 
Henry Morton Stanley (1841-1904). 
Major Wissmann, welcher weiterhin 
mit Strafexpeditionen unter großen 
Verlusten beiderseits durchs Land 
zieht, wird, ebenso wie Peters, durch 
ein für beide unverständliches Ereig¬ 
nis überrascht. Bismarcks Nachfolger 
Leo Graf von Caprivi (1831-1899) 
schloss am 1. Juli 1890 mit England den 
„Sansibarvertrag“ ab, in dem beide 
Staaten ihre ostafrikanischen Interes¬ 
sensphären abgrenzten. Deutschland 
erklärt sich mit der Schutzherrschaft 
der Briten über die Insel Sansibar, 
dem Zentrum allen Handels mit dem 
schwarzen Kontinent, einverstanden 
und erhält als Gegenleistung die Insel 
Helgoland. Für viele Afrikakolonisten, 
aber auch Reichsdeutsche, ein negati¬ 
ver Gebietstausch. 

Peters, inzwischen am Victoria-See 
angelangt, hinterließ Angst und Schre¬ 
cken in dieser Region. Der brutale Er¬ 
oberer brannte zwölf wehrlose Dörfer 
nieder. So schreibt er selbst über seine 
unzähligen Gewaltakte: „Von drei Uhr 
an ging ich gegen die weiteren Dörfer 
im Süden vor ... Feuerbrände wurden 
in die Häuser geschleudert“ und „es ge¬ 
lang uns von den Herden doch 200 bis 


300 Stück von diesen zu greifen und die 
Hirten, soweit sie nicht flohen, nieder¬ 
zumachen. Meine Leute... plünderten 
in den verschiedenen Dörfern.“ 

Diesmal rügte das Auswärtige Amt 
die Gewalttätigkeiten Peters’ samt sei¬ 
ner Leute, unterließ aber persönliche 
Folgen für ihn. Der Gerügte träumte 
weiter vom Posten des Gouverneurs 
von Ostafrika, der ganz seinem Ge¬ 
schmack gewesen wäre. Doch seine 
Hoffnungen wurden enttäuscht. Die 
Reichsregierung wollte dem unbere¬ 
chenbaren Peters dieses Amt nicht 
übertragen. Um ihn beständig unter 
Kontrolle zu haben, übertrug man ihm 
1891 die Stellung eines Reichskommis¬ 
sars für das Kilimandscharogebiet. 

Europäische Missionare traten 


überall als Partner imperialistischer 
Expansionspolitik auf, sie engagierten 
sich durchaus auch als Anwälte der Af¬ 
rikaner. An der Berechtigung von Ko¬ 
lonialherrschaft aufgrund der kulturel¬ 
len Überlegenheit der Weißen haben 
sie damals aber selten gezweifelt. Mis¬ 
sion und Imperialismus gingen Hand 
in Hand, denn das 19. Jahrhundert 
war nicht nur der Kulminationspunkt 
der europäischen Expansion, sondern 
auch das große Jahrhundert der Mis¬ 
sion. Vor dem Ersten Weltkrieg unter¬ 
hielten beide Konfessionen der Groß¬ 
kirche jeweils über ein halbes Tausend 
Missionsstationen in Afrika. Die Zu¬ 
sammenarbeit mit der Kolonialverwal¬ 
tung war in der Regel gut, denn man 
brauchte sich gegenseitig. Leider bot 
kein Missionar den Gräueltaten eines 
Carl Peters oder anderer Kolonisato¬ 
ren Einhalt! 

Der spätere südafrikanische Re¬ 
formkleriker und Friedensnobelpreis¬ 
träger Desmond Tutu hat die Inter¬ 
essenkonkordanz der weltlichen und 
klerikal-missionarischen Eroberer auf 
eine sinnvolle Formel gebracht: „Als 
die Missionare nach Afrika kamen, be¬ 
saßen sie die Bibel und wir das Land. 
Und wir schlossen die Augen. Als wir 
sie wieder öffneten, war die Lage ge¬ 
nau umgekehrt: Wir hatten die Bibel 
und sie das Land.“ 

In seinem neuen Regierungsbe¬ 
zirk errichtete Reichskommissar Pe¬ 
ters eine wahre Schreckensherrschaft. 
Für ihn war das Leben der Schwarzen 
ohne Wert. „Haben Sie schon mal ei¬ 
nen Neger getötet?“, pflegte Peters Be¬ 
sucher zu fragen. Und seiner Schwester 
schrieb er in einem Brief: „Leider führt 
mein Weg über Leichen“ „Mkono wa 
damu“ „Mann mit den blutbefleckten 
Händen“, nannten die Einheimischen 
den Reichskommissar, der auf seiner 
Station neben der Fahnenstange einen 
Galgen errichten ließ. 

Ein Zeitzeuge berichtete: „Alles 
um ihn herum geht krumm vor Hie¬ 
ben. 100 bis 150 sind an der Tagesord¬ 


nung. Es ist kaum zu glauben, welche 
Angst die Leute vor Peters haben“ 
Auch nach Bismarcks Abgang trieb 
Peters sein Unwesen im Kilimand¬ 
scharogebiet. Der Reichskommissar 
hatte zwei Afrikaner in gewalttäti¬ 
ger Selbstjustiz (ohne Meldung nach 
Berlin) hängen lassen: seinen Diener 
Mabrucki, der des Diebstahls beschul¬ 
digt wurde, und ein junges „Dschag- 
gamädchen“ welches seine erzwunge¬ 
ne „Beischläferin“ gewesen war und 
die ihn angeblich mit einem Diener 
betrogen hatte. „Eine solche Frech¬ 
heit“ verkündete er, „verdient die To¬ 
desstrafe.“ Das sei in Afrika so üblich, 
war seine Rechtfertigung. Der Pfar¬ 
rerssohn Peters gefiel sich in der Rol¬ 
le als Herr über Leben und Tod. Im 
Reichstag löste Be¬ 
bel 1896 mit einer 
polemischen Kritik 
der kolonialen Prak¬ 
tiken eine mehrtägi¬ 
ge Debatte aus, in 
der die sadistischen 
Verfehlungen und 
Mordtaten des ge¬ 
feierten Kolonial¬ 
helden Dr. Peters 
am Kilimandscha¬ 
ro im Vordergrund 
standen. 1897 wur¬ 
de „Hänge-Peters“, 
wie ihn der SPD- 
„Vorwärts“ nann¬ 
te, entlassen. Nicht 
wegen Mordes, son¬ 
dern wegen „Pflicht¬ 
verletzung 44 die ei¬ 
nes preußischen Be¬ 
amten unwürdig sei, 
verurteilte die Dis- 
ziplinarkammer ihn 
zur Entlassung aus 
dem Reichsdienst, 
was auch den Ver¬ 
lust von Titel und 
Pensionsanspruch bedeutete. Peters 
blieb von dieser Debatte unbeein¬ 
druckt und emigrierte kurzzeitig zu 
Verwandten nach London. 

Heinrich Schnee, letzter Gouver¬ 
neur Deutsch-Ostafrikas, bestätigte in 
seinen Memoiren das Peters-Bild des 
bedingungslosen Draufgängers und 
Machtmenschen und fügt diesem eine 
durch Alkohol und traumatische Zu¬ 
stände bedingte Unzurechnungsfähig¬ 
keit hinzu, die Peters’ Größenwahn, 
seine Identifikation mit Cecil Rhodes 
(1853-1902), Henry Morton Stanley 
oder gar Hannibal entschuldigen soll, 
nicht aber seine Brutalität, die Peters 
selbst in London feierte, wo er inzwi¬ 
schen als Geschäftsmann lebte. Besu¬ 
chern zeigte er stolz die vielen Speere 
an den Wänden. Deren Besitzer, so Pe¬ 
ters triumphierend, habe er alle eigen¬ 
händig erschossen. Schnee hält auch 
dies für eine weitere Übertreibung des 
sendungsbewussten Abenteurers. Po¬ 
pulär blieb er dennoch, auch beim deut¬ 
schen Kaiser. 1905 erkannte Wilhelm II. 
ihm den Titel „Reichskommissar a.D.“ 
wieder zu. Ab 1914 gewährte er ihm „in 
Würdigung seiner großen Verdienste 
um Deutsch-Ostafrika“ eine jährliche 
Pension. Adolf Hitler sorgte 1937 da¬ 
für, dass Peters vollständig rehabilitiert 
wurde und aus „Hänge-Peters“ ein Na¬ 
tionalheld wurde. 

Heute betrachtet die Geschichts¬ 
schreibung die Rolle, die der koloniale 
Vorkämpfer Peters in Afrika gespielt 
hat, entsprechend kritisch: „Es gibt 
vielleicht kein vernichtenderes Urteil 
über die deutsche Kolonialbewegung 
bis 1945, als dass sie einen erfolgsar¬ 
men, gerichtsnotorisch kriminellen 
Psychopathen wie Peters als eine ihrer 
Leitfiguren verehrt hat. Ganz zu Recht 
konnte ihn, der bereits eine explosive 
Mischung von pangermanischen, anti¬ 
semitischen, unverhohlen rassistischen 
Ideen verfocht, die nationalsozialisti¬ 
sche Geschichtsschreibung als frühes 
Ideal eines deutschen Herrenmen¬ 
schen 4 in Anspruch nehmen.“ 



Deutscher Kolonialherr in den 1880er Jahren. 
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Fotografie als stille Revolte 

Der Dokumentarfilm „Finding Vivian Maier“ 


Der Einzelne und das Kollektiv 

Bredels Romane sind auch heute die Lektüre wert 


„Fotografieren ist eine Art zu schrei¬ 
en, sich zu befreien“, soll der berühmte 
Fotograf Henri Cartier-Bresson gesagt 
haben. An Vivian Maier wird er dabei 
nicht gedacht haben, vermutlich hat 
er wie auch seine anderen gefeierten 
Kollegen nicht einmal ihren Namen 
gekannt. Und doch könnte in seinem 
Satz ein Schlüssel für das Rätsel ste¬ 
cken, das uns die Dokumentarfilmer 
John Maloof und Charlie Siskel mit ih¬ 
rem Film „Finding Vivian Maier“ auf¬ 
geben, der mit großem Erfolg im Fe¬ 
bruar auf der Berlinale lief und nun in 
die Kinos kommt: das Bild einer heim¬ 
lichen Künstlerin, die in der Fotografie 
ein Refugium aus ihrem Alltag als Kin¬ 
dermädchen reicher Leute fand. Spezi¬ 
ell Maloof ist zu danken, dass die zuvor 
völlig Unbekannte inzwischen weltweit 
in großen Museen Ausstellungserfolge 
feiert - leider posthum, denn sie starb 
2009 völlig verarmt und kinderlos im 
Alter von 83 Jahren. 

Es ist eine wirklich unglaubliche 
Geschichte, die Maloof und Siskel vor 
uns ausbreiten - so unglaublich, dass 


Protagonistin führte. Als junger Immo¬ 
bilienmakler auf der Suche nach Bil¬ 
dern seines Chicagoer Stadtteils hatte 
er auf einer Zwangsversteigerung für 
380 Dollar eine Kiste mit Negativen 
ersteigert. Die erwiesen sich für sein 
Buchprojekt zwar als wertlos, aber sie 
veränderten sein Leben. Denn was er 
vorfand und in der Folge durch Zukäu¬ 
fe ergänzte, war nichts Geringeres als 
Vivian Maiers Lebenswerk in Fotos 
und Filmen. Sie hatte ihr Leben lang 
als Kindermädchen in gutsituierten Fa¬ 
milien gelebt und dabei, von nieman¬ 
dem beachtet, als Straßenfotografin 
mit ihrer Rolleiflex zunächst Szenen 
aus ihrer Umgebung aufgenommen, 
bald auch hoch kunstvolle Selbstpor¬ 
träts. Um 1960 soll sie dank einer klei¬ 
nen Erbschaft sogar eine Weltreise 
gemacht haben, von der sie ebenfalls 
ganze Kisten voll Negative mitbrachte 
und, weil sie nie das Geld für eine or¬ 
dentliche Lagerung besaß, samt Film- 
und Tonaufnahmen, Hüten, Kleidern, 
Zeitungen und allerlei Hausrat in den 
Kellern ihrer Arbeitgeber verstaute. 


Die aber wussten nichts von Vi- 
vians großer Leidenschaft und sahen 
sie eher als Marotte einer alten Frau, 
deren Erziehungsmethoden auch mal 
recht drakonisch sein konnten, wie 
Maloof in den Interviews ihrer Schütz¬ 
linge herausfand. Deren Bild von ihrer 
„Nanny“ ist denn auch voller Wider¬ 
sprüche, die teils auf Erinnerungslü¬ 
cken, zum anderen aber auf Vivians 
Verschlossenheit beruhen, denn sie 
war, wie einer sagt, „keine einfache 
Person“. Aus einem Brief an ein Foto¬ 
labor in der Schweiz, wo sie kurz ge¬ 
lebt hat, kann man erahnen, dass sie 
sich der besonderen Qualität ihrer Fo¬ 
tos durchaus bewusst war, aber öffent¬ 
lich gezeigt hat sie sie nie. Ob sie ihr 
Oeuvre jemals als solches bezeichnet 
hätte, ja ob sie Maloofs Einsatz für sie 
überhaupt gewollt hätte, ist nicht ein¬ 
mal für ihn selber sicher. Maloof spart 
solche „dunklen“ Seiten nicht aus, be¬ 
kennt sich aber zu seiner „Mission, Vi¬ 
vian Maier in die Geschichtsbücher zu 
bringen“. Es scheint, er hat damit Er¬ 
folg. Hans-Günther Dicks 



Vivian Maier - die große Unbekannte 


der Rezensent, der schon von manchen 
„Fakes“ genarrt wurde, bis zum Schluss 
auf Maloofs Geständnis wartet, auch er 
habe Vivian Maier nicht ge-, sondern 
erfunden. Vor allem die spektakuläre 
Form und die nach Aufmerksamkeit 
gierenden extremen Blickwinkel, in 
denen Maloof sich selbst und diverse 
seiner Fundstücke schon in den ersten 
Minuten vor der Kamera präsentiert, 
sind eine arg irritierende Einstimmung 
auf das, was folgt. Dann aber tritt sein 
überpräsentes Ego angemessen hinter 
das seiner Titelfigur zurück, deren im 
Verborgenen gelebtes Leben und Wir¬ 
ken von vielen Seiten beleuchtet wird 
und dennoch kaum mehr als bruch¬ 
stückhaft vor uns entsteht. 

Am Anfang stand ein Zufallsfund, 
der Maloof erst auf die Spur seiner 


Nachbarn - eine außergewöhnliche Gedenkstätte 

Bei meinem letzten Berlin-Aufenthalt entdeckte ich die besondere Gedenkstätte „Wir waren 
Nachbarn“ im Schöneberger Rathaus. Der Saal befindet sich im Hochparterre. Die Ausstellung 
kostet keinen Eintritt. Geschaffen wurde sie als Wanderausstellung von einer Schöneberg- 
Tempelhofer Geschichts-Gruppe und wird seit einigen Jahren im Rathaus gezeigt. 
Dargestellt werden die Lebensläufe von über 150 jüdischen Mitbürgern, die irgendwann in 
ihrem Leben im gutbürgerlichen Bayerischen Viertel in Schöneberg gelebt haben und durch 
den Faschismus gelitten haben. Für jeden steht an langen Tischen ein Stuhl, vor dem ein 
Ringbuch aus eingeschweißten Kartonseiten liegt. Darin wird mit Fotos und Texten kurz das 
Leben der betreffenden Person beschrieben. Bei bisher 15 (an weiteren wird gearbeitet) von 
ihnen gibt es auch eine Hörstation, wo man, als 0-Töne oder von Schauspielern gelesen, 
Ausschnitte aus Reden, Interviews etc. über Kopfhörer hören kann. Neben ganz normalen 
Leuten fällt eine erstaunliche Promi-Dichte auf. Ich hörte mir beispielsweise Kurt Tucholsky, 
Albert Einstein und Gisele Freund an. 

Durch die Möblierung entsteht eine ganz eigene Stimmung und sowohl die Hefte als auch 
die Tondokumente sind sehr informativ. H. St. 

Mo-Do 10-18 Uhr 
Sa+So 10-18 Uhr 
Freitags geschlossen 


Es gehört zu den Dummheiten bürger¬ 
licher Literaturrezeption, nur verste¬ 
hen zu wollen, was den eigenen Kriteri¬ 
en entspricht. Willi Bredel fällt deshalb 
fast gänzlich durch. Die Einschränkung 
ist nötig, denn auch die bürgerliche Li¬ 
teraturkritik würdigt sein Buch „Die 
Prüfung“ als gelungen. Damit hat es 
sich. 

Sein Hauptwerk aber, die großen 
Romane um das Arbeitsleben, die 
Stadt als Lebensraum und so weiter - 
sie bleiben für diese Art von Rezep¬ 
tion unerkennbar und werden durch¬ 
gehend ab¬ 
gelehnt. Von 
schlechten El¬ 
tern sind aber 
nicht die Ro¬ 
mane Bredels, 
sondern die 
Methodik der 
Kritik. Der 
Bildungsbür¬ 
ger braucht 
solitäre Cha¬ 
raktere. Um 
die Personen 
als Personen 
muss sich die 
Handlung 
entwickeln, 

Innensichten 
muss es ge¬ 
ben, Zweifel und Verzweiflung. Alles 
muss Werther sein, sonst ist es im Er¬ 
kenntnisprozess nicht ver- und bewert¬ 
bar. 

Bredels Charaktere aber befinden 
sich im dialektischen Verhältnis des 
Einzelnen zum Kollektiv. Deutlich 
wird das nicht nur in der wundervol¬ 
len Trilogie „Verwandte und Bekann¬ 
te“ („Die Väter“, „Die Söhne“, „Die 
Enkel“), sondern auch in den Roma¬ 
nen „Maschinenfabrik N&K“ „Unter 
Türmen und Masten“ und „Die Rosen¬ 
hofstraße“. Die Werke, entstanden über 
dreißig Jahre Schreibarbeit hin, lassen 
erkennen, dass uns schon mit dem ers¬ 
ten Buch, der „Maschinenfabrik“, ein 
fast fertiger Schriftsteller begegnet, der 
seinen Stil weitgehend gefunden hat. 

Bredel erzählt aus der Draufsicht. 
Er schildert uns, als wären wir blind 
und er müsse uns darstellen, was wir ja 
nicht sehen können, die Lebensumstän¬ 
de seiner Figuren. Er tut es eindringlich 
und im Ablauf der Ereignisse. Bredel 
verzichtet gänzlich auf den Blick aus 
seinen Figuren hinaus, sondern inter¬ 
pretiert ihre Handlungen von außen. 
Das macht die Romane dicht und 
schafft eine schriftstellerische Ebene, 
in der die Kollektive darstellungsrele¬ 
vant werden. Das ist immer noch Fikti¬ 
on, aber eine, die nahe am „wirklichen 
Leben“ ist. 

Bredel schreibt mitreißend, schnell 
lesbar und sozusagen geschichtsfest. 
Man kann durch das Lesen historische 
Einblicke gewinnen, die Geschichtsbü¬ 


cher nicht vermitteln können. Man steht 
sozusagen direkt in der Arbeitswelt der 
dreißiger Jahre des vorigen Jahrhun¬ 
derts („Maschinenfabrik N&K“), er¬ 
lebt Jugendzeit, Gewerkschaftsarbeit, 
Nationalsozialismus mit (die Trilogie), 
man blickt auf die große Hafenstadt 
Hamburg in ihrer geschichtlichen Ent¬ 
wicklung und den gesellschaftlichen 
Veränderungen („Unter Türmen und 
Masten“). Und niemals, das verspre¬ 
che ich, niemals wird man gelangweilt 
sein. Denn Bredel, der sein schriftstel¬ 
lerisches Handwerk bei der Hambur¬ 


ger Volkszeitung 4 der KPD lernte, weiß, 
wie man den Leser fesselt ohne reißeri¬ 
sche Taschenspielertricks. 

Seine beiden ganz wunderbaren 
Bücher über den Spanienkrieg soll¬ 
te man lesen und natürlich „Die Prü¬ 
fung“, diesen Roman über Nazihaft 
und Verfolgung in den frühen Jahren 
des deutschen Faschismus. Dieses Buch 
vielleicht als zweites. Denn das erste, 
empfehle ich, sollte die Maschinenfa¬ 
brik sein. 

Bredel wurde 1901 in Hamburg ge¬ 
boren. Er starb im Oktober 1964, vor 50 
Jahren, in der DDR. Mit Lion Feucht- 
wanger und Bert Brecht gab er im Exil 
die literarische Zeitschrift „Das Wort“ 
heraus. 1937 bis 1938 war er der Kriegs¬ 
kommissar des Thälmannbataillons im 
Spanischen Bürgerkrieg. Er gehört zu 
den Gründern des Nationalkomitees 
Freies Deutschland. Seine Inhaftierung 
1933 - Bredel gelang die Flucht - im 
KZ Fuhlsbüttel schildert er im Roman 
„Die Prüfung“. 

LeanderSukov 

Werkausgaben Bredels sind antiqua¬ 
risch erhältlich. Unbedingt Kontakt 
aufnehmen sollte man mit der Willi- 
Bredel-Gesellschaft, die sich auch 
über neue Mitglieder freut. Auch dort 
kann man Bücher erwerben. Die WBG 
ist unter www.bredelgesellschaft.de 
im Internet und unter der Postadresse 
Willi-Bredel-Gesellschaft Geschichts¬ 
werkstatt e.V., Im Grünen Grunde 1c, 
22 337 Hamburg zu erreichen. 
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Putins Russland - weder Satan noch Heilsbringer 

Überlegungen für eine marxistische Analyse der russischen Politik • Von Willi Gerns 



V or dem Hintergrund der aktu¬ 
ellen Auseinandersetzungen 
in der und um die Ukraine er¬ 
leben wir gegenwärtig in den imperi¬ 
alistischen Hauptländern eine kaum 
noch zu übertreffende antirussische 
Hetzkampagne. In Deutschland erin¬ 
nert sie in erschreckender Weise an die 
Jahre der Nazi-Diktatur und des zwei¬ 
ten Weltkriegs sowie an die Hochzeit 
des Kalten Krieges (damals in Gestalt 
des Antisowjetismus). Die Schallwel¬ 
len dieser Kampagne ünden selbst bei 
manchen Linken noch einen gewissen 
Widerhall. Andererseits gibt es als Re¬ 
aktion darauf hier und da auch eine un¬ 
differenzierte Unterstützung der rus¬ 
sischen Politik ohne Berücksichtigung 
von Klassengrundlagen. Weder das 
eine noch das andere kann das Heran¬ 
gehen von Kommunisten sein. 

Eigentums- und Macht¬ 
verhältnisse in Russland 

Als Marxisten gehen wir bei der Be¬ 
urteilung der Politik eines Staates von 
der Frage aus, welche Gesellschaftsord¬ 
nung, das heißt, welche Eigentums- und 
Machtverhältnisse herrschen in diesem 
Land, die Interessen welcher Klasse 
bzw. Klassen hegen damit dieser Po¬ 
litik zugrunde. Zugleich bemühen wir 
uns darum, durch eine „konkrete Ana¬ 
lyse der konkreten historischen Situa¬ 
tion“ (Lenin) die aktuelle Rolle dieses 
Landes unter den derzeit gegebenen 
weltpolitischen Konstellationen zu er¬ 
fassen. 

Wenn wir diese Grundsätze auf das 
heutige Russland anwenden, müssen 
wir feststellen: Russland ist ein kapita¬ 
listisches Land, in dem der größte Teil 
der Produktionsmittel im Zuge der an- 
tisozialistischen Konterrevolution in 
kapitalistisches Privateigentum über¬ 
gegangen ist. Dominierend in diesem 
Sektor ist das Raubeigentum der Olig- 
archenclans. Daneben gibt es trotz wei¬ 
tergehender Privatisierungen noch ei¬ 
nen relativ großen Bereich staatlichen 
Eigentums bzw. gemischten Produk¬ 
tions- oder Finanzmittel-Eigentums. 
Soweit es bei letzterem um strategische 
Unternehmen geht, hält in der Regel 
der Staat noch die Kontrollmehrheit. 

Die politische Macht wird durch 
eine Herrschaftselite ausgeübt, in der 
die Macht der obersten Staatsbürokra¬ 
tie immer mehr mit der Wirtschafts¬ 
macht bestimmter Oligarchenclans zu¬ 
sammenwächst. In Anspielung auf das 
letztlich entscheidende Machtorgan in 
der Sowjetunion bezeichnen die Au¬ 
toren einer 2012 im Internet veröf¬ 
fentlichten Studie (www.mitchenko. 
ru/analitika) über den Herrschaftsme¬ 
chanismus des Putin-Regimes dessen 
oberste Etage als „Politbüro 2.0“. Die¬ 
se Quasi-Institution kollektiver Macht, 
so die Autoren, die russischen Politolo¬ 
gen Jewgeni Mitchenko (Präsident der 
Holding „Mitchenko Consulting“) und 
Kirill Petrow (Leiter der analytischen 
Abteilung des Internationalen Instituts 
für politische Expertisen), habe sich im 
Laufe der Jahre nach 2000 im Ergebnis 
der Umverteilung der Ressourcen von 
kleinen oligarchischen Clans, der Zer¬ 
schlagung der Medienimperien und der 
Liquidierung des Großteils der regio¬ 
nalen Regime herausgebildet. 

In der Rolle des Schiedsrichters und 
Moderators trete Präsident Putin auf. 
Das Staatsoberhaupt übe zudem die di¬ 
rekte Kontrolle über die langfristigen 
Gasverträge, die Leitung des Energie¬ 
sektors und die systemrelevanten Ban¬ 
ken aus. In der Studie werden die Na¬ 
men von Angehörigen dieser obersten 
Machtetage sowie ihre politischen und 
wirtschaftlichen Positionen und die ih¬ 
res engsten, als „Kandidaten des Polit¬ 
büros 2.0“ bezeichneten Umfeldes ge¬ 
nannt. Wir haben hier nicht den Platz 
dies darzustellen. Ausführlich wurde 
die Studie in der UZ vom 14. 9. 2012 
behandelt. 

Ohne uns mit der Anspielung auf 
das Politbüro des ZK der KPdSU zu 
identiüzieren - es handelte sich dabei 
um die Spitze eines Machtsystems, dem 
eine vollkommen andere, ja entgegen¬ 
gesetzte ökonomische Basis zugrunde 


lag -, ist die in der Studie beschriebene 
Vereinigung der politischen Macht des 
Staates mit der ökonomischen Macht 
bestimmter, dem Kreml besonders na¬ 
her Oligarchenclans als Kern der Sache 
durchaus zutreffend. Von daher kann 
man bei allen Besonderheiten auch von 
einer Variante des staatsmonopolisti¬ 
schen Kapitalismus in Russland spre¬ 
chen. 

Russland- 

ein imperialistisches Land? 

Der Marxismus-Leninismus sieht im 
staatsmonopolistischen Kapitalismus 
bekanntlich eine Entwicklungsvari¬ 
ante auf dem Boden des imperialisti¬ 
schen Stadiums des Kapitalismus. Da¬ 
rum wollen wir kurz der Frage nachge¬ 
hen, ob und inwieweit die von Lenin 
in seiner Schrift „Der Imperialismus 
als höchstes Stadium des Kapitalis¬ 
mus“ herausgearbeiteten wesentlichen 
Merkmale des Imperialismus auf den 
heutigen russischen Kapitalismus zu¬ 
treffen. 

Daran, dass die dort genannten 
grundlegenden ökonomischen Merk¬ 
male im heutigen russischen Kapitalis¬ 
mus gegeben sind - insbesondere die 
Existenz und Herrschaft von Mono¬ 
polen, die im Wirtschaftsleben die ent¬ 
scheidende Rolle spielen, als Kern des 
Ganzen; die Verschmelzung des Bank¬ 
kapitals mit dem Industriekapital und 
die Entstehung einer Finanzoligarchie 
auf der Basis des Finanzkapitals; sowie 
der eine immer größere Rolle spielen¬ 
de Kapitalexport -, kann es keinen 
Zweifel geben. Allerdings sind dabei 
russische Besonderheiten zu beachten. 

Während die Herrschaft der Mo¬ 
nopole in den klassischen imperia¬ 
listischen Ländern das Ergebnis ei¬ 
nes langen historischen Prozesses der 
Konzentration und Zentralisation des 
Kapitals war, ist sie im heutigen Russ¬ 
land das Resultat eines relativ kurzen 
kriminellen Prozesses räuberischer 
Aneignung der Filetstücke des Volks¬ 
eigentums während der antisozialisti¬ 
schen Konterrevolution. Im Weiteren 
sind dann auch in Russland die Oligar¬ 
chenkapitale durch Konzentration und 
Zentralisation zu noch größeren Gebil¬ 
den gewachsen. Auch in Russland sind 
Bank- und Industriekapital miteinan¬ 
der verschmolzen, wie ein Blick auf 
die Oligarchen-Konglomerate untrüg¬ 
lich deutlich macht, eine mächtige Fi¬ 
nanzoligarchie ist entstanden. Und die 
Entwicklungstendenzen der russischen 
Direktinvestitionen im Ausland zeigen, 
dass auch der Kapitalexport eine im¬ 
mer größere Rolle spielt. Das Gleiche 
gilt sowohl auf russischem Boden wie 
im Ausland für Verflechtungen mit dem 
internationalen Kapital. 


Fazit: Das Russland Putins ist ein 
kapitalistisches Land in dem die öko¬ 
nomischen Grundlagen des Monopol¬ 
kapitalismus - Imperialismus mit ge¬ 
wissen Besonderheiten durchaus ge¬ 
geben sind. 

Was die Politik Russlands betrifft, 
so ist es notwendig, zwischen Innen- 
und Außenpolitik sowie in der Außen¬ 
politik zwischen zwei Ebenen zu unter¬ 
scheiden. 

Die Innenpolitik wird von den Pro¬ 
fit- und Machtinteressen der oben cha¬ 
rakterisierten herrschenden Klasse 
bestimmt. Sie ist darauf gerichtet, ei¬ 
nerseits günstige Bedingungen für die 
möglichst effektive und profitable Aus¬ 
beutung der russischen Arbeiterklasse 
zu schaffen, zugleich aber andererseits 
auch durch soziale Zugeständnisse wie 
durch eine Politik der harten Hand die 
Stabilität des Regimes zu sichern. 

Dabei dient sicher auch die gele¬ 
gentlich positive Bezugnahme auf das 
Erbe der Sowjetzeit der Bindung je¬ 
ner noch immer großen Teile des rus¬ 
sischen Volkes an das Putin-Regime, 
die stolz auf die Supermacht Sowje¬ 
tunion als Höhepunkt der russischen 
Geschichte sind. Dieser Stolz mag in 
einem gewissen Maße selbst für Teile 
der herrschenden Klasse selbst gelten, 
besonders für diejenigen, die wie Pu¬ 
tin von den „Silowiki“, den Uniform¬ 
trägern, kommen. Allerdings hat dies 
nichts mehr mit Sympathien für den 
Sozialismus zu tun. Er entspringt heu¬ 
te russisch-nationalistischen Positio¬ 
nen, dem Streben nach einem starken 
kapitalistischen Russland. 

Zwei Ebenen der russischen 
Außenpolitik 

In der Außenpolitik betrifft die erste 
Ebene das - wie es in Russland heißt - 
„nahe Ausland“. Damit gemeint sind die 
Beziehungen zu den Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion, die baltischen Staaten 
ausgenommen. Hier verfolgt das Putin- 
Regime eine langfristig angelegte Politik 
der Reintegration unter russischer Füh¬ 
rung. Ausgangspunkt dafür ist die Zoll¬ 
union zwischen Russland, Belarus und 
Kasachstan, die über eine Eurasische 
Wirtschaftsgemeinschaft bis hin zu einer 
Eurasischen Union weitergeführt wer¬ 
den soll. Auf dieser Ebene sind im Um¬ 
gang Russlands mit seinen schwächeren 
Partnern auch Praktiken zu erkennen, 
die an imperialistische Methoden erin¬ 
nern. Das betrifft unter anderem den 
wiederholten wirtschaftlichen Druck 
gegenüber Belarus, um dessen Führung 
dazu zu zwingen, belarussisches Staats¬ 
eigentum an den russischen Gazprom- 
Konzern abzugeben und den Weg für 
das Eindringen russischer Oligarchen 
in die belarussische Wirtschaft zu öffnen. 


Eine Reintegration ehemaliger 
Sowjetrepubliken wollen die USA, die 
NATO und die EU um jeden Preis ver¬ 
hindern. Russland soll auf seine eige¬ 
nen Grenzen beschränkt und zugleich 
durch Assoziationsverträge zwischen 
der EU und Nachfolgestaaten der Sow¬ 
jetunion sowie die Fortsetzung der NA- 
TO-Osterweiterung wirtschaftlich und 
militärisch eingekreist werden. Dies ist 
der tiefste Hintergrund für die gegen¬ 
wärtige Ukraine-Krise. 

Die zweite Ebene der russischen 
Außenpolitik betrifft die Weltpolitik. 
Im Unterschied zu den USA mit ihrem 


NATO-Gefolge sind auf diesem Feld 
zumindest heute und in der nächsten 
Zukunft keine russischen Ambitionen 
auf die Weltherrschaft zu erwarten. Da¬ 
für wären auch die Kräfteverhältnisse 
nicht gegeben. Hier strebt das Russ¬ 
land Putins danach, dem Weltherr¬ 
schaftsanspruch des US-Imperialismus 
eine multipolare Weltordnung entge¬ 
genzusetzen. In diesem Ziel gibt es viel 
Übereinstimmung mit den Interessen 
Chinas und der anderen BRICS-Staa- 
ten sowie weiteren Ländern. Es liegt 
objektiv im Interesse von Frieden und 
gesellschaftlichem Fortschritt. 

Die Berücksichtigung der Aussagen 
Lenins über die Existenz unterschiedli¬ 
cher Varianten kapitalistischer und im¬ 
perialistischer Politik sowie die konkre¬ 
te Analyse der konkreten historischen 
Situation vor und während des zweiten 
Weltkriegs ließen die Sowjetunion über 
alle Widersprüche mit den imperialisti¬ 
schen Westmächten hinweg im imperi¬ 
alistischen Deutschland die Hauptge¬ 
fahr für die UdSSR und die Menschheit 
erkennen. Das wurde zur Grundlage 
für das Ringen der Sowjetunion um 
kollektive Sicherheit und machte im 
Ergebnis trotz vieler Schwierigkeiten 
die Anti-Hitler-Koalition als bedeu¬ 
tenden Faktor für den Sieg über Nazi- 
Deutschland möglich. 

Die konkrete Analyse der heutigen 
konkreten historischen Situation in der 
Welt muss uns meiner Überzeugung 
nach dazu veranlassen, auf dem Ge¬ 
biet der internationalen Politik in kla¬ 
rer Erkenntnis, dass auch Russland ein 
kapitalistisches, von Oligarchen und 
der mit diesen verflochtener Staatsbü¬ 
rokratie beherrschtes Land ist, deutlich 
zwischen Russland und den imperia¬ 
listischen Hauptmächten zu differen¬ 
zieren und die Hauptgefahr für Frie¬ 
den und gesellschaftlichen Fortschritt 
in der Weltherrschaftspolitik des US- 
Imperialismus und seinem imperialis¬ 
tischen NATO- und EU-Gefolge zu 
erkennen. 
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Georg Fülberth: MARXISMUS 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Georg Fülberth versteht unter Marxismus 1.) die historisch¬ 
materialistische Analyse von Ökonomie und Klassenverhältnis¬ 
sen, 2.) eine auf sie gestützte Theorie der Politik, 3.) politische 
Praxis zur Aufhebung des Kapitalismus. Marx wird verharmlost, 
wenn sein zentraler Anspruch, die Umwälzung der bürgerlichen 
Gesellschaft, herausgebrochen wird. 

110 Seiten - 9,90 Euro 



Ulrich Schneider: ANTIFASCHISMUS 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Zunächst stark durch die Arbeiterbewegung geprägt, repräsen¬ 
tierte Antifaschismus nach 1933 und in der Anti-Hitler-Koalition 
ein breiteres Spektrum. Heute heißt Antifaschismus Einsatz 
gegen soziale Ausgrenzung, Rassismus und gegen Krieg, 
für demokratische und soziale Rechte - ist er analytische 
Kategorie, aber vor allem auch Praxis. 

135 Seiten - 9,90 Euro 





Florence Herve / Martin Graf: 
ORADOUR - Geschichte eines Massakers 

10. Juni 1944: In Oradour-sur-Glane bleibt die 
Zeit stehen. Die SS-Panzerdivision >Das Reich< 
massakriert 642 Menschen. In eindrucksvollen 
Texten und Fotos dokumentiert der Band das 
mörderische Geschehen sowie das Versagen der 
bundesdeutschen Politik und Justiz. 

Großformat - 143 Seiten - 18,00 Euro 


Neuerscheinungen und viele Angebote 
am PapyRossa-Stand in der Eislaufhalle 


Tel.:(02 21)44 85 45 | www.papyrossa.de [ mail@papyrossa.de 
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Ein Film, der Mut macht 

Interview mit Gertrud Schulte Westenberg und Mathias Coers zu ihrem Film „Mietrebellen“, 

der auch auf dem Pressefest läuft 



Matthias Coers und Gertrud Schulte Westenberg 


S eit einigen Wochen läuft in Berli¬ 
ner Kinos mit großem Erfolg der 
Film „Mietrebellen“ von Ger¬ 
trud Schulte Westenberg und Matthias 
Coers. Der Film spiegelt die Berliner 
Mieterproteste der letzten drei Jahre. 

Er wird auch auf dem UZ-Pressefest 
der DKP an diesem Wochenende in 
Dortmund zu sehen sein - mit Anwe¬ 
senheit der Autorinnen. Die UZ druckt 
im folgenden ein Interview mit den 
beiden, das der Berliner Anstoss, die 
Zeitung der DKP Berlin, führte. 

Berliner Anstoß: Wer sind die Mietre¬ 
bellen? 

Gertrud Schulte Westenberg: Wir ha¬ 
ben Menschen porträtiert, die von 
Mieterhöhungen und Zwangsräumun¬ 
gen betroffen sind. Und es geht um 
Menschen, die sich mit ihnen solida¬ 
risieren. Sie sind vielleicht noch nicht 
betroffen, aber es ist abzusehen, dass 
die Probleme auch irgendwann auf sie 
zukommen. 

Matthias Coers: Die Hauptprotago¬ 
nisten sind: Nurye Cengis, Rosemarie 
Fliess, die nach einer Zwangsräumung 
verstarb, und Ali Gülbol. Fast alle, 
die sonst gezeigt werden, sind ebenso 
„Mietrebellen“ - Leute, die mit offe¬ 
nem Herzen für die Sache einstehen. 
Darum macht der Film Mut, obwohl 
Szenen wie die Räumung der Fami¬ 
lie Gülbol zum Heulen sind. Die So¬ 
lidarität war absolut beeindruckend. 
Wir wollten keinen Film machen, nach 
dem man den Kopf hängen lässt. Da¬ 
rum sind wir in einem Punkt von der 
Chronologie abgewichen: Wir haben 
Rosemaries Begräbnis an den Anfang 
gestellt. Das nach der großen Zwangs¬ 
räumung zu bringen - das wäre zu viel. 

Berliner Anstoß: Wo es Mietrebellen 
gibt, gibt es da auch eine übergreifende 
Mietrebellion? Ist eine Entwicklung da¬ 
rin zu erkennen? 

Matthias Coers: In der Form, dass man 
viele Proteste gar nicht sieht. Wenn sich 
in einem Mietshaus Nachbarn zusam¬ 
mentun, ist das ein neues Selbstver¬ 
ständnis. Es ist auch neu zu sagen: „Ich 
bin Besitzer meines Mietvertrags, ich 
bin dem Eigentümer gleichgestellt und 
gebe meine Rechte nicht einfach aus 
der Hand“. Das müssen viele Mieterin¬ 
nen noch lernen. Aber es gibt überall 
Initiativen. Allerdings ist das kein The¬ 
ma, das die Medien gerne aufgreifen. 
Es verweist darauf, dass es sowohl für 
die Unter- als auch für die Mittelschicht 
soziale Probleme gibt. In dem Sinne ist 
das ein verstecktes Thema und der Film 
holt dies zumindest für Berlin ein biß¬ 
chen ans Licht. Es sind immer wieder 
punktuelle Sachen. Aber eine Rebelli¬ 
on wäre auch nicht von Dauer - Rebel¬ 
len sind keine Revolutionäre. 

Gertrud Schulte Westenberg: Von 2011 
bis 2013 haben wir gedreht. Es ging los 
nach der großen Demo im September 
2011. Eine starke Gruppe, die „Dossier¬ 
gruppe“, suchte nach der Manifestation 
die Auseinandersetzung mit der Politik. 
Das war erstmal ein bisschen brav. Man 
ist ins Rathaus gegangen, ins Abgeord¬ 
netenhaus. Doch dann passierten sehr 


viele Sachen. Wir als Reporter konnten 
so einen Film gar nicht vorher planen. 

Matthias Coers: Ich glaube, dass in dem 
Film eine Entwicklung deutlich wird - 
von einer langen entpolitisierten Zeit 
über die Zeit der Vorbereitung der De¬ 
monstration. Dann die große Frage: dis¬ 
kutieren wir mit der Politik? Wie ma¬ 
chen wir Druck? Dieser Prozess wird 
auch in den Diskussionen im Film auf¬ 
gegriffen, wobei es gar nicht leicht ist, 
Diskussionen darzustellen, ohne dass 
die Zuschauer einschlafen. Mit den Ak¬ 
tionen in den unterschiedlichen Stadt¬ 
teilen ist es aber ein bißchen gelungen. 
Da gibt es die „Wir bleiben alle“-Demo 
im Prenzlauer Berg. Dort gab es starke 
Mieterproteste Anfang der 90er. Nun 
sieht man wie die ganze Bewegung 
dorthin zurückkehrt - aber mit ihrer 
Unterschiedlichkeit: mit den Senioren 
der Stillen Straße und den Palisaden¬ 
panthern und mit der vor allem migran- 
tisch geprägten Initiative Kotti & Co. 
Diese haben trotz ihrer Unterschied¬ 
lichkeit nun gemeinsame Schlachtrufe. 
Vorher gibt es das Weise-Straßenfest 
mit der politischen Szene aus Neu¬ 
kölln und Kreuzberg, die feststellt: Wir 
müssen mit den Nachbarn zusammen 
kämpfen und uns solidarisieren. Im 
Film lassen wir gerade die Nachbarin¬ 
nen zu Wort kommen. 

Gertrud Schulte Westenberg: Wir ha¬ 
ben ja nicht als Filmemacher gesagt: 
Ey, jetzt besetzt mal das Kotti, damit 
wir Stoff zum Drehen haben. Ich selber 
habe das so empfunden: Die verschie¬ 
densten Leute melden sich, lassen sich 
nicht den Mund verbieten - auch die 
Rentner, das war super wie die sagten: 
„Wir müssen uns bemerkbar machen“. 
Das steigerte sich, wie es ein guter Film 
erfordert, bis zu dieser Riesenblockade, 
einer Zwangsräumung in Kreuzberg. Es 
haben ja wahnsinnig viele Leute da ge¬ 
sessen und sich mit Ali Gülbol und sei¬ 
ner Familie solidarisiert. 

Matthias Coers: Und die Polizei, der 
Staat, hat auch mitgespielt! Wir haben 
eingeblendet, was für ein exorbitantes 
Polizeiaufgebot und welche Geldver¬ 
schwendung es gab, um eine Familie 
aus einer Mietwohnung herauszube¬ 
kommen! Wer das sieht, schüttelt den 
Kopf und denkt: Hier ist die Verhältnis¬ 
mäßigkeit aus dem Ruder gelaufen. Ein 
Berliner sagt es aus dem Herzen: „Ich 
muss das hier mitbezahlen!“. 


Berliner Anstoß: Welche Wirkung hat 
der Film? 

Gertrud Schulte Westenberg: Der Film 
wird sehr positiv aufgenommen. Daran 
sieht man, dass es so viele angeht. Es 
kommen unpolitische Leute, die den¬ 
ken: Aha, da gibt es andere, die viel¬ 
leicht dasselbe Problem haben, da gehe 
ich mal hin. Hannover, Hamburg, Köln, 
Regensburg - von überall kommen An¬ 
fragen der Kinos, die den Film zeigen 
wollen. 

Matthias Coers: Allein in Berliner Ki¬ 
nos gab es in den ersten sechs Wochen 
etwa 100 Vorführungen. Der Film wird 
auch in Initiativen gezeigt und Lehrer 
können ihn für Schulvorführungen bu¬ 
chen. Auch international wird der Film 
wahrgenommen. Das ist ein Erfolg. 


Der andere ist, dass wir ein Feedback 
kriegen. Wir haben den Film auch aus 
folgendem Grund gemacht: Im Fernse¬ 
hen gibt es Reportagen. Da sieht man 
die Mieterin, die Familie, das sind die 
Opfer, die überhaupt nicht wissen, was 
zu tun ist. Dann ist da der „Experte“, 
der sagt: „So isses“. „Wir sind keine 
soziale Einrichtung“, sagt der Immo¬ 
bilienvertreter, „schließlich haben wir 
Marktwirtschaft. Sollen die Leute sich 
aufs Mietrecht berufen. Wenn das nicht 
hilft, können wir leider auch nichts ma¬ 
chen“. 

Unser Motiv dagegen ist, den Leu¬ 
ten eine Stimme zu geben in ihrem 
unterschiedlichen Protest. Etwa die 
Stille Straße, eine Freizeiteinrichtung 
für Seniorlnnen. Sie kämpfen um ihre 
Einrichtung, ihren sozialen Treffpunkt. 
Sie sind gerade erneut bedroht, weil 
ihr Haus in Pankow ein Filetstück ist: 
eine Immobilie, die das Land prima 
verkaufen könnte. Deshalb stören sie. 
Das Kostenargument kommt dann 
noch oben drauf. „60 000 Euro im Jahr, 
das muss der Bezirk sparen.“ Also: Wir 
müssen uns „gesundsparen“, mit dem 
Ergebnis, dass die sozialen Güter über 
die Klinge springen. Im Moment macht 
es deshalb Sinn, diesen Film als Kino¬ 
film zu halten, dadurch kriegen auch 
Menschen was von dem Thema mit, die 
sonst nur übers Fernsehen oder die gro¬ 
ßen Medien informiert werden. 

Berliner Anstoß: Ihr zeigt einen wach¬ 
senden Protest. Welche Perspektiven 
deuten sich an? 


Matthias Coers: Es gibt jetzt eine Men¬ 
ge Leute, die Erfahrungspotential ha¬ 
ben. Nur daraus entsteht nicht auto¬ 
matisch die große Änderung. Denn 
die andere Seite ist ein sehr relevanter 
Gegner: diejenigen, die Interesse daran 
haben, dass das Wohnen eine Ware ist 
und dass man damit sehr große Profite 
macht, also dass ein Haus dazu da sei, 
Geld unterzubringen, um es in kürzes¬ 
ter Zeit zu verdoppeln. 

Gertrud Schulte Westenberg: Wir ge¬ 
hen nicht so in die Tiefe bei den ein¬ 
zelnen Problemen und insofern bieten 
wir keine konkreten Lösungen. Wir 
zeigen Möglichkeiten. Es werden zum 
Beispiel zwei Zwangsräumungen ge¬ 
zeigt, die verhindert worden sind. Im 
Abspann haben wir gesagt, was die ein¬ 
zelnen Initiativen oder Leute erreicht 
haben. Damit deuten wir die Möglich¬ 
keiten an. 

Berliner Anstoß: Gegen welche Gegner 
richtet sich die Mieterbewegung? 

Matthias Coers: Der Protest entwächst 
einem tiefen humanistischen Grund: 
Es steht einfach jedem Menschen eine 
Wohnung zu. Es steht ja in der Berli¬ 
ner Verfassung: Jeder Mensch hat An¬ 
spruch auf angemessenen Wohnraum. 
Das ist natürlich eine sehr weiche For¬ 
mulierung. Aber eine Gesellschaft, die 
sich „Demokratie“ und auch „sozial“ 
nennt, muss dafür sorgen, dass alle 
Menschen wohnen können und das 
zu Bedingungen, dass sie nicht ihr ge¬ 
samtes Einkommen ausgeben müssen. 
Es gibt Leute, die sagen: „Wer sich das 


Wohnen nicht leisten kann hat eben 
Pech oder ist selber schuld.“ Das ist 
eine neoliberale Ideologie, die im Kern 
menschenfeindlich ist. 

Gertrud Schulte Westenberg: Die Geg¬ 
ner sind die, die das verursachen. Ich 
finde, vor allen Dingen die großen Im¬ 
mobiliengesellschaften. Die kaufen 
ganze Straßenzüge auf, und da fühle 
ich mich und auch die Initiativen wie 
ein kleiner David, der gegen Goliath 
kämpft. Die Politik ist doch irgendwie 
nur der Handlanger dieser Wirtschafts¬ 
bosse. Deswegen finde ich schwierig, 
das alles genau zu fassen - aber genau 
dem nachzugehen ist mein Interesse. 

Das erscheint so schwierig: Wie 
kann man da rankommen, dass sich das 
verändert? Das hängt mit der gesamten 
wirtschaftlichen Entwicklung zusam¬ 
men, dass immer mehr Firmen - auch 
durch die Wirtschafts- und Finanzkri¬ 
se - Immobilien als eine sichere Anlage 
erkennen. Das sind die Ursachen für 
die Entwicklung seit 2008. Da ist eine 
Übermacht, und die Politik ordnet sich 
dem unter! Dagegen stellt sich keiner! 
Es ist auch meine Frage: Wie geht das? 
Können das Politiker? Keine Ahnung! 
Aber ich finde, das ist das Hauptpro¬ 
blem! 

Matthias Coers: Es gibt klare Spiel¬ 
räume und knallharte Interessen. Die 
Wohlhabenden haben „zu viel Geld“, 
das muss investiert werden. Immo¬ 
bilien bieten sich gerade zu an. Be¬ 
zahlen müssen das die, die ihr ganzes 


Monatseinkommen sowieso ausgeben 
müssen - für Essen, Wohnen, Bildung. 
Je höher der Wohnkostenanteil desto 
schwieriger wird das restliche Leben 
und desto härter ist es auch, auf dem 
Arbeitsmarkt immer mehr Geld zu er¬ 
wirtschaften. Die Politik hat sehr wohl 
die Möglichkeiten - aber die Politik 
sind auf eine Art wir. Das zeigt auch 
der Film. Es geht eben nicht, zu sagen: 
Wir warten auf den Senat, sondern wir 
müssen den Senat zum Jagen tragen. 
Das ist nun mal leider die Aufgabe. 

Selbst Mietrechtsanwälte sagen oft: 
„Oh. Das Thema ist schwierig. Man 
kann kaum was machen.“ Arbeitet man 
aber dem Rechtsanwalt zu, ist man im 
Haus gut vernetzt, dann kriegt man 
Informationen mit, die man vorher gar 
nicht wusste. Oder: bei jeder Veranstal¬ 
tung den Politikern auf die Füße treten, 
auch zu den Vermögensverwaltungen 
gehen. Als unser Haus vor der Kredit¬ 
anstalt für Wiederaufbau demonstrier¬ 
te, war das die erste Demonstration in 
der Geschichte dieser angeblich ge¬ 
meinnützigen Bank. Wir sind der Mei¬ 
nung: Sie können nicht Sachen fördern 
wie energetische Modernisierung, was 
dann nämlich bedeutet, dass die bishe¬ 
rigen Bewohnerinnen verdrängt wer¬ 
den. 

Berliner Anstoß: Wie schätzt ihr den 
Charakter der Mieterbewegung ein? 

Matthias Coers: Die an den Immobi¬ 
lien verdienen, werden natürlich dar¬ 
auf achtgeben, dass es wenig Protest 
gibt. Man sieht es bei der Debatte ums 
Tempelhofer Feld. Da wird ständig be¬ 
tont: „Wir wollen ja bauen“, das wird 
seit zwei Jahren ständig rausgestellt. 
Aber im relevanten Maßstab wird 
nichts getan und das Mietrecht sogar 
verschlechtert. 

Wenn die Stadt, oder der Staat, auf 
Dauer nicht auf neuen kommunalen 
Wohnungsbau setzen, wenn nicht wie¬ 
der Mietobergrenzen eingezogen wer¬ 
den und Milieuschutzsatzungen wirk¬ 
lich streng gehandhabt werden - das 
hört sich heute utopisch an - dann gibt 
es eine große Krise in einer Stadt wie 
Berlin. Und in anderen Städten wird 
ziemlich genau auf Berlin geguckt. 
Das ist ein Massenphänomen, denn 
jede/r muss wohnen. Im Moment wird 
das als Einzelschicksal erfahren, aber, 
viele Menschen merken: Wenn sie kei¬ 
ne Wohnung finden, sind sie nicht sel¬ 
ber schuld. Die sind extrem sauer. Da¬ 
raus entsteht nicht automatisch die 
Gesellschaftsveränderung, aber es ist 
eine Art Basis für Politisierung, die auf 
einmal sehr schnell gehen kann. Und 
dann kommt die herrschende Macht, 
der Staat oder eine versagende Verwal¬ 
tung richtig in die Krise. Das Thema hat 
dieses Potential, weil es alle betrifft. Bis 
in die Mittelschicht hinein wird es ein 
gesellschaftlich relevantes Thema. 

Gertrud Schulte Westenberg: Es ist 

eine Bürgerbewegung, aus verschiede¬ 
nen politischen Spektren. Ich glaube, 
das brauchen wir auch, weil wir ganz 
viele Leute brauchen. 

Matthias Coers: Das ist von links bis 
in die bürgerliche Ebene hinein eine 
breite Bewegung. Aber eines ist fast 
Konsens: Alle sagen „Wohnen ist 
Menschenrecht, Wohnen muss eine 
Grundversorgung sein“. Und alle sa¬ 
gen - selbst Leute, von denen wir wis¬ 
sen, dass sie auf gar keinen Fall links 
stehen: Wohnen kann keine Ware sein. 
Weil man die Grundversorgung mit 
Wohnraum überhaupt nicht in der Wa¬ 
renform, in der kapitalistischen Form 
leisten kann. 

Das Gespräch für den Berliner Anstoß führt 
Klaus Linder 

Der Film „Mietrebellen“ läuft auf dem UZ- 
Pressefest am Samstag, den 28. Juni um 
14.30 Uhr im Filmzelt. Im Anschluss diskutie¬ 
ren Mathias Coers und Klaus Linder. 

Mehr infos: www.mietrebellen.de 


Weitere Programm punkte zum Thema 
Mietenpolitik auf dem Pressefest 

Samstag, 28. Juni, 11 Uhr, Rotes Zelt im Jugendbereich: „Recht auf Stadt“, Diskus¬ 
sion mit Wolfgang Richter (DKP Dortmund), Sylvia Brennemann (Bl Zinkhüttenplatz 
Duisburg) und eine/r Vertreterin von see red! (Düsseldorf) 

Samstag, 28. Juni, 15 Uhr, „Komm Rhein“ (DKP Rheinland Westfalen): „Gegen 
Zwangsräumungen“, Diskussion mit Kalle Gerigk aus Köln (zwangsgeräumt) und 
Manfred Müller (Aktivist von „Recht auf Stadt“) 

Sonntag, 29. Juni, 14 Uhr, Roter Marktplatz (DKP Ruhr Wstfalen): „Wem gehört die 
Stadt?“, mit Sylvia Brennemann (Bl Zinkhüttenplatz Duisburg), Prof. Roland Günter 
(A.F.F.E.) und Siw Mammitzsch (DKP Essen) 



Zwangsgeräumt: Ali Gülbol verlor im Februar 2013 mit seiner Familie seine 
Wohnung in Berlin Kreuzberg. An dieTausend Menschen kamen zur Blockade in 
der Lausitzer Straße. 
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Unser Genosse 

Hans Piechotta 

feiert am 3. Juli 2014 seinen 95. Geburtstag. 

Die DKP Frankfurt am Main gratuliert ihrem „roten Filou“ ganz herz¬ 
lich. Gäbe es Genossen wie Hans nicht, die Partei wäre um ein Viel¬ 
faches ärmer. 

Hans hat in den Jahren nach 1945 viele Menschen motiviert, gemein¬ 
sam für eine friedliche und gerechte Welt, eine Welt ohne Ausbeu¬ 
tung, Mord und Hunger zu kämpfen. 

Lieber Hans, wir wissen dein Engagement zu schätzen. Wir wissen 
aber auch, dass deine Kräfte es nicht mehr zulassen aktiv dabei zu 
sein, doch du kannst dich auf uns verlassen. Nochmals herzlichen 
Glückwunsch und dir und deiner Gisela alles Gute. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreis Frankfurt am Main 
Wohngebietsgruppe Nordweststadt 

Hans bittet um Verständnis, dass er keine Feier macht, sich aber 
über Glückwünsche per Telefon und Post sehr freut. 



1 

Das T-Shirt zum 
UZ-Pressefest 2014 

r 

Knallroter Aufdruck 

auf hellgrauem Shirt 

—r 

Größen: 

M, L, XL und XXL 


Jetzt bestellen! 
10,-€ inkl. Porto 


CommPress Verlag GmbH 

Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel: 0201 17788923 


JUMP UP Aktuell Juni 2014 
Various: 

Songs Of The Spanish Civti War 
Lieder des Spanischen Bürge rkrieg es 
7 Cb 5, 1 DVD, 316-5. geb Buch im LP-Format EUR 159,00 

Erstverkaufs tag auf dem UZ - Pressefest! 

* mehr als 120 Spamenliedtr auf 7 Cb s - babei stehen h*erz\Aaftdc. #enig tu 5 gar 
nicht Mfcannte Lieder des sponi^rheJi Volkes und der republikanischen Armee neben 
Stücken, die bei den rnT*rnatiflnalen Brigaden entstanden und gesungen wenden, 

* bis durc hgeheod dreisprachig*, mehr« als 300 Seiten amfasse#>de BegfeiltMKti ent¬ 
halt sdmiliehe U*dte*te r*bsr Kommentaren., dazu eine Chronik des Cürgw^riegS, 
längcnc AmiScH.ni t ?« aus .t-ci lgcndtisffechcn SpaninnrEpürSagcn von £rne?f Hcr.irgwav 
bis Ludwig Ifc&nni, mehr a\i 40 Fcrbrcpraduktiaricni mpublihnniichcr Plukctc. iiihl- 
reiche histonsche Fatos sawie im Faksimile mu fiildmoppe von 1936 
w Eine bcigcgcbc^c DVD H 3QÜ Juden gegen frnnco'’ crichill die bisher hnuir bekannte 
fiasa hicMe jüdischer fraatflllljer Kampf er. che 1936 von Palästina aus nach SfMniem 
gelogen. 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schüllplatterwersand Matthias Henk PF 11 04 47, 2B207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 
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1914-2014 
Das Antikriegsheft 


Der erste Weltkrieg und die Gegen¬ 
wart aus marxistischer Sicht Mans 
Hautmann ★Neue europäische Geo- 
strategie - Anmerkungen zu Münkler 
und Clark Klaus Wagener^ Bürgerliche 
Parteien im Ersten Weltkrieg Ludwig 
Elm ★Die Sozialdemokratie auf dem 
Weg in den Krieg und die Folgen Heinz 
Niemann ★Krieg und Kriegsgegner¬ 
schaft Andrew Murray^ Weltkrieg und 
(Anti)Bürgerlichkeit David Salomon^15 
Jahre NATO-Agression gegen Jugo¬ 
slawien Interview mit Zivadin Jovanovic^Die 
dschihadistische Internationale Wer¬ 
ner Ruf^ Pazifisches Jahrhundert? Er¬ 
hard Crome^Eine europäische Platt¬ 
form für Frieden von DKP, NCPN, 
KPL und PVDA^„So sei verflucht der 
Krieg“ - Politische Dichtung Thomas 
Metscher^Zwei Strategien der Ostex¬ 
pansion Bernd Müller^ Die Krim gehört 
wieder zu Russland Willi Gerns^ Stiftung 
„SED-Diktatur“ rügt abweichendes 
Geschichtsbild Ludwig Elm^Vor den 
Wahlen zum EU-Parlament Andreas Wehr 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.:0201-23 67 57 


Anzeigen 
helfen 
der UZ! 


Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 

komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz - Ü/F15 Euro 

Tel/Fax: 004859 8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 


„Trude“ Hauser 

wird am 1. Juli 2014 

80 Jahre 

Dazu gratulieren wir ihr recht herzlich. 

Liebe Trude, wir schätzen deine ruhige, solidarische, stets hilfreiche 
und zuverlässige Art. Ohne große Worte bist du aktiv. In der DKP, bei 
den Naturfreunden, der WN, in Bewegungen und Aktionen. Insbe¬ 
sondere im Kampf für den Frieden, gegen Neofaschismus und gegen 
das unsinnige Milliardengrab Stuttgart 21. Dafür unseren herzlichen 
Dank. 

Wir wünschen dir Gesundheit, alles Gute, noch viele schöne Jahre mit 
der Familie und weiterhin viel Kraft für unseren gemeinsamen Kampf. 

Deine Genossinnen der DKP Rems-Murr 


Meine Parteikassiererin 

Luise Scholz 

hat nach über 35 Jahren diese Tätigkeit beendet. Ich danke Dir 
für Deine unermüdliche Arbeit und wünsche zum 80. Geburtstag 
am 30.6. alles erdenklich Gute! 

Dein olle Heinz (Essen) 



Sollten die pädagogischen Bemühungen der Eltern erfolgreich sein 
- und davon gehen wir aus - 
dann hat die kommunistische Bewegung 
am 11. Juni 2014 einen gewaltigen Schritt vorwärts gemacht! 

Wir freuen uns mit Heide und Guru über 

Ameya Joanna, 

die künftige Junge Pionierin! 

DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
DKP Darmstadt-Bergstraße 


3. Vollsitzung der Bildungskommission 
des Parteivorstands 

Termin: Samstag 12. Juli, 11.00 Uhr 

Ort: Hannover: Bezirksbüro der DKP Niedersachsen 

Achtung: neue Anschrift: Göttinger Straße 58,30449 Hannover 

Vorschlag zur Tagesordnung: 

11.00-12.00 Zwischenbilanzierung des zentralen Arbeitsplans und 
Aufgaben der Bildungskommission im Vorfeld des 21. Parteitags. 

Referent: Dr. Hans-Peter Brenner 

12.00 - 13.30 Diskussion zum Referat 

13.30-14.15 Pause 

14.15 -15.30 Erfahrungsaustausch: 

Stand der Umsetzung Bildungsarbeit in den Bezirken: 

Berichte aus den Bezirken / Stand der Arbeitsgruppen der Kommission 
15.30 -17.00 Weitere Planungen / Entwurf des Bildungsmaterials 
„Drei Quellen ...“ (Teil Strategie) 

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der 
Bildungskommission. 

Um Voranmeldung bis zum 7.7. bei der Bundesgeschäftsstelle 
wird gebeten. 


Fäustels 
Antiquariat 
für Bücher 
& Platten etc. 

En gros (für Gruppen, Initiativen 
usw, die ML unters Volk bringen 
wollen) und en detail (für Spezi¬ 
alisten & Sammler). Interesse? 
Mail: faeustel@buchrecycling.de 
Post: Volker Rohde, Stroofstr. 15, 
53225 Bonn 
Tel/AB: 0228 - 463931 



UZ-Mitarbeiter 

sucht preiswertes gebrauch¬ 
tes Notebook (auch älter). 
Tel.: 0176 39206606 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Verlag Wiljo Heinen 

Auf dem Pressefest 

hei der Ostkultur_ 
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Victor Grossman 
Crossing the River 

Autobiografie 

682 S., Klappenbrosch., 24,80 € 
ISBN 978-3-95514-015-1 


www.gutes-lesen.de 


nach München 

Deutsche Erstveröffentlichung 

Fest gebunden, 64 S., 10,- € 
ISBN 978-3-95514-011-3 

Gabriele Senft 
TARGET. Die Brücke 
von Varvarin 

Ein Manifest gegen Kriege 

224 S., 144 s/w-Fotos, 16,80 € 
ISBN 978-3-95514-901-7 


unsere zeit 

Sozialistische Wochenzeitung 
der DKP 

Jetzt abonnieren 
und gewinnen! 

3 Monate (13 Ausgaben) zum 
Sonderpreis von nur 10,- Euro! 

Jede/r neue Abonnent/in erhält zusätz¬ 
lich einen attraktiven Preis - gestiftet von 
Künstlerinnen und Künstlern des Presse¬ 
festes: CDs, Bücher, T-Shirts - und einige 
besondere Überraschungen! 

Alle vorliegenden Bestellungen nehmen am 29.6.2014 
um 14.00 Uhr auf dem UZ-Pressefest in Dortmund im 
UZ-Zelt an der Verlosung teil - alle gewinnen! 
Gewinnerinnen, die nicht in Dortmund sein können, 
erhalten ihre Prämie zugeschickt. 


Bitte bestellen bei: CommPress Verlag GmbH 

Hoffnungstraße 18.45127 Essen 

E-Mail: info@unsere-zeit.de . Fax: 0201 -17 78 89 - 28 

Oder abgeben direkt auf dem UZ-Pressefest im UZ-Zelt 





CafeK 

Willkommen bei DKP & UZ 



uns/ 


Linien LitesucA/ auf 
dem/ LAnssefesb! 



UZ-Dokumentation 


Imperialistischer Krieg oder 
Zusammenstoß von Schlafwandlern? 

Daniel Bratanovic 

Die Spaltung der 

inte m at i on a le n Arb eiterb c wegu ng 

Ha ns-Peter Brenner. DKP 

Beginn und Ende von Kriegen 

Alpyse Bisdorff. KPL 

Der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt 

Uli Brockmoyer, KPL 

Das kapitalistische System 
kann ohne den Krieg nicht leben 

Willi Hoflmeisten DKP 
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Gegen die 

imperialistischen 

Kriege 
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Zur Entwicklung der Friedensbewegung 

Bert De Beider, PVDA/PTB 

Erhaltlk.fi bei: 

CommPress Verlag GmbH Tel.: oaoi-177 689-23 

Hoffnung Straße 13 Fa*: 0201-177 889-23 

45127 Essen int o@unsere-mit,de 
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Hans-Georg Müller 
HsujilstraP.e 1 
57392 Sehmall enberg- 
Gtfischail 
H ochs aLCrl and 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: Q2972-97B097 
Bester* nl: 

Dienstag Ruhetag 

KäU£prü£pGM W 
anfardern MM 


ln unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft hcgl unser 
Ga&tttof. Wie vor Jahrhunderten sargt sllIi heute dr Wirt 
persönlich für das Wctil der Gäste. 

Kofnlorlabte Zimmgr und Fteuml tu kalten gutes Essgn. 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer hatten Bad Dusche, WC. 
Telefon. Fernseher, die meislen Balkon und Vorsum, im 
Noteiberaich blinden sich Ufi. Sauna, Solanum, Nicht- 
räucherzimmäf und Kamin, KinüerspielraurifL Salalbüllel, 
Frühslücksbutfet Auch Seniorea-Porlronee. 
ÜbernaclUungyfrülistüch 30 .- bis 53 ,-Cp.F. 

HP 15.501 p,P * VF. 22.“ € p.P. 

Kostenlos BusHjnd Bahnlahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung! V Mebensaisari preise. 

8ei 2i lasen Aulmttaft im Jahr 10% Treuerabafl. 


mail@gasihDl-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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Unterstützt das UZ-Pressefest! 

Spendet auf das Pressefest-Konto der DKP! 

DKP-Parteivorstand 

Konto-Nr. 4002 4875 01 
bei der GLS Bank Bochum 

BLZ: 43060967 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 

BIC: GENODEM1GLS 

Stichwort: UZ-Pressefest 


Die DKP-Kreisorganisation Recklinghausen 
grüßt die Gäste des 18. UZ-Pressefestes! 

Gemeinsam mit unseren Genossinnen der PCF aus 
Arras (Pas de Calais) betreiben wir einen 
Getränkestand in der Eislaufhalle. 

Unser Tipp: Dort gibt’s auch einen prima Bordeaux! 


Sie lügen 

wie gedruckt. 

Yfir drucken, 

wie sie lügen 


Unsere Prämie 

für den Abschluß eines Jahresabos: 


Ein Jahresabo* der 
Musikzeitschrift 
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MELODIE UND RHYTHMUS 





Jetzt richtig 
abonnieren! 
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Die Tageszeitung 


Die Befreiung der Krim 



Sowjetrepublik gehörenden Halbin¬ 
sel vertrieben. Sie hatten sie 


:von 1942 | 
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ich abonniere die Tageszeitung junge Welt 
y für mindestens ein Jahr 


www.jungewelt.de 
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Heute feiert Coco Schumann se 
90. Von ChristofMeueler^ 


Raumfahrt: Rußland 
beendet Kooperation 
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Ukraine-Krise die ZusatnmenaAeit 

^denVereinigtenSt^entnder | 

Raumfahrt ein. Der Vertr g ^ 

Nutzungdertoterna er ^ hinaus | 

r!k;ht verlängert, teilte Vizemini- 

SgedTt USA werde abgel^ 

Rußland reagierte damit auf S^l 

honen,diedieUSA gegenRuJ 

erlassen haben und die auch (# 

rrr^-» 

nroiekt nahmen die Vereinigten ■ 
Staaten allerdings aus. Rußland u 
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Saumfahrt-DadieVereimgl 

Staaten ihre Raumfährenfluge E 

20[2 einstellten, sind russisch ! 

Veten derzeit das einzige TransJ 

Selfürmgezurlnternahon! 



Ich bestelle zusätzlich das Internetabo 

(zum vergünstigten Preis von mtl. 5,00 Euro). 


Ich erhalte folgende Prämie: 

Jahresabo der Melodie und Rhythmus 


E-Mail (bei Bestellung des Internetabos erforderlich) 

Ich bestelle < Normalabo (mtl. 33,10 €), 

Solidaritätsabo (mtl. 42,10 €), 

Sozialabo (mtl. 25,10 €). 

Das Abo läuft mindestens ein Jahr und verlängert sich um den angekreuzten Zahlungszeit¬ 
raum, wenn ich es nicht 20 Tage vor Ablauf (Poststempel) bei Ihnen kündige. 



Das Abo läuft für ein Jahr, verlängert sich nicht automatisch 
und muß nicht abbestellt werden. 

Ich verzichte auf eine Prämie 


Ich bezahle das Abo per Rechnungslegung 
vierteljährlich (3 % Rabatt), 
halbjährlich (4 % Rabatt), 
jährlich (5 % Rabatt). 


Datum/Unterschrift 

Coupon einsenden an: 

Verlag 8. Mai GmbH, Torstr. 6,10119 Berlin, 
oder faxen an die 0 30/53 63 55-48. 


Raumstation Is 


,n 2. 6,8 ut 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! Li 

°T)j 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10 ,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort BLZ / BIC 

Telefon, E-Mail Datum, Unterschrift: 

Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Für internationale Solidarität: 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Neulich beim Aufbau des 
UZ-Pressefestes... 



Das Pullman-Paradies 

Der Eisenbahner-Streik in den USA Juni/Juli 1894 


Im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts 
entwickelte sich der Kapitalismus in 
den USA stürmisch. Mit der Bildung 
von Trusts und Monopolen wuchs auch 
die zahlenmäßige Stärke der Arbeiter¬ 
klasse. Die Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen Kapitalisten und Arbeitern wur¬ 
den mit Härte und Erbitterung geführt. 
Der Eisenbahner-Streik vom 21. Juni 
bis 20. Juli 1894 erfasste von Illinois 
ausgehend das ganze Land. Mehr als 
100 000 Arbeiter beteiligten sich. 

In Pullman (Illinois) bei Chicago 
war George M. Pullman Besitzer einer 
großen Schlafwagen-Fabrik. Seine Ar¬ 
beiter wohnten in Pullman-Häusern, 
schickten ihre Kinder auf Pullman- 
Schulen, kauften in Pullman-Geschäf- 
ten, gingen in die Pullman-Kirche und 
spazierten in ihrer Freizeit durch den 
Pullman-Park. Mr. Pullman empfand 
sich als edel, hilfreich und gut; böse 
Zungen nannten sein System allerdings 
feudalistisch. Diese Zungen gehörten 
Gewerkschaftern der „American Rail- 
way Union“, die trotz aller Vorsicht von 
Mr. Pullman in sein „Paradies“ einsi¬ 
ckerten und viele Arbeiter organisier¬ 
ten. 

Der Nutzen dieser Organisation 
wurde bald deutlich, als die Geschäfte 
des Mr. Pullman Anfang 1894 schlecht 
gingen. Pullman entließ ein Drittel sei¬ 
ner Arbeiter und kürzte die Löhne der 
anderen um 30-40 Prozent; Mieten und 
die Preise in den Geschäften blieben 
allerdings gleich. Organisiert von der 
„American Railway Union“ traten die 
Arbeiter in den Streik. Einer der Füh¬ 
rer der erst ein Jahr alten Gewerkschaft 
war Eugene V. Debs, der ab da in der 
Geschichte der US-amerikanischen 


Arbeiterbewegung eine hervorragen¬ 
de Rolle spielte. 

Am 26. Juni begann die Eisenbah¬ 
nergewerkschaft, die zu diesem Zeit¬ 
punkt etwa 150 000 Mitglieder hatte, 
Pullman-Wagen aller Eisenbahngesell¬ 
schaften zu boykottieren, sie abzukop¬ 
peln und aufs Abstellgleis zu schieben. 
Nach zwei Tagen lag der gesamte Ei¬ 
senbahnverkehr zwischen Chicago und 
San Francisco lahm; die Gewerkschaft 
stand nicht mehr gegen Mr. Pullman al¬ 
lein, sondern gegen die großen Eisen¬ 
bahngesellschaften. Und hatte sich da¬ 
mit wohl übernommen. 

Die Eisenbahn-Manager waren 
kampferfahren und zu allem entschlos¬ 
sen. Alle Arbeiter wurden entlassen, 
mit Streikbrechern versuchte man den 
Betrieb aufrecht zu erhalten. Vor Ge¬ 
walt schreckten sie eh nicht zurück. Ab 
dem 4. Juli entsandte US-Präsident 10 
000 Soldaten nach Chicago. Am 7. Juli 
wurden Debs und andere Streikführer 
verhaftet, kamen auf Kaution wieder 
frei. Debs forderte alle Gewerkschaf¬ 
ten der USA zum Generalstreik auf. 
Als diese ihm mehrheitlich nicht folg¬ 
ten, brach der Streik zusammen. 12 
Proletarier waren in seinem Verlauf 
ermordet worden. Eine bittere Nie¬ 
derlage. 

Seinen bleibenden Wert behielten 
dieser und andere Streiks, weil die Ar¬ 
beiterbewegung Lehren zog. Debs und 
viele einfache Arbeiter begriffen, dass 
ein Erfolg nicht möglich war, ohne die 
Systemfrage zu stellen. Neben die ge¬ 
werkschaftliche Organisation trat in 
den folgenden Jahren verstärkt die po¬ 
litische. AR 



Pullman-Einkaufszentrum 


Meine progressive Woche 

Vom 14. bis 20. Juni 


Montag 

Pierrefitte-sur-Seine ist eine kleine Stadt 
im Norden von Paris. Neben einem ver¬ 
lassenen Haus hat dort vor drei Wochen 
eine Gruppe von Roma ihr Lager auf¬ 
geschlagen - nahe dem sozialen Brenn¬ 
punkt „Cite des poetes“ (Wohnsiedlung 
der Dichter). Orte dieser Art waren vor 
zehn Jahren bekannt geworden, als junge 
Menschen zehntausende Autos ansteck¬ 
ten. Der damalige Staatspräsident Sar- 
kozy proklamierte eine Politik der „ to- 
lerance zero“ („Null Toleranz “)■ Das hieß: 
draufschlagen bis Ruhe ist. Und dann wei¬ 
ter verrotten lassen. 

Es ist die Not der Menschen in den 
„banlieues“ (Vorstädten), die rechts freie 
Räume schafft und Rechtspopulismus 
und Rassismus wachsen lässt. Frankreich 
leidet - wie ganz Europa - unter diesem 
explosiven Gemisch. 

In Pierrefitte-sur-Seine kam es nun zu 
Lynchjustiz. Für Einbrüche und einge¬ 
schlagene Scheiben machten Polizei und 
diverse Anwohner umgehend die Roma 
verantwortlich. Der 16-jährige Darius ge¬ 
riet ins Visier. Später finden ihn Passan¬ 
ten, nachdem ihn ein dutzend Männer 
verschleppt und in einem Keller brutal 
misshandelt und schließlich bewusstlos 
zurückgelassen hatten. Ein Foto zeigt ihn: 
das Gesicht kaum mehr zu erkennen, sei¬ 
ne Kleidung zerrissen und verdreckt. Nun 
liegt er im künstlichen Koma, ob er ge¬ 
sund wird, weiß niemand. 

Ganz Frankreich diskutiert-über die 
Gefahren, die von den Roma ausgehen. 
Wie sagte Sarkozy: „tolerance zero “ Da¬ 
hin führt die Duldung von Rechtspopu¬ 
lismus und Rassismus durch die Politik. 


Dienstag 

Hilfsorganisationen sind immer öfter 
Ziel lebensbedrohender Attacken. Darauf 
macht heute Frank Dörner aufmerksam. 
Er ist Geschäftsführer von „Ärzte ohne 
Grenzen Bei der Vorstellung des Jah¬ 
resberichtes seiner Organisation für 2013 
nennt er als eine der Hauptvoraussetzun¬ 
gen für eine erfolgreiche Arbeit in Krisen¬ 
gebieten die strikte Überparteilichkeit. 

Nach seinen Worten bleibt diese da auf 
der Strecke, wo Politik humanitäre Hilfe 
und militärisches Eingreifen verknüpfe. 
An die Bundesregierung und andere west¬ 
liche Staaten appellierte er dringend, die 
Arbeit von Helfern nicht für ihre Zwecke 
zu instrumentalisieren. 

Leider ist genau dies eine der wich¬ 
tigsten Taktiken der weltweiten Interven¬ 
tionspolitik des freien Westens. Bismarck 
formulierte einst, dass es im Interesse des 
deutschen Reiches liege, dass „die türki¬ 
sche Wunde offen bleibtHeute liegt es 
im Interesse unserer Anti-Terror-Strate¬ 
gen, dass die halbe Welt eine schwärende 
Eiterbeule ist. 

★ 

Apropos Eiterbeule. Wer auf die marode 
Bahn AG drückt, dem spritzt jeden Tag 
neuer Unrat aus Korruption und Unfä¬ 
higkeit entgegen; heute hat er Gesicht, Na¬ 
men, Schlips und Kragen: Ronald Pofalla. 

Mittwoch 

Passagierflugzeuge gelten als das sicherste 
Verkehrsmittel der Welt. Bei Starts, Lan¬ 
dungen und Turbulenzen wird trotzdem 
viel gebetet - auch zu Marx und Lenin. 
Über allem steht die Statistik. Aber wie 
lange noch? 


Es gibt Schwierigkeiten mit den Türen 
des Airbus 380. Die sollen sich während 
des Fluges öffnen können. Dieser Darstel¬ 
lung widerspricht der Airbus-Sprecher: 
„Die Tür kann sich schon rein physika¬ 
lisch nicht während des Fluges öffnen.“ 

Dem widersprechen mehrere Vorfäl¬ 
le. So hatte sich am 11. Februar 2013 auf 
einem Emirates-Flug von Bangkok nach 
Hongkong in 27 000 Fuß Höhe eine der 
Türen des A380 einen kleinen Spalt weit 
geöffnet. Es habe einen Knall gegeben. 
Dann sei es unbeschreiblich laut und sehr 
kalt in der Kabine geworden. Flugbeglei¬ 
ter hätten den Spalt daraufhin mit Decken 
abgedichtet. Es ist allerdings ein Gerücht, 
dass dieFlugbegleiter wegen mangelnder 
Physik-Kenntnisse entlassen wurden. 

Freitag 

Nicht ohne Medien-Tam-Tam schlie¬ 
ßen die EU-Finanzminister ein Steuer- 
Schlupfloch für internationale Groß¬ 
konzerne. Die konnten bisher Geld zwi¬ 
schen Mutter- und Tochterfirmen, die in 
verschiedenen Ländern angesiedelt sind, 
so hin- und herschieben, dass die Steu¬ 
ern entfielen. Doppelte Nichtbesteuerung 
bei hybriden Finanzierungsinstrumenten 
hieß das. Ab 2016 wird es verboten sein. 

Was das soll, wird allerdings nicht klar. 
Selbst Bundesfinanzminister Schäuble 
muss auf Nachfrage zugeben, dass es für 
die Konzerne weiter jede Menge legale 
Möglichkeiten gibt, eine Nichtbesteuerung 
zu erreichen. Wer das für absurd hält, liegt 
nicht ganz richtig. 

Denn, wenn es nicht so wäre, hätte 
dieser Propaganda-Coup der Unbestech¬ 
lichen nie stattgefunden. Adi Reiher 


Hoeneß leistet sich Zweitsport-Titel 

Bayern München gewinnt Basketballmeisterschaft gegen Berlin 


Am Ende war es doch recht deutlich: 
mit 3:1 durch einen 75:62 Auswärtssieg 
ging die Finalserie best of five an Bay¬ 
ern München. Überraschend daran war 
eher die gute Saison und der Einzug 
von ALBA Berlin ins Finale, denn die 


Leistungsträger der vergangenen Sai¬ 
son (Schaffartzik, Thompson, Djedovic, 
Idbihi) wurden für die Saison 2013/14 
von Bayern München eingekauft. Ent¬ 
sprechend schlecht waren die Berliner 
Fans auf ihre ehemaligen Helden zu 
sprechen. 

In Zeiten des Profisports vielleicht 
etwas lächerlich, dass die Emotionen 
bei den Berliner Fans so hochkochten, 
weil „ihre“ Spieler den Verein wech¬ 
seln, um mehr Geld zu verdienen. Bay¬ 
ern hat mit angeblich 12 Millionen 
Euro zwar den deutlich höchsten Etat 
der Basketballbundesliga, allerdings 
ist der ständige An- und Verkauf von 
Spielern auch in der laufenden Saison 
nicht auf Münchner Mist gewachsen, 
sondern seit Jahren gängige Praxis in 
der höchsten Klasse Beko Basketball 
Bundesliga (BBL). 

Und: Alle Vereine sind sehr glück¬ 
lich über die Entscheidung des Uli 
Hoeneß, sich nebenbei dem Basket¬ 
ball zu widmen: mehr Fernsehübertra¬ 
gungen, mehr Sponsoren, mehr Presse, 
mehr Werbung (u.a. für die Bundes¬ 
wehr), Livestreams usw. bringen mehr 
Geld für alle Vereine. Tatsächlich neu 


ist die Haltung, dass Basketball als 
Anreiz nicht ausreicht, um Zuschau¬ 
erinnen und Zuschauer zu gewinnen. 
Hoeneß hat so beispielsweise neue 
(US-amerikanische) Sitten eingeführt, 
damit Basketball in München über¬ 


haupt zum Thema wird: Fußballer des 
FCB, Schauspielerinnen und Schau¬ 
spieler sowie Politikerinnen und Politi¬ 
ker laufen regelmäßig auf, um kamera¬ 
wirksam auf der Tribüne zu sitzen. Und 
auch der Versuch, das Thema Basket¬ 
ball durch Skandale und Angriffe auf 
gegnerische Trainer, Fans usw. in die 
Bild-Zeitung zu bringen, ohne ein Wort 
über sportliche Leistungen zu verlieren, 
ist sicherlich ein aus dem Fußballge¬ 
schäft übertragenes Geschäftsmodell. 

Die Bayern wären nicht die Bay¬ 
ern, wenn sich ihre Planungen auf den 
Gewinn der deutschen Meisterschaft 
beschränken würden. Bis 2020 soll die 
BBL stärkste Liga Europas werden. 
Das könnte gelingen, selbst wenn die 
Jugendförderung in Deutschland sich 
nicht wesentlich verbessern wird - 
denn die Spitzenvereine in Spanien 
und Griechenland haben finanzielle 
Probleme mit den Auswirkungen des 
EU-deutschen Spardiktats, sinkenden 
Löhnen und entsprechend geringerer 
Nachfrage nach Tickets, Fanartikeln 
usw. 

Ein Alley 00 p* zwischen Politik und 
Sport - Kanzlerin Merkel und Börsen¬ 


junkie Hoeneß arbeiten also auch an 
dieser Front Hand in Hand. 

Sicher ist, dass die Bayern in den 
nächsten Jahren zu einem europäi¬ 
schen Spitzenteam aufsteigen wer¬ 
den und gleichzeitig das Problem ha¬ 
ben, dass - außer in Russland - kaum 
Marktzuwachs für den europäischen 
Basketball zu erwarten sein wird. Ein 
kommerzieller Erfolg wird Bayern 
München also nur dann, wenn der 
Verein nach dem Vorbild der deut¬ 
schen Exportwirtschaft Raubbau an 
der Substanz anderer betreibt. Der 
deutsche Basketball bleibt also span¬ 
nend trotz zu erwartender Dominanz 
der Bayern in den nächsten Jahren ... 
zumindest für Menschen, die gerne 
Klatschspalten oder Börsenmeldun¬ 
gen lesen. 

Lars Mörking 

*Alley 00 p ist ein Basketball-Bewe¬ 
gungsablauf, bei dem Spieler A Spie¬ 
ler B den Ball zuwirft und dieser den 
Ball während des Sprungs in der Luft 
über Korbniveau in Korbnähe fängt 
und noch in der Sprungphase per Kor¬ 
bleger wirft oder dunkt. 


Der rote Kanal 


Krieg der Patente, D 2014 

Internationale Konzerne versu¬ 
chen über das Patentrecht, ihren 
Einfluss auf Produktions- und Le¬ 
bensweise auszuweiten. Von tech¬ 
nischen Entwicklungen bis zu den 
menschlichen Genen reicht die 
Palette. Die Folgen sind handfest, 
wie der Film auch am Beispiel des 
Widerstandes gegen Reispatente in 
Indien zeigt. 

Di., 1.7., 22.55-0.20 Uhr, arte 

Billig . Billiger: Banane, D 2014 

Die Banane erfreut sich ungebro¬ 
chener Beliebtheit in unserer Re¬ 
publik. Der seit 20 Jahren unver¬ 
ändert niedrige Preis hat fatale 
Folgen für die Arbeiter und die 
Umwelt in den Anbaugebieten La¬ 
teinamerikas. 

Mi., 2.7., 19.00-19.45 Uhr, bayern 










